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Vorwort. 


Das  internationale  Komitee  der  Internationalen 
Vereinigung  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  hat 
in  seiner  am  6.  und  7.  September  1912  abgehaltenen 
Sitzung  beschlossen,  den  vom  Herrn  Dr.  Emerich 
Ferenczi  erstatteten  Bericht,  betitelt  „Le  chömage  et 
les  migrations  internationales  des  travailleurs"  (Gand 
1912)  den  nationalen  Sektionen  behufs  Stellungnahme 
zur  Frage  der  Wanderungen  zu  übermitteln. 

Um  den  internationalen  Gedankenaustausch  über 
dieses  bedeutende  Problem,  das  auch  einen  wichtigen 
Beratungsgegenstand  des  im  September  1913  in  Gent  ab- 
zuhaltenden internationalen  Arbeitslosigkeitskongresses 
bilden  wird,  zu  fördern,  veröffentlicht  die  ungarische 
Sektion  der  Internationalen  Vereinigung  diesen  Bericht 
nun  auch  in  deutscher  Sprache. 

Budapest,  den  1.  Dezember  1912. 
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Die  Arbeitslosigkeit  und 
die  internationalen  Arbeiterwanderungen. 


1.  Das  Problem. 

Das  internationale  Komitee  der  Internationalen  Vereinigung 
zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  hat  in  seiner  am  1.  und 
2.  September  1912  in  Gent  abgehaltenen  Sitzung  meine  Anregung, 
die  Frage  der  Aus-  und  Einwanderung  in  ihren  Beziehungen 
zur  Arbeitslosigkeit  in  den  Rahmen  seiner  Studien  einzufügen, 
mit  Interesse  aufgenommen  und  mich  beauftragt,  meinen  Antrag 
der  in  diesem  Jahre  in  Zürich  abzuhaltenden  Sitzung  des  Ko- 
mitees in  einem  schriftlichen  Berichte  zu  unterbreiten. 

Der  Zweck  des  hier  folgenden  Berichtes  ist,  vorerst  den 
Zusammenhang  zwischen  den  internationalen  Wanderungen  und 
der  Arbeitslosigkeit  prinzipiell  zu  beleuchten.  Es  soll  der  Ver- 
such gemacht  werden,  jene  speziellen,  wissenschaftlichen  und 
praktischen  Arbeitsgebiete  darzustellen,  die  aus  diesem  Zusam- 
menhange für  die  Internationale  Vereinigung  zur  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit  folgen. 

Die  modernen,  mit  der  Entfaltung  des  Kapitalismus  eng 
zusammenhängenden  Wanderungen  übertreffen  an  Bedeutung 
und  Ausdehnung  alle  grossen  Völkerwanderungen  älterer  Zeiten. 
Sie  entreissen  ganze  Generationen  dem  Vaterlande  und  lassen 
in  fremden  Weltteilen  neue  Nationen  entstehen.  Diese  Wan- 
derungen hängen  mit  dem  Bestreben  nach  möglichst  grossem 
wirtschaftlichen  Nutzen  eng  zusammen,  das  den  kapitalisti- 
schen Arbeitgeber  wie  den  „freien"  Arbeiter  erfüllt.  Ein  Be- 
streben, unter  dessen  Einfluss  auch  die  Konkurrenz  der  Arbeit- 
geber um  Arbeiter  und  der  Arbeiter  um  möglichst  gut  entlohnte 


und  beständige  Arbeit  nicht  mehr  national  abgesondert,  sondern 
auf  Grund  der  allgemein  zugestandenen  Freizügigkeit  und  des 
sich  stets  billiger  und  rascher  abwickelnden  Verkehrs  auf  einem 
internationalen  Arbeitsmarkte  vor  sich  geht. 

Das   Problem    der    internationalen  Wanderungen    in  seinen. 
Beziehungen  zur  Arbeitslosigkeit  hat  für  die  Internationale  Ver- 
einigung zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  eine  von  Tag  zu 
Tag  steigende  Bedeutung.  Die  in  den  Einwanderungsländern  (Nord- 
amerika, Kanada,  Australien,  Grossbritannien,  Frankreich  u.s.w.) 
gerade  in  jüngster    Zeit    vordringenden    Bestrebungen    zu  einer 
gesetzlichen  Einschränkung  der  Einwanderung  und  manche  ver- 
wandte Bestrebungen  in  einigen  Auswanderungsländern  gegen- 
über   der    Auswanderung    dürften    auch    auf    das   Problem   der 
Arbeitslosigkeit  eine  grosse  Rückwirkung  ausüben.  Es  wäre  ein 
grosses  Verdienst    unserer  Vereinigung,  wenn    sie    diese  grosse 
Frage  der  Weltwirtschaft    und   der  internationalen  Sozialpolitik 
in  den   Rahmen    ihrer    Studien    und    praktischen    Bestrebungen 
einfügen  würde.  Es  gibt  heute  kein  internationales   Forum,  das 
diese    hochwichtige  Frage  vom  Standpunkt  der   internationalen 
Zweckmässigkeit    und    sozialen    Gerechtigkeit  ständig  verfolgen 
und  eingehend  behandeln  würde.    Gegenüber  einseitigen  natio- 
nalen,   Klassen-    und    Rasseninteressen    wäre    es    angezeigt,  ein 
wissenschaftliches  Tribunal  zu  schaffen,  eine  Art  wirtschaftliches 
Haag,    das    auf  Grund  unparteiischer  Studien  Wege  und  Mittel 
suchen  würde,  die    internationalen    Gegensätze   auf  diesem  Ge- 
biete von  den  Gesichtspunkten  jenes  Ideals  aus  zu  mildern,  dass  die 
Arbeitslosigkeit  auch  durch  die  Wanderbewegung  für  die  heutige 
und  kommende  Generation  möglichst  eingeschränkt  werde.  Die 
auf  diesem  Gebiete    auftauchenden    Fragen    wurden   schon  des 
öftern    von    internationalen    wirtschaftlichen   und    wissenschaft- 
lichen Vereinigungen  behandelt,  doch  immer  nur  vorübergehend^ 
als  eines  und  nicht  gerade  das  wichtigste  ihrer  Arbeitsgebiete. 
Für   unsere  Vereinigung    aber    gibt    es  —  meines  Erachtens  — 
keine    wichtigere    Frage,    als     das    internationale  Wanderungs- 
problem.   Gibt    es    doch  europäische    und  überseeische  Länder, 
für  die  das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  und  ihrer  Bekämpfung 
hauptsächlich  in  der  konkreten  Form    der  Aus-  bezw.  Einwan- 
derung   Bedeutung    besitzt.    Doch    gibt    es   kaum  einen  Kultur- 
staat, für  dessen  Arbeitsmarkt  die  internationalen  Wanderungen 
keine  Bedeutung  hätten. 


Schon  die  einheitliche  statistische  Behandlung  der  internatio- 
nalen Wanderungen  ist  ein  in  der  Praxis  noch  ziemlich  vernach- 
lässigtes Gebiet  der  internationalen  Statistik.  Dies  ist  schon  ein 
Gebiet,  auf  dem  unserer  Vereinigung  —  womöglich  im  engen 
Kontakt  mit  dem  Internationalen  Statistischen  Institut,  das  auf 
diesem  Gebiete  schon  seit  geraumer  Zeit  (Session  1853,  1873, 
1895,  1901,  1903  zuletzt  London  1906)  erfolgreiche  theoretische 
Studien  pflegt  —  grosse  Aufgaben  harren.1  Die  folgenden  zwei 
Übersichten  der  Aus-  und  Einwanderungsländer,  entnommen  der 
verdienstvollen  Publikation  des  italienischen  statistischen  Amtes-, 
geben  die  heute  bestmögliche  Impression  über  die  Bedeutung, 
die  unser  Problem  in  den  letzten  Jahrzehnten  erlangt  hat  Nur 
muss  bemerkt  werden,  dass  die  auf  sehr  verschiedenen  metho- 
dologischen Grundlagen  gewonnenen  Daten  keinen  exakten  Ver- 
gleich gestatten. 


1  Vgl.  Bodio,  Siatistique  des  migrations ;  G.  von  Mayr,  Die  Ziele  des 
Ausbaus  der  Auswanderungsstatistik ;  G.  Thirring,  Plan  einer  internationalen 
Statistik  der  Wanderungen  im  Bulletin  de  l'Institut  international  de  siatis- 
tique, Tome  XIII.  1-ere  livr.  pag.  85.  et  suiv.  ;  410  et  suiv.  ;  457  et  suiv. ;  et 
G.  von  Mayr,  Die  Statistik  der  äusseren  Wanderungen,  zitiert  im  Bulletin  T. 
XIV.  2-eme  livr.  pag.  66.  et  suiv. ;  A.  Bosco,  Le  correnti  migratorie  fra  i  vari 
stati  ed  il  collocamento  degli  emigranti.  Istituto  Internationale  d'Agriculture. 
Roma,   1905.  Studi  et  Documenti. 

2  Statistica  della  Emigrazions  Italiana  Per  l'Estero  Negli  Anni  1908  e 
1909.  Introduzione  e  Confronti  Internationali.  Zuerst  versucht  von  Prof. 
Luigi  Bodio  für  das  Jahr  1877/78,  dann  öfters  wiederholt,  seit  1891  in 
separaten  Bänden. 
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a)  Diese  Zahlen  beziehen  sich  auf  österreichische  Auswanderer,  die  von  den 
Häfen  Fiume,  Triest,  Neapel,  Genua,  den  deutschen  Häfen  und  den  Häfen  von 
Amsterdam,  Rotterdam,  Antwerpen,  Boulogne-sur-Mer,  le  Havre,  Cherbourg,  Bordeaux 
und  Marseille  abgereist  sind,  mit  der  Bemerkung,  dass  sich  die  Zahlen  der  Häfen 
von  Genua,  Antwerpen  und  der  französischen  Häfen  auch  auf  die  ungarischen  Aus- 
wanderer beziehen,   ausgenommen  einige  Jahre. 

b)  Ungarische  Auswanderer,  die  von  den  deutschen  Häfen,  den  Häfen  von 
Amsterdam,  Rotterdam  und  für  einige  Jahre  auch  von  den  Häfen  von  Fiume,  Neapel, 
Genua,  Antwerpen,  le  Havre,   Cherbourg  und  Liwerpool  abgereist  sind. 

c)  Diese  Zahlen  beziehen  sich  auf  belgische  Auswanderer,  die  direkt  oder 
indirekt  nach  aussereuropäischen  Länder  abgereist  sind. 

d)  Bis  1899  beziehen  sich  diese  Zahlen  auf  die  spanische  Auswanderung  nach 
aussereuropäischen  Ländern,  ohne  der  spanischen  Auswandererbewegung  nach  den 
überseeischen  spanischen  Kolonien  Rechnung  zu  tragen.  Von  1900  an  vertreten 
diese  Zahlen  alle  spanischen  Auswanderer  nach  aussereuropäische  Länder. 

e)  Diese  auf  die  Jahre  1880  bis  1893  bezüglichen  Zahlen  sind  der  von  den 
Kommissären  der    französischen    Einschiffungshäfen     geführten    Statistik      entlehnt. 
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o — 

u 

zahl 

f) 

8) 

h) 

0 

22  056 

93  641 

227  542 

20  212 

? 

12  597 

? 

36  398 

7  255 

? 

1880 

26  826 

76  200 

243  002 

25  976 

10  100 

14  637 

? 

40  762 

10  935 

? 

1881 

32  242 

84  132 

279  366 

28  804 

7  304 

18  272 

? 

41  585 

10  896 

? 

1882 

31  139 

105  743 

320  118 

22  167 

4  855 

19  251 

? 

25  911 

12  758 

? 

1883 

21  953 

72  566 

242  179 

14  776 

3  729 

17  518 

? 

17  895 

8  975 

1554 

1884 

21  367 

60  017 

207  644 

13  981 

2  146 

13  153 

18' 550 

18  466 

6  928 

3  461 

1885 

25  323 

61  276 

232  900 

15  158 

2  024 

13  738 

33  724 

28  271 

5  803 

3  007 

1886 

34  365 

78  901 

281  487 

20  741 

5  018 

16  521 

29  355 

46  556 

6  801 

4  736 

1887 

35  873 

73  233 

279  928 

21  452 

4  298 

23  632 

38  747 

45  864 

7  432 

6  552 

1888 

25  354 

64  923 

253  795 

12  642 

9  111 

19  647 

25  874 

29  067 

7  445 

7  772 

1889 

20  653 

57  484 

218  116 

10  991 

3  526 

28  945 

85  548 

30  128 

6  693 

8  166 

1890 

22  190 

58  436 

218  507 

13  341 

4  075 

33  234 

109  515 

38  318 

6  521 

13  618 

1891 

23  325 

52  902 

210  042 

17  049 

6  299 

20  772 

74  681 

41  275 

6  629 

10  209 

1892 

22  637 

52  132 

208  814 

18  778 

4  820 

30  093 

40  545 

37  504 

5  229 

13  679 

1893 

14  432 

42  008 

156  030 

5  642 

1  146 

26  656 

17  792 

9  678 

2  863 

16  726 

1894 

18  294 

54  349 

185  181 

6  207 

1  314 

44  419 

36  725 

15  104 

3  107 

22  411 

1895 

16  866 

42  222 

161  925 

6  679 

1  387 

27  625 

32  127 

15  175 

2  441 

27  565 

1896 

16  124 

35  678 

146  460 

4  669 

792 

21  369 

18  107 

10  314 

1  778 

23  857 

1897 

15  570 

34  395 

140  644 

4  859 

851 

23  280 

27  853 

8  683 

1  694 

33  297 

1898 

16  072 

42  890 

146  362 

6  699 

1  347 

17  541 

44  201 

12  028 

1  701 

51  057 

1899 

20  472 

45  905 

168  825 

10  931 

1  899 

20  861 

51  626 

16  434 

2  650 

41  339 

1900 

20  920 

39  210 

171  715 

12  745 

1  874 

20  439 

46  888 

20  464 

2  968 

24  034 

1901 

26  285 

42  256 

205  662 

20  343 

2  301 

23  880 

58  474 

33  477 

3  617 

32  900 

1902 

36  80] 

45  568 

259  950 

26  784 

2  963 

21  291 

72  223 

35  975 

4  669 

35  663 

1903 

37  445 

58  257 

271  435 

22  264 

2  440 

27  927 

84  120 

18  968 

3  727 

27  377 

1904 

41  510 

50  159 

262  077 

21  059 

2  297 

33  318 

78  469 

20  862 

3  780 

19  466 

1905 

53  162 

52  210 

325  137 

21  967 

2  548 

37  725 

122  191 

21  692 

3  835 

58  851 

1906 

66  355 

64  096 

395  680 

22  135 

4  393 

41  837 

115  387 

19  818 

4  384 

43  627 

1907 

42  273 

38  352 

(n)263   199 

8  497 

3  030 

39  973 

44  233 

9  246 

2  801 

21  344 

1908 

52  884 

44  069 

(o)288  761 

16  152 

2  939 

38  073 

87  022 

18  894 

3  716 

? 

1909 

Die  Zahlen  seit  1894  sind  aus  dem  Annuaire  statistique   1909,   der   in   der  Statistique 
genital  de  la  France  erscheint,   angeführt. 

f)  Diese  Zahlen  beziehen  sich  auf  jene  holländischen  Auswanderer,  die  in  den 
holländischen  Häfen  direkt  nach  aussereuropäische  Länder  eingeschifft  werden. 

g)  Russische  Auswanderer,  welche  in  deutschen  Häfen  unmittelbar  nach 
aussereuropäische  Länder  eingeschifft  werden. 

h)  Diese  Zahlen  sind  den  von  den  Auswanderungsagenturen  laut  des  Bundes- 
gesetzes 1881  geführten  Listen  entnommen  und  beziehen  sich  ausschliesslich  auf 
schweizerische  Auswanderer. 

i)  Zahl  der  Personen,   die  ins  Ausland  Pässe  erhalten  haben. 

I)  In  diesen  Zahlen  sind  jene  österreichischen  Auswanderer  inbegriffen,  die  in 
den  Häfen  von  Hamburg,  Bremen  und  Rotterdam  nach  England  eingeschifft  wurden. 

m)  In  dieser  Zahl  sind  die  ungarischen  Auswanderer  nach  England   inbegriffen. 

n)  In  diesen  Zahlen  sind  5588  Auswanderer  nach  den  britischen  Kolonien 
inbegriffen. 

o)  In  diesen  Zahlen  sind  6271  Auswanderer  nach  den  britischen  Kolonien 
inbegriffen. 
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Einwanderung  ohne  Unterscheidung  der  Nationalität  in  einer  Anzahl 

von  amerikanischen  Staaten  nach    der    australischen    Konföderation 

und  Neuseeland  in  den  Jahren  1880 — 1909. 
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1880 

38  505 

593  703 

? 

30  355 

41  651 

9  208 

? 

? 

15  154 

1881 

47  991 

720  045 

? 

11  548 

47  484 

8  336 

? 

? 

9  688 

1882 

112  458 

730  349 

? 

29  589 

51  503 

10  116 

? 

? 

10  945 

1883 

133  624 

570  316 

? 

34  015 

63  243 

11  086 

? 

? 

19  215 

1884 

103  824 

461  346 

? 

24  890 

77  805 

11  954 

? 

? 

20  021 

1885 

79  169 

332  361 

? 

35  440 

108  722 

15  679 

? 

? 

16  199 

1886 

69  152 

392  887 

? 

33  486 

93  116 

12  291 

ioi 

? 

16  101 

1887 

84  526 

516  933 

? 

55  965 

120  842 

12  867 

564 

? 

13  689 

1888 

88  766 

525  019 

? 

133  253 

155  632 

16  581 

1  063 

? 

13  606 

1889 

91  600 

431  935 

? 

65  246 

260  909 

27  349 

1  491 

? 

15  392 

1890 

75  067 

495  021 

? 

107  474 

110  594 

24  117 

1  419 

? 

15  028 

1891 

82  165 

595  251 

? 

216  760 

52  097 

19  916 

448 

? 

14  431 

1892 

? 

547  060 

? 

86  203 

73  294 

11  871 

539 

? 

18  122 

1893 

? 

495  030 

? 

134  805 

84  420 

9  543 

656 

? 

26  135 

1894 

? 

250  313 

? 

60  984 

80  671 

11  875 

468 

? 

25  237 

1895 

? 

303  226 

? 

167  618 

80  988 

9  158 

? 

? 

21  862 

1896 

? 

257  416 

? 

158  132 

135  205 

10  505 

? 

? 

17  236 

1897 

21716 

222  399 

? 

146  362 

105  143 

9  140 

? 

? 

18  592 

1898 

31  900 

255  407 

? 

(l)   78  109 

95  190 

9  467 

? 

? 

18  855 

1899 

44  543 

361  318 

? 

54  629 

111  083 

9  006 

? 

? 

18  506 

1900 

ig)     23  895 

472  126 

? 

40  300 

105  902 

8  892 

? 

? 

18  074 

1901 

/  49  149 

522  573 

22  894 

85  306 

125  951 

9  620 

? 

? 

25  086 

1902 

1  67  379 

739  289 

11  986 

52  204 

96  080 

6  883 

? 

45*501 

30  293 

1903 

(h)[l28  364 

937  371 

18  054 

34  062 

112  671 

7  268 

? 

44  130 

30  883 

1904 

130  331 
446  266 

808  257 

29  116 

46  164 

161  078 

7  008 

? 

46  336 

32  632 

1905 

1  054  442 

54  219 

70  295 

221  622 

7  878 

? 

48  836 

32  685 

1906 

(i)   271  683 

1  214  836 

34  556 

73  672 

302  249 

8  664 

? 

54  164 

39  233 

1907 

277  373 

1  334  166 

29  572 

67  787 

257  924 

8  580 

? 

68  638 

36  108 

1908 

148  700 

410  319 

31  227 

94  695 

303  112 

8  905 

? 

72  208 

44  970 

1909 

? 

957  105 

31  286 

78  777 

278  508 

9  340 

? 

83  609 

38  650 

a)  Vom  Jahre  1882  bis  1886  hat  man  keine  Daten  über  die  Aus-  und 
Einwanderung  in  Kanada  gesammelt,  da  man  mit  der  Schwierigkeit  rechnen 
musste,  die  Wanderbewegung  zwischen  Kanada  und  den  Vereinigten  Staaten 
festzustellen.  Die  hier  angeführten  Zahlen  beziehen  sich  auf  Einwanderer  nach 
Kanada,  die  die  Absicht  hatten,  sich  ständig  im  Lande  niederzulassen. 

b)  Diese  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  Einwanderung  im  engeren  Sinne, 
d.  h.  auf  die  Fremden,  die  mit  der  Absicht  angelangt  sind,  sich  im  Lande 
ständig  niederzulassen. 
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Wir  stehen  hier  vor  einer  gigantischen  Bewegung  von  über- 
wiegend proletarischen  Elementen,  die  in  manchen  Einwande- 
rungsländern alle  nationalen  Einrichtungen  zur  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit,  ja  der  ganzen  sozialen  Wohlfahrtspolitik 
in  Frage  stellen  kann,  ohne  möglicherweise  in  den  Auswande- 
rungsländern den  Arbeitsmarkt  zu  entlasten  und  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  wenigstens  für  die  kommenden  Ge- 
schlechter zu  verbessern.  Obzwar  hier  nur  auf  die  extremste 
Möglichkeit  hingewiesen  wird,  folgt  dennoch  hieraus,  dass  un- 
sere Vereinigung  gerade  durch  ihr  internationales  Gepräge 
unabweisbar  vor  der  Aufgabe  steht,  die  sich  auf  diesem  Ge- 
biete für  sie  ergebenden  Probleme  auf-  und  klarzustellen;  und 
zwar  muss  dies  dem  Janus-Charakter  des  Problems  entsprechend 
stets  gleichzeitig  von  den  Gesichtspunkten  der  Aus-  und  Ein- 
wanderungsländer aus  geschehen. 

Die  Auswanderung,  die  seit  dem  Anfang  des  vergangenen 
Jahrhunderts  Dimensionen  annahm,  wie  sie  die  Welt  noch  nicht 
gesehen  hat,  konnte  und  kann  auch  heute  nicht  pure  et  simple 


c)  Die  Einwanderungszahlen  nach  Brasilien  sind  einer  Publikation  der 
Generaldirektion  für  Statistik  (Direction  general  de  Esatistica),  betitelt  „Denk- 
schrift betreffend  die  nationale  Ausstellung  vom  Jahre   1908",  entnommen. 

d)  Gesammteinwanderung,   inbegriffen  jene,  die  von  Montevideo  ausgeht. 

e)  Passagiere  I.,  II.  und  III.  Klasse,  die  von  überseeischen  Landern  im 
Hafen  von  Montevideo  ankommen. 

/)  Die  in  dieser  Rubrik  angeführten  Zahlen  beziehen  sich  ausschliesslich 
auf  Einwanderer  aus  überseeischen  Ländern. 

g)  Diese  Zahl  bezieht  sich  auf  die  Einwanderung  nach  Kanada  während 
des  ersten  Halbjahrs   1900. 

h)  Die  Zahlen  von  1901  bis  1905  beziehen  sich  auf  das  Finanzjahr  vom 
1.  Juli  des  vorangehenden  Jahres  bis   zum  30.  Juni  des   angegebenen  Jahres. 

i)  Diese  Zahl  bezieht  sich  auf  die  Einwanderung  während  der  Periode 
von  18  Monaten  vom  1.  Juli  1905  bis  31.  Dezember  1906  (56,493  Einwanderer 
für  das  zweite  Halbjahr  1905,  215.190  für  das  Jahr  1906). 

I)  Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  waren  es  die  Regierungen  von  Sao  Paolo 
und  Minas  Geraes,  welche  für  die  Einwanderung  die  höchsten  Zuschüsse 
gewährt  haben,  aber  zufolge  der  Kaffeekrise  beschlossen  die  beiden  Staaten 
in  ihrem  Budget  die  grösste  Sparsamkeit  wahrzunehmen  und  namentlich  die 
Prämien  zu  gunsten  der  Einwanderung  aufzuheben.  Das  Gesetz  vom  13.  Sep- 
tember 1905  hat  der  Bundesregierung  die  nötige  Vollmacht  gegeben,  die 
Einwanderung  zu  fördern  und  für  die  Arbeitsvermittlung  der  Einwanderer 
zu  sorgen,  Aufgaben,  die  anfangs  den  verschiedenen  Staaten  der  Konföde- 
ration oblagen. 
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mit  Arbeitslosigkeit  im  Auswanderungslande,  die  Einwanderung 
mit  Arbeitermangel  im  Einwanderungslande  gleichgesetzt  werden. 
Bestand  doch  ein  bedeutender  Teil  der  Auswanderer,  besonders 
in  der  älteren  Periode  der  modernen  Massenwanderungen 
aus  selbständigen  Existenzen,  auch  die  auswanderenden  Arbeiter 
waren  oft  mehr  durch  politische  und  sonstige  missliche  Verhältnisse 
zur  Auswanderung  veranlasst,  und  der  Zweck  der  überwiegenden 
Mehrzahl  all  dieser  Einwanderer  war  nicht,  vorübergehende 
Erwerbsarbeit,  sondern  ständige  Niederlassung  im  Einwanderungs- 
lande zu  finden.  Alle  diese  Erscheinungen  treffen  oft,  obzwar  in 
kleinerem  Masse,  auch  auf  die  heutigen  Wanderungen  zu.  An- 
dererseits gibt  es  auch  heute  in  den  Auswanderungsländern 
Gebiete,  in  denen  trotz  Arbeitslosigkeit  keine  Auswanderung 
und  wieder  andere  Gebiete,  wo  trotz  Arbeitermangels  Aus- 
wanderung stattfindet. 

Das  Schwergewicht  der  Auswanderung  hat  sich  nun,  wie 
dies  schon  aus  der  obigen  allgemeinen  Übersicht  hervorgeht, 
in  den  letzten  zwei,  drei  Jahrzehnten  von  den  industriellen 
Weststaaten  immer  mehr  nach  den  südlichen  und  östlichen  Agri- 
kulturstaaten des  europäischen  Kontinents  verschoben.  Die  fol- 
gende Zusammenstellung  zeigt  dies  historisch  für  das  bis  heute 
wichtigste  und  für  die  Entwicklung  der  ganzen  Auswanderungs- 
frage charakteristische  Einwanderungsland,  für  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 


LAND 

Auswan- 
derungs- 
epoche 

Jahr  der 
maximalen 
Auswan- 
derung 

Zahl    der 

maximalen 

|   Auswanderung 

Die  Auswan- 
derung im  Jahre 
1909,    in 
runden   Ziffern 

Frankreich 

1832-1892 

1851 

20.000 

7.000 

Grossbritannien 

1842-1895 

1851 

270.000 

72.000 

Deutschland 

1846-1894 

1882 

250.000 

25.000 

Holland 

1847-1894 

1882 

10.000 

4.700 

Schweiz 

1852—1894 

1881 

11.000 

2.500 

Skandinavische  Halbinsel 

1869—1894 

1882 

105.000 

32.000 

Oesterreich  u.    Ungarn 

1881-1909 

1907 

338.000 

1 70.000 

Italien 

188 -—1909 

1907 

285.000 

183.000 

Russland 

1887-1909 

1907 

L- 59.000 

120.000 

Balkan  u.  Portugalien 

1899— 

1907 

1 
Daten  sind 

unpünktlich 

Während  in  den  Vereinigten    Staaten    die    Süd-  und   Ost- 
europäer   im    Jahre    1860  nur     T2    v.   H.  der   fremden  Bevölke- 
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rung  Amerikas  bildeten,  stieg  ihr  Prozentsatz  im  Jahre  1900 
schon  auf  18*1  v.  H.  und  die  Hochflut  dieser  Einwanderung 
stellte  sich  eigentlich  erst  zu  diesem  Zeitpunkt  ein. 

Durch  diese  örtliche  Verschiebung  haben  die  internationalen 
Wanderungen  für  das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  eine  erhöhte 
Bedeutung  erlangt.  Die  Subjekte  der  neueren  internationalen 
Wanderungen  sind  nämlich  in  ihrem  weit  überwiegenden  Teile 
ungelernte  Arbeiter,  grösstenteils  aber  agrarisch  proletarische 
Existenzen  der  süd-  und  osteuropäischen  Länder.  Laut  der  ausge- 
zeichneten italienischen  Auswanderungstatistik  betrug  im  Jahre 
1901  unter  den  mehr  als  15  Jahre  alten  Auswanderern  die 
Proportion  der  Urproduzenten  (agricoltori)  34.58  v.  H.,  die 
der  Erdarbeiter,  Handlanger  und  Taglöhner  31 '5  v.  H.  Von  den 
österreichisch-slavischen  Auswanderern  wird  das  bäuerliche  und 
landwirtschaftliche  Arbeiterelement  auf  70 — 80  v.  H.,  von  den 
ungarischen  Auswanderern  auf  85 — 90  v.  H.  geschätzt.1 

In  dem  Berichte  Augusto  Boscos  über  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiterwanderungen  finden  wir  folgende,  heute  etwas 
überholte  Zusammenstellung  über  den  Anteil  der  landwirtschaft- 
lichen Auswanderer  an  der  Gesamtauswanderung.2 


1  Laut  der  unvollkommenen  Auswanderungstatistik  Ungarns  war  die 
Verteilung  der  Auswanderer  aus  dem  ungarischen  Reiche  im  Jahre  1910  nach 
Beschäftigungszweigen  die  folgende  : 

Beschäftigungszweig  Zahl  Prozent 

Selbständige  Urproduzenten    19.219  24.9 

Landwirtschaftliches  Gesinde  und  Tag- 
löhner     ._  35.686  46.2 

Bergwerker  und  Bergarbeiter ..-   .--   ...  751  1.0 

Selbständige  Gewerbetreibende     1812  2.4 

Selbständige  Kaufleute -  ...  243  ■             0.3 

Hilfsarbeiter  in  der  Industrie  und  beim 

Verkehr 6984  9.0 

Intelligenz 526  0.7 

Sonstige  Taglöhner 7658  9.9 

Häusliche  Dienstboten  ...  3106  4.0 

Sonstige  u.  unbekannte  Beschäftigung  1225  1.6 

77.210  100.0 

2  Es  muss  jedoch  bemerkt  werden,  dass  einige  wichtige  Auswanderungs- 
länder in  dieser  Übersicht  überhaupt  nicht  berücksichtigt  wurden. 

Für  Italien,  Belgien  und  die  Schweiz  sind  auch  die  europäischen  kon- 
tinentalen Auswanderer  gerechnet. 
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Landwirtschaftliche  Auswanderung  aus  verschiedenen  Staaten  Europas. 


STAATEN 

Die  in  Be- 
tracht ge- 
zogene Aus- 
wanderungs- 
periode 

Gesamtzahl  der 
Auswanderer,  die 

den  landwirt- 

schaftl.  Klassen 

angehören 

Proportio- 
Tielle  Ziffern 
nach  100 
Auswan- 
derern 

Prozentuelle  Pro- 
portion der  land- 
wirtschaftlichen 
Gesamt- 
bevölkerung 

Italien 

1899-1903 

284.613 

70.7 

56.7 

Oesterreich 

1899-1903 

41.447 

70.2 

64.3 

Belgien 

1898-1902 

1.526 

12.4 

22.9 

Schweiz 

1898-1902 

3.445 

30.4 

37.4 

Deutschland 

1899-1903 

8.889 

32.6 

37.5 

England 

1 

Schottland 

1809-1993 

30.069 

17.9 

15.1 

Irland 

' 

Dänemark 

1899-1903 

414 

14.4 

27.1 

Schweden 

1897-1901 

5.002 

27.8 

54.0 

Norwegen 

1899-1903 

5.249 

57.8 

49.6 

Auf  Grund  der  Einwanderungsstatistik  der  Vereinigten 
Staaten  verteilten  sich  die  Einwanderer  der  Jahre  1899 — 1909 
nach  Berufszweigen  wie  folgt: 


Nord-  und 

Süd-  und 

Westeuropäer 

Osteuropäer 

Freie  Erwerbszweige 

8°/o 

2% 

Gelernte  Arbeiter 

31% 

18% 

Landarbeiter 

10% 

26% 

Taglöhner 

22% 

43% 

Persönliche  Dienste 

39% 

11% 

Die  Landarbeiter  aus  Süd-  und  Osteuropa  werden  in  den 
Vereinigten  Staaten  fast  durchwegs  zu  Fabrikstaglöhnern,  so- 
mit beträgt  diese  letztere  Gruppe  fast  70%  sämtlicher  Einwan- 
derer aus  jenen  Teilen  Europas,  gegen  32%  der  Nord-  und 
Westeuropäer.  Sehr  gross  ist  der  Anteil  der  landwirtschaft- 
lichen Einwanderer  auch  an  der  Einwanderung  in  Kanada, 
Argentinien  und   Brasilien. 

Auch  bei  der  neueren  Auswanderung  kommen  natürlich 
die  Aussichten  auf  höheren  Erwerb  und  einen  höheren  Lebens- 
standard in  jeder  (wirtschaftlicher,  politischer  und  morali- 
scher) Beziehung,  die  Anziehungskraft  und  der  Lockruf  der 
schon  ausgewanderten  Landsleute,  das  Werben  geschäft- 
licher Interessenten  (Schiffahrtsgesellschaften,  Agenten),  psycho- 
logische Imponderabilien  u.  s.  w.  in  Betracht.  Doch  all  diese 
Ursachen  der  agrarischen  Auswanderung  verschwinden  hinter 
der  grundlegenden  Tatsache,  dass    die    bäuerliche   Bevölkerung 
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weder  in  der  Landwirtschaft,  noch  in  der  Industrie  hinreichende 
Arbeitsmöglichkeit  findet,  um  sich  einen  ihre  heutigen  Ansprüche 
befriedigenden  Jahresverdienst  zu  sichern.  Es  ist  nicht  so  sehr  der 
Unterschied  der  absoluten  oder  auch  nur  relativen  Lohnhöhe, 
der  jährlich  Hunderttausende  agrarischer  Existenzen  zur  Ver- 
lassung der  Landesgrenzen  veranlasst,  sondern  die  Möglichkeit 
eines  beständigeren  Erwerbes  und  des  besonders  hiedurch  er- 
höhten, zu  bedeutenden  Ersparnissen  hinreichenden  Jahresver- 
dienstes in  fremden  Agrikultur-  und  Industriegebieten. 

Die  Auswanderung    bildet    heute     die    wichtigste  Versiche- 
rungsmassregel gegen  die  Gefahren  der  Arbeitslosigkeit  für  die 
Auswanderungsländer.    Ein    kleines    Symptom    hiefür    ist    auch, 
dass  der  grösste  Teil  der  Auswanderer  in  den  agrarischen  Län- 
dern   stets    im    März  und    April    den    Wanderstab    ergreift,    da 
die    Leute    unter    dem    Drucke    der    arbeitslosen   Wintermonate 
ihren  letzten  Entschluss  fassen.    Andererseits   ist   für  die  ableh- 
nende Haltung  der  wichtigsten  Einwanderungsländer  gegenüber 
der  neueren  Einwanderung,  nebst  vielen   anderen  Gründen,  der 
Umstand  ausschlaggebend,  dass  sich  die  süd-  und  osteuropäischen 
Einwanderer     nicht    mehr    ausschliesslich    zu    kolonisatorischen 
Pionierdiensten    gebrauchen    lassen,  sondern    durch  ihre  grosse 
Zahl    und    ihre    geringeren    Ansprüche    die    gesicherte  Arbeits- 
möglichkeit der  einheimischen  Arbeiter  gefährden.  Die  Einwan- 
derung ist  also  eine  der  wichtigsten  Ursachen  der  Arbeitslosig- 
keit   in    den   Einwanderungsländern,  namentlich  wenn  sie  auch 
zur  Krisenzeit  fortdauert.  Es  ist  zwar  erwiesen,  dass  dann  eine 
Entlastung    des    Arbeitsmarktes  durch  die    Abflauung    der    Ein- 
wanderung   und    Zunahme  der  Rückwanderung   stattfindet,  die 
in  gewissem    Sinne    eine    Rückversicherung    für    die  Beteiligten 
gegen  die   Arbeitslosigkeit  darstellt,  doch  wirkt  diese  Rückver- 
sicherung nicht  in  ausreichendem  Masse.   Gerade  für  die  Auswan- 
derer, die  es  noch  zu  nichts  gebracht  haben,  ist  es  schwer,  zur 
Krisezeiten  wieder  zum  Wanderstab  zu  greifen.    Auch   schämen 
sie  sich  ohne  Erfolg    zurückzukehren     Sie    fallen  daher  oft  der 
öffentlichen    Armenverwaltung   und  der   privaten  Wohltätigkeit 
zur  Last.    Die  lebensfähigen  Existenzen  andererseits   kehren  oft 
—  wie    es    ungarische    Rückwanderer   ausdrücklich  betonen  — 
nur  deshalb  vorübergehend  in  ihre  Heimat  zurück,  weil  sie  da 
während    der  Krise  von  ihren  Ersparnissen  billiger  leben  können 
als  im  betreffenden  Einwanderungslande. 


Die  internationalen  Arbeiterwanderungen  haben  endlich  in 
neuerer  Zeit  ganz  allgemein,  in  viel  grösserem  Masse  als 
früher,  einen  temporären  Erwerbscharakter  angenommen. 
Namentlich  seit  neben  den  überseeischen  (Amerika  und  Argen- 
tinien) Ländern  einzelne  europäische  (Frankreich  und  die 
skandinavischen  Staaten,  besonders  aber  Deutschland)  unter 
die  wichtigsten  Einwanderungsländer  getreten  sind,  tritt 
diese  Richtung  der  neueren  Massenwanderung  klar  hervor. 
Nicht  nur  die  kleinen  bäuerlichen  Besitzer,  sondern  auch  die 
agrarischen  Vollblutproletarier  verfolgen  bei  der  Auswanderung 
den  Hauptzweck,  in  möglichst  kurzer  Zeit  so  viel  zu  ersparen, 
um  dann  in  ihrer  Heimat  ein  kleines  Stück  Land  erwerben  oder 
wenigstens  pachten  zu  können.  Der  Zweck  der  Auswanderer 
jedoch,  ihr  Los  durch  die  Auswanderung  zu  verbessern,  nament- 
lich sichere  und  ständige  Arbeitsgelegenheit  zu  finden,  wird 
durch  eine  akute  oder  aber  schon  chronisch  erscheinende  Uber- 
füllung  des  auswärtigen  Arbeitsmarktes,  durch  ungünstige  kli- 
matische, wirtschaftliche,  soziale  und  politische  Verhältnisse  oder 
durch  Betrug  und  Uberlistung  seitens  der  Agenten  u.  s.  w.  oft 
nicht  erreicht.  Indem  der  Arbeitslose  auch  im  fremden  Lande 
arbeitslos  bleibt  oder  arbeitslos  wird,  muss  sich  sein  Los  durch 
leichtverständliche  Gründe  (Unkenntnis  der  Sprache  und  der 
Verhältnisse)  verschlimmern.  Der  internationale  Ausweis  de& 
internationalen  Arbeitsmarktes  und  die  Aufklärung  der  Aus- 
wanderer über  die  auswärtigen  Arbeitsbedingungen  ist  also  die 
erste  Bedingung  der  par  excellence  internationalen  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit.  Auch  die  internationale  Regelung  der 
Arbeitsvermittlung  und  der  Behandlung  der  Ausländer  seitens 
der  öffentlichen  Arbeitsvermittlungsanstalten  ist  eine  Frage,  die 
namentlich  für  benachbarte  Länder  in  den  Bereich  der  Möglich- 
keit gehört.  Es  wird  sicher  die  Zeit  kommen,  da  man  nicht 
verstehen  wird,  wie  man  einst  um  das  Schicksal  von  ver- 
sandten Waaren  so  sehr  besorgt  war,  während  man  Menschen 
auf  gut  Glück  in  die  weite  Welt  ziehen  Hess,  ohne  sie  selbst 
über  die  Möglichkeit  ihrer  Lebensexistenz  zu  orientieren.  So 
wie  heute  Handels-  und  Zollverträge  zur  Regelung  des  Waren- 
marktes geschlossen  werden,  so  werden  einst  internationale 
Verträge  den  Menschenverkehr  regeln. 

Die  Regelung  der  Einwanderung  mit  Bezug  auf  den  Bedarf 
des  heimischen  Arbeitsmarktes  ist  auch  unentbehrlich,  um  einmal 
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die  Arbeiter  der  grossen  Einwanderungsländer  gegen  die  Arbeits- 
losigkeit versichern  zu  können.  Falls  nämlich  die  Einwanderung 
in  einem  solchen  Lande  nicht  geregelt  wird,  und  die  fremden 
Arbeiter  in  die  partielle  oder  generelle  Versicherung  nicht  ein- 
bezogen werden,  so  wird  das  Risiko  und  damit  die  Kosten  der 
Versicherung  der  heimischen  Arbeiter  ins  Unermessliche  steigen, 
da  bei  jeder  Einschränkung  des  Arbeitsbedarfes  die  nichtver- 
sicherten  Einwanderer  die  freien  Arbeitsstellen  um  jeden  Preis 
annehmen  werden.  Die  Arbeitgeber  werden  sie  möglicherweise 
auch  deshalb  vorziehen,  weil  sie  nach  ihnen  keine  Versicherungs- 
prämien bezahlen  müssen.  Falls  hingegen  auch  die  Einwanderer  in 
die  Versicherung  einbezogen  würden,  so  entstünde  die  Gefahr,  die 
Anziehungskraft  des  betreffenden  Landes  für  die  Arbeiter  jener 
Länder,  in  denen  eine  Arbeitslosenversicherung  nicht  besteht,  be- 
deutend zu  erhöhen.  Wird  doch  gegen  die  Einführung  der  vereinzel- 
ten kommunalen  Arbeitslosenversicherung  als  eines  der  gewich- 
tigsten Argumente  geltend  gemacht,  dass  sie  einen  schnellen  und 
glatten  Ausgleich  des  interlokalen  Arbeitsmarktes  sehr  erschwert. 
Wie  bei  den  anderen  Zweigen  der  Sozialversicherung,  entsteht 
ferner  auch  hier  die  Frage  der  Reziprozität  mit  den  betreffen- 
den Auswanderungsländern.  So  lange  der  Ausbau  der  allge- 
meinen staatlichen  Arbeitslosenversicherung  noch  als  Zukunfts- 
musik erscheint,  können  diese  Bedenken  als  theoretisch  bezeich- 
net werden.  Sobald  aber  auch  die  grossen  Industriestaaten,  die 
gleichzeitig  auch  die  wichtigsten  Einwanderungsländer  sind,  dem 
Beispiel  Grossbritanniens  folgend,  an  die  Lösung  dieser  Frage 
herantreten,  können  die  Einflüsse  der  internationalen  Wande- 
rungen nicht  ausser  acht  gelassen  werden.  Werden  doch 
schon  heute  in  den  Staaten  (Frankreich,  Deutschland,  Osterreich, 
Rumänien),  in  welchen  die  öffentlichen  Arbeiten  und  Lieferungen 
bewusst  in  die  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen  eingefügt  sind,  aus- 
ländische Arbeiter  von  diesen  Arbeiten  ganz  oder  teilweise 
ausgeschlossen.  Noch  viel  mehr  ist  dies  natürlich  bei  den 
eigentlichen  Notstandsarbeiten  der  Fall.  Eine  internationale  Ver- 
ständigung wäre  übrigens  auch  in  diesen  Fragen  erwünscht. 

Wie  wir  aus  diesem  flüchtigen  Überblick  ersehen,  gibt  es 
kaum  eine  Frage  des  Arbeitsprogrammes  der  Internationalen 
Vereinigung  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  die  durch 
die  Ein-  und  Auswanderung  nicht  beeinflusst,  bezw.  erweitert 
würde.     Die    Regelung    all    dieser    Fragen  fällt  unter  den  wei- 
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teren  Begriff  des  Auszu  anderer  Schutzes  und  der  Auswandererfür- 
sorge, die  aber  in  ihrem  engeren  Sinne  manche  besondere 
Aufgaben  in  sich  schliessen.  Der  Auswanderer  ist  von  dem 
Moment  an,  da  er  seine  Heimat  ohne  die  Sicherheit  verlässt, 
im  Einwanderungslande  eine  feste  Arbeitsstelle  zu  erhalten  —  und 
dies  wird  durch  die  „contracted  labor  clause"  der  Einwanderungs- 
gesetzgebung mehrerer  Länder  sehr  erschwert  — ,  ein  sehr 
ungünstig  qualifizierter  Arbeitsloser,  der  durch  seine  besonderen  Be- 
dürfnisse, die  aber  nicht  nur  mit  seiner  Arbeitslosigkeit  zusammen- 
hängen, eines  besonderen  Schutzes  bedarf.  Fordert  doch  schon  die 
glatte  Abwicklung  der  Ortsveränderung  eines  industriellen  Ar- 
beiters im  Inlande  komplizierte  soziale  Einrichtungen :  ein 
ausgebreitetes  Netz  von  Arbeitsvermittlungsämtern,  Reiseunter- 
stützung, eventuell  Wanderarbeitsstätten,  Wanderherbergen 
u.  s.  w.  Der  Übergang  von  einem  gelernten  oder  selbst  unge- 
lernten Berufe  zu  einem  andern  ist  auch  im  Inlande  oft  sehr 
schwer  zu  verwirklichen.  Die  charakteristische  Form  der  mo- 
dernen Binnenwanderungen,  die  Abwanderung  vom  Lande,  be- 
dingt schon  beide  Elemente,  den  Orts-  und  Berufswechsel.  Bei 
der  Auswanderung  aber,  namentlich  von  agrarischen  Analpha- 
beten, treten  all  diese  Schwierigkeiten  in  erhöhtem  Masse  auf 
und  werden  noch  durch  die  Schwierigkeiten  grosser  Reisen  in 
fremden  Ländern,  lange  Uberseefahrten,  Missbräuche  von 
Schiffahrtsgesellschaften  u.  s.  w.  erhöht.  Es  eröffnet  sich  hier 
ein  besonderer  Teil  des  internationalen  Arbeiterschutzes,  der 
sich  etwa  seit  zwei  Jahrzehnten  auf  nationalem  gesellschaftlichen 
Gebiete  und  auch  im  Wege  der  Aus-  und  Einwanderungs- 
gesetze empirisch  entwickelt  und  einer  einheitlichen  internatio- 
nalen Förderung  bedarf.  Wie  die  Arbeitslosenversicherung  ein 
Grenzgebiet  der  Internationalen  Vereinigung  zur  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit  und  des  internationalen  Komitees  für  Social- 
versicherung  bildet,  so  ist  dies  betreffs  des  Auswandererschutzes 
für  unsere  Vereinigung  und  die  Internationale  Vereinigung  für 
gesetzlichen  Arbeiterschutz  der  Fall.  Bei  dem  grossen  Betätigungs- 
gebiet des  internationalen  Arbeiterschutzes  dürfte  es  der  Inter- 
nationalen Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  nur  er- 
wünscht sein,  wenn  auch  wir  diese,  mit  unseren  engsten  Aufgaben 
zusammenhängende  Materie  systematisch  bearbeiten  würden. 

Endlich    gehört    auch    in    den  Rahmen  des   internationalen 
Kampfes   gegen   die  Arbeitslosigkeit  das  Studium  der  Diagnose 
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und  der   Therapie  der  Auswanderung  in  den  einzelnen  Ländern, 
um  ihren  Zusammenhang  mit  der  Arbeitslosigkeit  feststellen  zu 
können.  Die  Auswanderung  wird  in  vielen  Ländern  teilweise  durch 
die  anarchischen    Zustände    des    Arbeitsmarktes    hervorgerufen, 
in  ihrem  weit  grösseren  Teile  aber    —  wie    erwähnt  —    durch 
die  historisch  überlieferten    organischen    Fehler    der  nationalen 
Volkswirtschaft  bedingt.  Nebst  der  Regelung  des  Arbeitsmark- 
tes ist  daher  die  Festlegung  einer  reformatorischen  Wirtschafts- 
und Sozialpolitik  für  diese  Länder  behufs  möglichster  Einschrän- 
kung   der    Arbeitslosigkeit   unentbehrlich.  Es  unterliegt  keinem 
Zweifel,    dass    es]  auch    vom     internationalen    Standpunkt    viel 
erwünschter  ist,  wenn  die  Arbeitslosen  infolge  einer  Verbesse- 
rung der  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  freiwillig  im  Heimatlande 
Arbeit  suchen  und  finden,  als  wenn  dies  ihnen  erst  nach  vielen 
Mühen  und  erheblichen     Opfern    in    fremden  Ländern  gelingt. 
Jedenfalls  aber  ist  diese  nationale  Lösung  der  Arbeitslosenfrage 
erwünschter  als  eine  Auswanderung,  die  internationale  Schwie- 
rigkeiten hervorruft  und  den  gesicherten  Lebensstandard  anderer 
Völker  bedroht.  Es  ist  stets  ein  grosses  sozialwirtschaftliches  und 
auch  politisches  Problem,  wie  weit  eine  solche  Lösung  in  den  ein- 
zelnen Ländern  möglich  ist.  Studiert  und  versucht  müsste  es  jeden- 
falls werden,  und  hätte  —  ceteris  paribus  —  sicherlich    in  jenen 
Gegenden     die    grösste    Aussicht    auf  Erfolg,  wo  die  Auswan- 
derung noch  nicht  zur  Tradition  geworden  ist.  Eine   ungesund 
übertriebene    Auswanderung   kann  einen  solchen   Arbeiterman- 
gel hervorrufen,  der  jeden  weiteren  wirtschaftlichen  Fortschritt 
hemmt,   die     betreffenden     Länder    für    alle    Zeiten   zu  wahren 
Reservoirs    der    Arbeitslosigkeit  stempelt   und   hiermit  für   den 
Arbeitsmarkt  der  Kulturwelt  zu  einer  ständigen  Gefahr  macht. 

Sonach  gehören  auch  die  Zusammenhänge  der  landwirtschaft- 
lichen Besitz-  und  Betriebsform  mit  der  saisonmässigen  Arbeits- 
losigkeit der  Landbevölkerung,  sowie  die'  Verteilung  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeitskräfte  innerhalb  eines  Landes,  namentlich 
ihre  Massenbewegungen  zur  Erntezeit,  ihre  Arbeitsorgani- 
sation und  Arbeitsverhältnisse  (Dauer  und  Art  der  Beschäfti- 
gung, Lohnhöhe),  die  Möglichkeit  den  Arbeitsverdienst  durch 
intensivere  Wirtschaftweise  und  industriellen  Nebenerwerb  zu 
erhöhen,  die  Fragen  der  Industrieförderung  u.  s.  w.  mit  in  den 
Rahmen  der  Aufgaben  unserer  nationalen  Sektionen. 

Um  unsere  Aufgaben  auf  den  oben  dargestellten  Gebieten 


20 

näher  feststellen  zu  können,  müssen  wir  uns  mit  der  Grösse, 
den  Richtungen  und  dem  Begriff  der  Massenwanderungen  be- 
kannt machen.  Dann  müssen  wir  jenen  sich  auf  diesem 
Gebiete  vielfach  kreuzenden  nationalen  und  Klassengegen- 
sätzen nachforschen,  welche  die  Bekämpfung  der  Arbeits- 
losigkeit beeinflussen.  Endlich  muss  auf  die  von  anderen  wissen- 
schaftlichen und  wirtschaftlichen  Organisationen  schon  ge- 
leistete soziale  Arbeit  hingewiesen  und  die  Grundlage  zum 
weiteren  sozialpolitischen  Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  ge- 
sucht werden.  Es  kann  sich  natürlich  in  diesem  Berichte 
nicht  darum  handeln,  alle  diese  Fragen  ausführlich  zu  behan- 
deln, sondern  nur  die  prinzipiellen  Richtlinien  anzugeben  und 
zu  weiteren  Studien  anzuregen. 


2.  Theorie  der  Wanderungen. 

Auf  dem  internationalen  Arbeitsmarkte,  mit  dem  wir  uns 
hier  ausschliesslich  beschäftigen  wollen,  gehen  heute  zweierlei 
typische  Massenwanderungen  vor  sich.  Wanderungen,  die  mehr 
zur  ständigen  Auswanderung  der  Beteiligten  führen,  d.  h.  koloni- 
satorische Auswanderung,  und  Wanderungen,  die  einen  mehr 
temporären  Charakter  haben,  und  weil  sie  sich  gewöhnlich  auf  je 
eine  Jahreszeit  konzentriren,  Saisonwanderungen  genannt  werden. 
Die  kolonisatorische  Auswanderung  richtet  sich  von  jeher  über- 
wiegend nach  den  überseeischen  Ländern,  die  letztere  mehr  nach 
den  Staaten  des  europäischen  Kontinents.  Dennoch  kann  es  als 
„de  potiore  fit  denominatio"  bezeichnet  werden,  wenn  —  wie 
es  in  neuerer  Zeit  die  italienische  Auswanderungstatistik  tut  — 
die  kontinentale  oder  europäische  Auswanderung  mit  der 
temporären  Auswanderung  gleichgesetzt  wird,  da  eine  solche 
auch  über  die  See  sehr  häufig  ist,  ja  vielleicht  immer  reger 
wird  (Argentinien). 

Andererseits  bleiben  auch  von  jenen,  die  das  Land  ursprüng- 
lich mit  der  Absicht  verlassen,  vorübergehend  in  einem 
europäischen  Weststaate  Saisonarbeit  zu  verrichten,  viele  ständig 
im  Auslande.  Zwischen  der  kolonisatorischen  und  der  eigent- 
lichen Saisonauswanderung  bilden  die  wiederholten  Wande- 
rungen den  Übergang,  wie  sie  das  Schulbeispiel  der  soge- 
nannten Amerikagängerei  darstellt.  Es  ist  dies  eine  stets  auf 
mehrere  Jahre  berechnete  Erwerbsauswanderung  der  bei  den 
Amerikanern  so  unbeliebten  „birds  of  passage",  die  öfter 
wiederholt  wird. 

Auch  zwischen  der  kontinentalen  und  der  überseeischen 
Auswanderung  gibt  es  häufig  Übergänge.  Oft  suchen  die  Aus- 
wanderer nur  deshalb  einen  europäischen  Staat  auf,  um  sich 
der  gegen  die  amerikanische  Auswanderung  gerichteten  Gesetz- 
gebung zu  entziehen  (Ungarn)  oder  ihre  Reisekarten  nach  Amerika 
mit  einer  Saisonarbeit  zu  erwerben. 

Für  manche  europäische    Länder    (Italien  60  von  Hundert, 
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Oesterreich  70  von  Hundert,  Belgien  90  von  Hundert  der  Aus- 
wanderer) hat  die  europäische  Saisonauswanderung  schon  eine 
viel  grössere  Bedeutung  als  die  überseeische ;  für  andere  ist 
die  amerikanische  Auswanderung  ausschlaggebend  (Ungarn)  ; 
endlich  gibt  es  Länder,  für  die  sowohl  betreffs  der  europäi- 
schen, wie  der  überseeischen  Auswanderung  der  temporäre 
Charakter  derselben  am  meisten  kennzeichnend  ist  (Italien). 
Eine  Unterscheidung  der  Auswanderer,  wie  sie  noch  z.  B.  im 
ungarischen  Auswanderungsgesetz  vom  Jahre'  1909  besteht, 
wonach  diejenigen,  die  sich  nach  einem  europäischen  Staat 
zwecks  ständigen  Erwerbes,  aber  auf  eine  kürzere  Zeit  als  ein 
Jahr  begeben,  nicht  als  Auswanderer  zu  betrachten  sind,  kann 
also  vom  sozialpolitischen  Standpunkt  nicht  standhalten.  Unsere 
Vereinigung  hat  sich  mit  der  Auswanderung  als  einer  Massen- 
bewegung behufs  ständigen  Erwerbes  ohne  Rücksicht  darauf 
zu  beschäftigen,  wohin  sie  sich  richtet,  welchen  Endzweck 
sie  verfolgt,  wie  lange  sie  dauert  und  welche  rechtliche 
Folgen  sie  für  die  Beteiligten  nach  sich  zieht. 

Dem  Beschluss  der  italienischen  Sektion  unserer  Vereini- 
gung, derzeit  nur  die  Saisonauswanderung  zu  unserem  speziellen 
Studium  zu  machen,  kann  ich  nicht  ganz  beipflichten,  und 
zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Die  Saisonauswanderung  hat  in  manchen  Aus-  und 
Einwanderungsländern  im  Verhältniss  zur  unbestimmt  tempo- 
rären und  zur  definitiven  Auswanderung  keine  grosse  Bedeu- 
tung. So  z.  B.  besteht  in  Ungarn  eine  riesige  Auswanderung 
nach  Amerika,  aber  eine  verhältnissmässig  unbedeutende  Saison- 
auswanderung nach  Deutschland,  Osterreich  und  Rumänien. 
Unsere  amerikanischen  Auswanderer  bleiben  im  Durchschnitt 
3 — 6  Jahre  in  Amerika,  kehren  jährlich  nur  etwa  zu  20  von 
Hundert  nach  Ungarn  zurück,  um  in  namhafter  Zahl  wieder 
auszuwandern.  Unsere  überseeischen  Auswanderer  können  also 
nicht  mehr  als  eigentliche  Saisonauswanderer  betrachtet  werden. 

2.  Auch  die  Länder  (Italien,  Oesterreich),  die  eine  viel  grössere 
Saisonauswanderung  haben,  müssen  mit  einer  sehr  bedeutenden 
definitiven  oder  langfristig  temporären  Auswanderung  rechnen. 

3.  Die  Ursachen  der  beiden  Hauptarten  der  Auswanderung 
sind  grösstenteils  dieselben,  sie  lassen  sich  schwer  auseinander- 
halten, folglich  ist  die  Diagnose  und  teilweise  die  Therapie 
für  beide  dieselbe. 
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4.  Es  trifft  nur  für  einige  kontinentale  Staaten  (z.  B.  Deutsch- 
land, Italien)  zu,  dass  die  Interessengegensätze  bezüglich  der 
Saisonauswanderung  geringer  sind  als  betreffs  der  sonstigen 
Auswanderung.  In  den  überseeischen  Ländern  wird  gerade  die 
temporäre  Einwanderung  mit  scheelen  Augen  betrachtet,  anderer- 
seits bringt  z.  B.  heute  auch  der  ungarische  Staat  der  Saison- 
auswanderung in  die  Nachbarländer  nicht  weniger  Missgunst 
entgegen,  als  der  Amerikagängerei.  Die  Saisonauswanderung 
erfolgt  nämlich  nicht  zur  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  in  der  Land- 
wirtschaft, sondern  fällt  gerade  in  die  verhältnissmässig  kurze 
Periode,    da  im  Lande  selbst   vielfach  Arbeitermangel  herrscht. 

5.  Es  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  für  manche  Länder- 
komplexe die  Saisonauswanderung  verhältnissmässig  zu  geringe- 
ren Interessengegensätzen  führt,  da  die  wechselseitigen  Interessen 
einander  vielfach  ausgleichen.  Es  kann  daher  nur  erwünscht  sein, 
wenn  eine  der  ersten  Fragen,  die  auf  diesem  Gebiete  die  Inter- 
nationale Vereinigung  beschäftigen  sollen,  die  temporäre  Aus- 
wanderung der  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Arbeiter 
sein  wird.  Doch  haben  z.  B.  die  Verhandlungen  der  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  über  die  internationale  Orga- 
nisation des  Arbeitsmarktes  (Berlin  1909,  Budapest  1910) 
erwiesen,  dass  die  Interessengegensätze  heute  auch  hier  und  selbst 
zwischen  politisch  verbündeten  Staaten  noch  ausserordentlich 
gross,  der  praktisch  gangbare  Weg  zu  Reformen  beschränkt 
ist.  Eben  jene  Massregeln,  die  sich  bei  dieser  Gelegenheit  als 
möglich  erwiesen,  lassen  sich  grösstenteils  auf  alle  Arten  der 
Aus-,  beziehungsweise  der  Einwanderung  anwenden. 

6.  Namentlich  auf  dem  Gebiete  des  nationalen  und  inter- 
nationalen Auswandererschutzes  lässt  sich  eine  Unterscheidung 
zwischen  den  Saison-  und  sonstigen  Auswanderern  weder 
sachlich,  noch  technisch  durchführen.  Es  erscheint  dies  auch 
kaum  erwünscht,  da  zwei  eng  verwandte,  ja  identische  Auf- 
gaben auf  einmal  gelöst  werden  können. 

Als  internationaler  Verband  kann  also  die  Internationale 
Vereinigung  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  ihr  Arbeits- 
gebiet, selbst  vom  Standpunkt  des  möglichen  praktischen  Er- 
folges, nicht  prinzipiell  auf  die  Saisonauswanderung  der  Arbeiter 
beschränken,  sondern  muss  bestrebt  sein,  mit  Ausdauer  und 
Fleiss  die  ganze  Frage  der  internationalen  Wanderungen  in 
ihren  Beziehungen  zur  Arbeitslosigkeit  zu  studieren.  Es  ist  dies 
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eine  Aufgabe,  die  unternommen  werden  muss,  so  gering  auch 
die  praktischen  Erfolge  anfangs  sein  sollten.  Doch  sind  — 
meiner  bescheidenen  Meinung  nach  —  die  Aussichten  nicht 
gar  zu  ungünstig,  und  der  geringste  Erfolg,  den  unsere  Auf- 
klärungsarbeit und  unsere  praktischen  Bemühungen  im  Laufe 
der  Zeit  erringen  sollten,  wird  uns  den  Dank  der  Menschheit 
eintragen. 

Trotz  der  aktuellen  und  symptomatischen  Bedeutung,  die 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  als  Einwanderungsgebiet 
zukommt,  darf  das  Problem  der  Aus-  und  Einwanderung  heute 
doch  nichts  ausschliesslich  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  beur- 
teilt werden.  Ja  es  müssen  nicht  nur  die  grossen  Strömungen 
der  sonstigen  überseeischen,  sowie  der  kontinentalen  Aus- 
wanderung verfolgt  werden,  sondern  auch  die  Binnen- 
wanderungen, sowie  die  Einwanderung  in  den  Auswan- 
derungsländern, die  Auswanderung  in  den  Einwanderungs- 
ländern, endlich  die  Rückwanderung  in  ihrer  steten  Wechsel- 
wirkung erfasst  und  berücksichtigt  werden.  Die  Taglöhner  der 
oberungarischen  Komitate  ziehen  z.  B.  in  die  reicheren  Gegen- 
den des  Tieflandes  Und  werden  oft  durch  billige  galizische 
Arbeiter  ersetzt.  Die  Landarbeiter  einiger  Komitate  des  Tief- 
landes hinwieder,  die  ihrerseits  schon  höhere  Lohnforderungen 
stellen,  ziehen  lieber  zur  Schnittarbeit  nach  Niederösterreich. 
Die  von  dort  in  den  Achtzigerjahren  verdrängten  tschechischen 
Zuzügler  wurden  zur  überseeischen  Auswanderung  gezwungen. 
Die  Auswanderer  endlich,  deren  Reiseziel  ursprünglich  die 
Vereinigten  Staaten  sind,  gelangen  oft  erst  über  Kanada  auf 
dem  Festlande  dahin,  um  der  strengen  Einwanderungskontrolle 
zu  entgehen.  Auch  das  Gegenteil  kommt  vor,  dass  nämlich 
Leute,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  vergebens  Erwerb  gesucht 
haben,  sich  in  Kanada  definitiv  ansiedeln.  Daher  kann  auch 
die  einfache  Durchwanderung  weder  vom  Gesichtspunkt  der 
Ein-  und  Auswanderungsgesetzgebung,  noch  des  Auswanderer- 
schutzes im  allgemeinen   ausser  acht  gelassen  werden. 

Sobald  die  Auswanderung  einen  kolonisatorischen  Charakter 
annimmt  und  die  Betreffenden  auch  zu  Bürgern  des  Einwande- 
rungslandes werden  (z.  B.  die  Bauernansiedler  in  Kanada  oder 
Brasilien),  kommt  sie  für  uns  nur  insofern  in  Betracht,  als  das 
Los  dieser  Ansiedler  das  weitere  Anwachsen  oder  Abflauen  der 
Einwanderung    in    irgendeinem    Belange    beeinflusst.     Hingegen 
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ist  es  fraglich,  ob  der  Schutz  der  Auswanderer,  nachdem 
diese  einmal  Arbeit  gefunden  haben,  in  den  Rahmen  der 
Studien  unserer  Vereinigung"  gehört.  Es  erscheint  mir  wün- 
schenswert, diesen  sekondären,  Auszuandererschutz  (Arbeiter- 
schutz, Sozialversicherung,  Rechtsschutz,  Arbeitsvermittlung 
u.  s.  w.)  auch  in  den  Kreis  unserer  Betrachtungen  zu  ziehen,  da 
er  schwer  von  den  anderen  Gebieten  der  Auswandererfürsorge 
zu  trennen  ist.  Überdies  muss  die  Erwerbsauswanderung,  die 
nur  mit  der  Rückwanderung  abgeschlossen  ist,  in  allen  ihren 
Etappen  sozialpolitisch  verfolgt  werden.  Die  Anziehungskraft 
eines  auswärtigen  Arbeitsmarktes  für  fremde  Arbeiter,  bezw. 
der  Reiz  für  die  Arbeitgeber,  derlei  Arbeitskräfte  heranzu- 
ziehen, hängt  —  im  verkehrten  Verhältnis  natürlich  —  von 
dem  Schutze  ab,  den  die  einwandernden  Arbeiter  im  betreffen- 
den Lande  geniessen. 


3.  Die  Interessen  der  Auswanderungsländer. 

Die  Beurteilung  der  Auswanderung  vom  Interessenstand- 
punkt der  einzelnen  Auswanderungsländer  ist  dadurch  erschwert, 
dass  sich  in  dieser  Frage  selbst  für  den  Staat  als  einheitlichen 
Machtkörper  demographische,  wirtschaftliche,  staatsfinanzielle 
und  hochpolitische  Interessen  kreuzen,  welche  seine  Entschlüsse 
erschwerend  beeinflussen.  Die  Auswanderungspolitik  der  einzelnen 
Staaten  wird  sich  —  ceteris  paribus  —  anders  gestalten,  je  nach- 
dem diese  eine  demokratische  oder  aristokratische  Verfassung 
haben,  eine  imperialistische  oder  friedliche  Politik  befolgen.  Den- 
noch soll  es  auf  Grund  von  Tatsachen  versucht  werden,  die  typi- 
schen Interessen  der  heutigen  Auswanderungsländer  darzustellen. 

Die  grosse  Bedeutung,  welche  die  agrarischen  Elemente 
in  den  internationalen  Arbeiterwanderungen  von  jeher  haben, 
hängt  mit  einer  —  für  gewisse  Staatenkomplexe  nunmehr 
gefährdeten  —  Interessenharmonie  zwischen  den  europäischen 
Auswanderungs-  und  den  überseeischen  Einwanderungsländern 
zusammen.  Das  auswandernde  Arbeiterelement  kann  in  der 
Heimat  weder  in  der  Landwirtschaft,  noch  in  der  Industrie 
quantitativ  oder  eben  nur  remunerativ  ausreichende  Arbeit 
finden,  ist  also  in  diesem  Sinne  relativ  überschüssig.  Die  über- 
seeischen Länder  hingegen  sind  in  einem  gewissen  Stadium 
ihrer  Entwicklung  gerade]  auf  diese  rüstigen  Bauernsprossen 
angewiesen,  teilweise  um  grosse  Flächen  Urbodens  der  land- 
wirtschaftlichen Kultur  zu  eröffnen,  teilweise  um  sie  bei  sonstigen 
Pionierarbeiten  des  Staates  (Wege-  und  Bahnbauten,  Brücken- 
bau, Bauarbeiten  und  sonstigen  gemeinnötigen  Arbeiten)  zu 
verwenden. 

Untersuchen  wir  nun,  wie  sich  das  Interesse  der  Aus- 
wanderungsländer an  der  Auswanderung  historisch  gestaltet 
hat,  finden  wir  folgendes :  Die  Auswanderung  bedeutet  für  die 
betreffenden  Staaten  in  erster  Linie  einen  demographischen 
Vorgang,  der  zwar  mit  der  Bevölkerungsdichtigkeit  und  der 
natürlichen    Volksbewegung    in    enger    Wechselwirkung    steht, 
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doch  keinesfalls  auf  eine  Übervölkerung,  selbst  im  relativen 
Sinne,  hinweisen  muss.  Aus  der  folgenden  Tabelle,  die  wir  der 
italienischen  Auswanderungsstatistik  (1910)  entnehmen,  geht 
klar  hervor,  dass  teilweise  die  minder  dicht  bevölkerten  europäi- 
schen Länder,  die  auch  von  der  Natur  in  jeder  Hinsicht 
am  reichsten  bedacht  worden  sind,  verhältnismässig  die  grösste 
Auswanderung  aufweisen  und  schon  in  oder  nahe  dem  Zustande 
sind,  wo  die  Auswanderung  den  natürlichen  Bevölkerungs- 
zuwachs übersteigt  und  die  Länder  auf  den  Pfad  der  Entvölke- 
rung treten. 
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Das  Verhältnis  der  Auswanderer    (a)  nach  1000  Einwohnern  in  den 

verschiedenen   europäischen  Staaten    für    die  Jahre  1904 — 1908    und 

der  Überschuss  der  Zahl    der  Geburten   über  jene  der  Todesfälle  in 

diesen  Staaten  für  dieselben  Jahre. 


Staaten 

Volksdichtigkeit 
der  Bewohner 
per  Kilometer  im 
Jahre  1901.    (b) 

Verhältnis  zu   1000  Einwohnern  (c) 

Auswanderung   nach  ausser- 
europäischen  Ländern 

Überschuss  der  Geburten  über 
die  Todesfälle 

1908 

1907 

1906 

1905 

1904 

1908 

1907 

1906 

1905 

1904 

Italien 

113 

7,20 

12,68 

15,60 

13,77 

8,06 

(h) 

10,81 

10,72 

11,15 

10,60 

11,67 

Deutschland 

104 

? 

0,51 

0.50 

0,45 

0,46 

? 

14,24 

14.90 

13,15 

14,52 

Öster.(Österreich)  (d) 

87 

? 

6,37 

4,96 

4,53 

2,91 

? 

11,19 

12,37 

8,67 

11,77 

ng'  (Ungarn)  (e) 

59 

2,40 

10,17 

8,75 

8,44 

4,87 

11,53 

10,80 

11,25 

7,91 

12,25 

Belgien 

227 

0,39 

0,88 

0,78 

0,62 

0,59 

? 

9,54 

9,31 

9,65 

10,21 

Dänemark  (f) 

64 

16,9 

3,00 

3,28 

3,13 

3,54 

13,81 

14,09 

15,02 

13,41 

14,81 

Spanien  (g) 

36 

7,86 

6,44 

6,32 

6.31 

4,36 

9,94 

8,91 

7,77 

9,27 

8,51 

Frankreich 

73 

0,13 

0,20 

0,15 

0,13 

0,13 

1,18 

0,51 

0,68 

0,95 

1,45 

c-0     / 

£.£    l  Engl.  u.  Wales 

215 

5,01 

7,59 

6,36 

4,99 

5,20 

11,88 

11,28 

11,69 

11,98 

11,72 

la    ]   Schottland 

O    C      1 

57 

8,76 

13,89 

11,25 

8,81 

8,09 

11,08 

10,80 

11.92 

12,16 

11,80 

6-%    \  Irland 

54 

8,77 

14,64 

11,90 

11,42 

13,23 

5,75 

5,57 

6,63 

6,32 

5,52 

Norwegen 

7 

3,66 

9,60 

9,57 

9,21 

9.79 

11,89 

12,12 

12,85 

12,65 

13,82 

Holland 

159 

0,52 

0,77 

0,45 

0,41 

0,45 

14,68 

15,44 

15,57 

15,45 

15,43 

Schweden 

11 

1,71 

3,70 

4,08 

3,95 

3,62 

10,80 

10,94 

11,34 

10.04 

10,51 

Schweiz 

80 

0,79 

1,24 

1,10 

1,09 

1,09 

? 

10,00 

9,46 

9,51 

9,92 

a)  Es  handelt  sich  hier  nur  um  Auswanderer  nach  aussereuropäischen 
Ländern. 

b)  Zahlen,  die  der  Statistique  de  la  superficie  et  de  la  population  des 
contrees  de  la  terre  (Bulletin  de  l'Institut  international  de  statistique,  t.  XII. 
2  livraison)  entnommen  sind. 

c)  Diese  Verhältniszahlen  wurden  mit  Hilfe  der  für  den  1.  Juli  jedes  Jahres 
berechneten  Bevölkerungszahl  festgestellt.  Die  auf  die  Bevölkerung  und  auf 
die  Bevölkerungsbewegung  bezüglichen  Daten  in  den  einzelnen  Staaten,  aus- 
genommen Italien,  dem  Report  of  the  Registrar  general  of  births,  deaths  and 
marriages  in  England  an  Wales.   1908  entnommen. 

d)  Vergl.  die  Fussnote  zu  a)  und  l)  auf  der  Seite  6. 

e)  Inbegriffen  Fiume,  Kroatien  und  Slavonien.  Vergl.  übrigens  die  Fuss- 
note b)  zur  Tabelle  auf  Seite  6. 

f)  Das  eigentliche  Königreich  Dänemark,  Island  und  die  Feroischen 
Inseln  nicht  inbegriffen. 

g)  Inbegriffen  die  Balearen,   die  Kanarischen  Inseln  und  Ceuta. 

h)  Wenn  man  von  den  Todesfällen,  die  gelegentlich  des  Erdbebens  von 
Messina  und  Reggio  (28.  Dezember  1908)  sich  ereignet  haben,  absieht, 
so  wäre  der  Überschuss  der  Geburten  über  die  Todesfälle  im  Jahre  1908 
13.07  für  100  Einwohner. 
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Historisch  hat  sich  eben  dort,  wo  ungünstige  wirtschaft- 
liche, soziale  und  politische  Verhältnisse  nur  für  eine  bestimmte 
Zahl  von  Einwohnern  Raum  lassen  und  das  Volk  nicht  mehr 
geneigt  ist,  die  Zahl  seiner  Ehen  und  seiner  Kinder  weiter 
einzuschränken,  —  dessen  Wirkung  übrigens  auf  dem  Arbeits- 
markt nur  nach  etwa  12 — 18  Jahren  fühlbar  wird  —  die 
Auswanderung  als  das  am  promptesten  und  friedlichsten  wir- 
kende Ventil  für  die  Ableitung  der  sozialen  Unzufriedenheit 
erwiesen.  Solange  das  Volk  dieses  Mittel  der  Verbesserung 
seiner  Lage  nicht  kennt,  sind  gewöhnlich  äusserst  heftige,  oft 
in  blutige  Zusammenstösse  ausartende  Klassenkämpfe  an  der 
Tagesordnung  und  soweit  diese  unterdrückt  werden  und  eine 
Auswanderung  stattfindet,  dezimieren  Hungersnot  und  Massen- 
seuchen das  Volk.  Die  Geschichte  jener  Agrikulturstaaten,  in 
welchen  durch  die  überlieferten  ungünstigen  Agrarverhältnisse 
eine  relative  Übervölkerung  eintrat,  erhärtet  die  Richtigkeit 
dieser  Alternative. 

Eines  der  ältesten  und  heute  noch  bedeutendsten  Auswande- 
rungsländer ist  Irland.1  Infolge  der  sich  während  langer  Jahr- 
hunderte wiederholenden  Eroberungsfeldzüge  und  Bodenkon- 
fiskationen seitens  der  Engländer  waren  die  ihren  fremden 
Gutsherren  und  den  als  „middlemen"  berüchtigten  General- 
pächtern ausgelieferten  Bauernpächter  so  lange  dem  grössten 
Elend  und  der  ärgsten  Verfolgung  ausgesetzt,  bis  sie  am  An- 
fang des  vergangenen  Jahrhunderts  einen  Weg  fanden,  ihrer 
Drangsal  zu  entrinnen.  Da  es  nämlich  von  der  Willkür  der 
grossen  Grundherren  abhing,  wann  der  Kleinpächter  das  Gut 
verlassen  musste,  war  an  eine  rationelle  Bewirtschaftung  des 
Bodens  nicht  zu  denken.  Sobald  die  Kartoffelernte  schlecht 
ausfiel,  trat  Hungersnot  ein  (1846  —  7,  1879).  Die  Gewalttaten 
von  Geheimbündlern  hielten  das  Land  in  steter  Unruhe  und 
nur  der  kulturelle  Tiefstand  des  Volkes  war  grösser  als  sein 
wirtschafliches  Elend.  Das  Volk  schränkte  die  Zahl  der  Ehen 
und  der  Kinder  dermassen  ein,  dass  Irland  selbst  heute  noch 
in  Europa  die  wenigsten  Ehen  aufweist,  in  betreff  der  Zahl 
der  Geburten  aber  nach  Frankreich  folgt.  Doch  hätte  dies 
nicht  genügt,  um  die  riesige  Entvölkerung  herbeizufüh- 
ren, in  deren  Folge    Irland    am    Ende    des    XIX.    Jahrhunderts 


1  Vgl.  Fournier,  La  question  agraire  en  Irlande. 
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weniger  Bewohner  hatte,  als  am  Anfang  desselben.  Das  Volk, 
das  ohne  Boden  und  Freiheit  nicht  in  der  Heimat  verbleiben 
wollte,  wanderte  seit  den  Vierzigerjahren  zu  Hunderttausenden 
nach  den  Vereinigten  Staaten,  Kanada  und  Australien  aus. 
Von  1845 — 1905  verliessen  nicht  weniger  als  5  Millionen  Men- 
schen, d.  h.  mehr  als  die  Hälfte  der  Bevölkerung  Irland.  Wäh- 
rend das  Land  im  Jahre  1840  noch  8  Millionen  Einwohner 
hatte,  ging  diese  Zahl  bis  1910  auf  4'2  Millionen  zurück.  Nur 
seitdem  die  demokratische  Agrargesetzgebung  vom  Jahre  1870 
an  durch  eine  stetig  fortschreitende  innere  Kolonisation  die 
Herrschaft  des  Grossgrundbesitzes  einzuschränken  begann,  ist 
nicht  nur  die  aussereuropäische  Auswanderung  aus  Irland  im  Ab- 
flauen begriffen,  sondern  selbst  die  Zahl  der  nach  England 
ziehenden  Saisonarbeiter  nimmt  —  nach  den  seit  1900  jährlich 
erscheinenden  Reports  on  Migratory  Agricultural  Labourers  des 
Departement  of  Agriculture  and  Technical  Instruction  for  Irland 
—  von  Jahr  zu  Jahr  stark  ab.  (Im  Jahre  1910  betrug  sie  nur 
mehr  25.000  Menschen.) 

Ein  anderes,  auch  für  die  Auswanderung  aus  Galizien,1 
der  Bukovina 2  und  Süditalien  3  vielfach  charakteristisches  Aus- 
wanderungsland ist  Ungarn.  In  diesem  Lande  hat  die  Herr- 
schaft des  Grossgrundbesitzes  (31.19  v.  H.  im  Gegensatz  zu  10 
v.  H.  in  Deutschland,  13  v.  H.  in  Frankreich  und  21  v.  H.  in 
Italien),  und  die  Zersplitterung  des  kleinen  Grundbesitzes  miss- 
liche Agrarzustände  geschaffen,  doch  in  anderer  Form  als  in 
Irland.  31*  19  v.  H.  der  bebauten  Fläche  sind  Eigentum  von 
0"09  v.  H.  sämtlicher  Besitzer,  mit  anderen  Worten:  1445 
Grossgrundbesitzer  (Besitzer,  die  einen  grösseren  Grundbesitz 
haben  als  575  ha.)  verfügen  über  7.451.000  ha.  der  bebauten 
Fläche,  also  pro  Person  über  3831*2  ha.  Hingegen  entfällt  auf 
1.328.875    Kleingrundbesitzer    l'l    ha.     Grundbesitz    pro    Kopf. 


1  Erhebungen  haben  ergeben  (Vergl.  Der  Auswanderer,  Jg.  II.  S.  122), 
dass  ein  grosser  Teil  der  Wanderarbeiter  in  Galizien  kaum  1 — 2  Hektar  oder 
selbst  so  viel  nicht  zu  eigen  hat. 

-  Nicht  weniger  als  88  v.  H.  der  Grundbesitzer  in  der  Bukowina  haben 
weniger  als  5  Hektar  Boden,  können  also  von  dem  Erträgnis  desselben  nicht 
leben. 

3  Vgl.  Giacome  Barone  Russo,  L'emigration  et  ses  ef/ets  en  Italie. 
Paris,  1912. 
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Mehr  als  die  Hälfte  der  Latifundien  ist  Fideikommiss  oder  im 
Eigentum  der  toten  Hand  und  gerade  diese  Besitztümer  liegen 
im  fruchtbaren  Tiefland.  In  den  letzten  drei  Jahrzehnten  des 
vergangenen  Jahrhunderts  ist  die  Ausbreitung  der  Fideikommisse 
von  463.000  Katastraljoch  auf  2.400.000  Joch,  die  Fläche  der 
Güter  der  toten  Hand  von  1.284.000  Joch  auf  2.500.000  Joch 
gestiegen,  während  in  derselben  Zeit  etwa  120.000  selbständige 
Kleingrundbesitzer  zu  Grunde  gegangen  sind.  In  Ungarn  besteht 
die  Landbevölkerung  zum  grössten  Teil  aus  besitzlosen  Land- 
arbeitern und  aus  Zwergbesitzern,  deren  Zahl  —  derzeit  etwa 
6  Millionen  —  sich  in  den  letzten  Jahren  auch  sehr  vermehrt 
hat.  Einerseits  hat  der  Niedergang  des  Bauernstandes  die  Zahl 
der  agrarischen  Landarbeiter,  andererseits  die  grosse  Anzahl  des 
von  den  einstigen  Mittel-  und  Grossgrundbesitzern  entlassenen 
Gesindes  vermehrt.  Hingegen  hat  die  Ausbreitung  des  Maschinen- 
betriebes bei  der  Bodenbearbeitung  und  die  Depekoration1  die 
Arbeitsmöglichkeit  vielfach  beschränkt,  intensivere  Betriebsarten 
haben  nur  in  bescheidenem  Masse  Platz  gegriffen. 

Die  Agenten  der  grossen  deutschen  Seeschiffartsgesell- 
schaften, die  nach  Ersatz  für  die  stets  abnehmende  Zahl  ihrer 
heimatlichen  Auswanderer  suchten,  waren  es,  die  die  Aufmerk- 
samkeit der  notleidenden  slovakischen  Bevölkerung  Oberungarns 
in  den  Siebzigerjahren  zuerst  auf  die  Möglichkeit  der  Auswan- 
derung hinlenkten.  Die  Landarbeiter  ungarischer  Nationalität 
hingegen  versuchten  noch  in  den  Neunzigerjahren  öfter  durch 
Erntestreiks,  blutige  Exzesse  und  gewerkschaftliche  Organi- 
sation die  Lohnverhältnisse  in  ihrem  Vaterlande  zu  verbessern. 
Diese  Bewegungen  wurden  jedoch  mit  Brachialgewalt  nieder- 
geworfen und  nun  wurde  der  strenge  G.  A.  II.  v.  J.  1898 
geschaffen,  der  jede  Lohnbewegung  der  Erntearbeiter  mit 
strengen  Freiheitsstrafen  belegt  hat.  Da  auch  ihre  gewerk- 
schaftlichen Organisationen  immer  wieder  aufgelöst  wurden, 
begann    bald    darauf    auch    in    den    entlegensten  Gebieten   des 


1  Aus  den  Angaben  Nikolaus  Sändors  ist  ersichtlich,  dass  während 
bei  der  Wartung  der  Haustiere  im  Jahre  1895  in  Ungarn  1.316.533  Arbeiter 
Beschäftigung  fanden,  dies  im  Jahre  1906  nach  der  Depekoration  nur  noch 
für  1.118.313  Arbeiter  möglich  war.  Demnach  sind  infolge  der  Verminderung 
des  Viehstandes  in  Ungarn  während  dieser  Periode  198.220  Arbeiter  und 
Gesindepersonen  brotlos  geworden.  (Die  ungarischen  Landarbeiter.  Leipzig, 
1912.  S.  65.) 


32 


Landes    die    riesenhaft    anwachsende  Auswanderung-    nach    den 
Vereinigten  Staaten. 

Die    Entwicklung   der    Auswanderung  aus  Ungarn    in     den 
Jahren  1875 — 1900  charakterisieren  folgende  Zahlen: 


Jahr 

Auswander 

1875 

1066 

1880 

8766 

1890 

28745 

1895 

19757 

1900 

54Q80 

Aus  einem  Vergleich  zwischen  der  Auswanderung  des 
letzten  Jahrzehnts,  den  landwirtschaftlichen  Löhnen  und  der 
Zahl  der  Arbeitstage  geht  symptomatisch  hervor,  dass  die 
Auswanderung  auf  ihre  ursprüngliche  Ursache,  namentlich 
auf  die  Arbeitsbedingungen  tatsächlich  eine  günstige  Wirkung 
hatte.  Es  muss  jedoch  bemerkt  werden,  dass  in  diesem 
Belange  auch  der  Übergang  zu  industriellen  Beschäftigungen, 
der  schneller  als  der  Bevölkerungszuwachs  steigende  Arbeiter- 
bedarf der  Landwirtschaft,  die  Organisationsversuche  der  Land- 
arbeiter und  die  allgemeine  Teuerung  ebenfalls  einen  gewissen 
Einfluss  ausgeübt  haben.1 

Auswanderung  aus  dem  ungarischen  Reiche: 

Jahr  Auswanderer  in  Tausenden 

1901  55 

1902  64 

1903  68 

1904  70 

1905  166 

1906  169 

1907  193 

1908  53 

1909  113 

1910  96 

Die  landwirtschaftlichen  Löhne  in  Ungarn  im  Jahresdurch- 
schnitt (die  Kosten  der  etwaigen  Naturalverpflegung  abgerech- 
net) waren  : 2 


1  Nach    der    amtlichen     Statistik    des    Statistischen     Zentralamtes    von 
Ungarn. 

2  Nach  den  jährlichen  Publikationen  des  kgl.  ung.  Ackerbauministeriums. 
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Jahr 

Taglohn  der  Männer 

Taglohn  der  Frauen 

Taglohn  der 

1901 

126 

90 

58 

1902 

128 

91 

63 

1903 

133 

93 

64 

1904 

138 

93 

63 

1905 

149 

105 

71 

1906 

180 

123 

84 

1907 

205 

138 

96 

1908 

203 

140 

94 

1909 

200 

136 

91 

1910 

211 

143 

96 

Die  folgende  Tabelle  weist  nach,    wie    viel  Tage    die  Tag- 
löhner  jährlich  beschäftigt  waren  :* 

Jahr  Männer  Frauen  Kinder 


1906 

215 

164 

120 

1907 

216 

161 

125 

1908 

225 

177 

153 

1909 

223 

186 

154 

1910 

222 

188 

152 

Die  Arbeitslöhne  und  die  Zahl  der  Arbeitstage  erhöhten  sich 
also  merklich,  seitdem  die  Auswanderung  grosse  Dimensionen 
annahm.  Doch  können  wir  schon  aus  der  letzten  Tabelle  gleich- 
zeitig eine  sehr  ungünstige  Folge  der  Auswanderung  in  ihrer 
Beziehung  zur  Arbeitslosigkeit  feststellen,  nämlich  dass  die  Frauen- 
und  Kinderarbeit  infolge  der  Auswanderung  an  Intensität 
bedeutend  zunimmt.  Auch  extensiv  nehmen  diese  jedoch  ausser- 
ordentlich zu.  Schon  die  Volkszählung  vom  Jahre  1900  wies 
eine  grosse  Zunahme  der  Frauen-  und  Kinderaibeit  nach  (etwa 
80.000  Personen),  seitdem  hat  aber  diese  Entwicklung  grosse 
Dimensionen  angenommen.  Dies  ist  nicht  nur  an  und  für  sich 
eine  ungünstige  soziale  Erscheinung,  sondern  ist  auch  als  eine 
den  günstigen  Einfluss  der  Auswanderung  auf  Lohnhöhe  und 
die  Dauer  der  Arbeitsmöglichkeit  in  der  Landwirtschaft  teil- 
weise paralysierende  Erscheinung  zu  beklagen.  Falls  nämlich 
die  starken  und  unternehmungslustigen  Männer  in  den  besten 
Arbeitsjahren  nach  Amerika  auswandern  und  die  Kinder  und 
Frauen  immer  wieder  an  ihre  Stelle  treten,  so  kann  sich  dadurch 


1  Nach  den  jährlichen  Publikationen  des  kgl.  ung.  Ackerbauministeriums. 

3 
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ein  Kreislauf  von  Arbeitslosigkeit  mit  stets  erneuerter  Aus- 
wanderung herausbilden.  Die  Folge  ist,  dass  das  Auswande- 
rungsland seine  besten  Arbeitskräfte  ans  Ausland  abtritt  und 
aus  den  Ehen  der  im  Lande  verbleibenden,  schon  an  und  für 
sich  schwächeren,  beziehungsweise  eben  durch  die  schon  in  der 
frühesten  Jagend  geleistete  Arbeit  heruntergekommenen  Män- 
ner mit  ebensolchen  Frauen  eine  immer  minderwertigere  Gene- 
ration hervorgeht. 

Man  pflegt  über  die  Vorteile  und  Nachteile  der 
Auswanderung  nationale  Bilanzen  aufzustellen,  die  aber 
keine  besondere  Bedeutung  haben,  da  es  doch  ziemlich 
klar  ist,  welches  Los  die  Auswanderer  in  ihrem  Vaterlande 
erwartet  hätte,  und  der  Gesichtspunkt  der  individuellen  Wohl- 
fahrt heute,  im  Zeitalter  der  Bewegungsfreiheit,  in  dieser  Frage 
tatsächlich  ausschlaggebend  ist.  Es  ist  jedoch  auch  bei  vollkommener 
Anerkennung  der  ökonomischen  Freiheit  des  Individuums  sicher, 
dass  der  Staat  an  der  natürlichen  Herabminderung  der  Aus- 
wanderung ein  grosses  Interesse  besitzt.  Die  wichtigste  Frage 
für  die  Auswanderungsländer  ist  daher  erstens,  wie  die  Aus- 
wanderung durch  entsprechende  organische  Reformen  auf  das 
Mindestmass  zu  beschränken  wäre;  und  zweitens,  so  weit  die 
Auswanderung  notwendig  gegeben' ist,  wie  ihre  günstigen  Folgen 
durch  eine  vernünftige  Auswanderungspolitik  zu  erhöhen,  die 
ungünstigen  aber  zu  vermeiden  sind. 

I.  Die  Auswanderung  ist  keine  wirtschaftliche  Erscheinung, 
die  den  Keim  ihrer  Heilung  in  sich  selbst  trägt  und  eine  Ein- 
mischung des  Staates  als  überflüssig  erscheinen  lässt.  Die 
Löhne  im  Lande  mögen  steigen,  die  Dauer  der  Beschäftigung 
mag  grösser  werden,  die  Auswanderung  muss  —  wie  wir  gese- 
hen haben  —  trotz  prohibitiver  Massnahmen  nicht  abneh- 
men. Sobald  nämlich  die  Auswanderung  in  einer  gewissen 
Gegend  zur  Tradition  wird,  wirken  nicht  mehr  die  heimatlichen 
Verhältnisse  als  Regulator  der  Bewegung,  sondern  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  und  die  sich  jeweilig  bietenden  Vorteile 
in  den  Einwanderungsländern.  Sobald  der  Süd-  oder  Osteuropäer 
erfährt,  dass  er  in  Amerika  nicht  nur  höheren  Lohn,  bessere 
Verpflegung  findet  und  dabei  auch  noch  bedeutende  Erspar- 
nisse machen  kann,  sondern  auch  gewisser  unbekannter  Kultur- 
werte teilhaftig,  von  den  Verwaltungsbehörden  als  gleichberech- 
tigter Bürger  behandelt   wird,    seine    gesellschaftliche    Stellung 
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schon  in  der  Ansprache  als  Herr  zur  Geltung  kommt  u.  s.  w., 
so  wird  ihn  selbst  eine  sehr  bedeutende  Verbesserung  der 
heimatlichen  Arbeitsbedingungen  oft  nicht  von  der  Auswan- 
derung zurückhalten  oder  zur  Rückkehr  bewegen.  Nur  wenn 
die  allgemeinen  wirtschaftlichen,  sozialen  und  politischen  Ver- 
hältnisse in  seinem  Vaterlande  eine  vollständige  Umwälzung 
seiner  bisherigen  Proletarierexistenz  ermöglichen,  ist  seine  Fest- 
haltung, beziehungsweise  ständige  Repatriierung  zu  erhoffen.  Die 
durch  den  äussersten  Notstand,  d.  h.  chronische  Arbeitslosigkeit 
angeregte  Zzuangsauswanderung  hat  also  die  Tendenz,  zu  einer 
freizuilligen  Auswanderung  anzuschwellen,  die  den  relativsten  Be- 
völkerungsüberfluss  im  Inland  bei  weitem  übertreffen  kann. 
Es  ist  dies  eine  Art  von  Rache  des  Volkes  an  jenen,  die  sich 
um  sein  Los  so  lange  nicht  gekümmert  haben.  Dieses  psycho- 
logische Moment  der  Vergeltung  wird  ebenso  bei  ungarischen, 
wie  bei  italienischen  Auswanderern   beobachtet. 

Das  führende  wirtschaftliche  Motiv  der  freiwilligen  Aus- 
wanderung der  Zwerg-  und  Kleingrundbesitzer,  wie  auch  zumeist 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  ist  der  in  manchen  Fällen 
geglückte  Versuch  von  Landsleuten,  im  Einwanderungslande  in 
einigen  Jahren  so  viel  Ersparnisse  zurückzulegen,  dass  sie  in 
ihrem  Heimatsort  den  Kaufpreis  einer  schon  früher  erworbenen 
oder  zu  erwerbenden  Bodenparzelle  begleichen,  den  Erbanteil 
ihrer  Brüder  erstehen,  ein  Häuschen  bauen  oder  andere  Inve- 
stitionen machen  und  sich  damitj  zu  selbsständigen  Grund- 
besitzern hinaufschwingen  können.  Dies  erklärt  es  nur,  dass 
schwerfällige  Landleute,  die  fest  an  der  Scholle  haften  und  nicht 
geneigt  waren,  in  einer  benachbarten  Fabrik  zu  arbeiten, 
im  Auslande  das  Arbeiterelement  der  gefährlichsten  Fabriken 
und  Bergwerken  stellen.  Der  ungarische  Landarbeiter  „reist" 
z.  B.   nach  Budapest,  aber  er  „geht"   nach  Amerika. 

Dieser  Hauptzweck  der  freiwilligen  Auswanderung  agrari- 
scher Völker  wird  jedoch  ohne  eine  zweckbewusste  Auswan- 
derungs-  und  Wirtschaftspolitik  des  Auswanderungslandes  nur 
in  sehr  geringem  Masse  erreicht.  Ein  grosser  Teil  der  Lohn- 
arbeiter, der  mit  seiner  Familie  auswandert  oder  diese  sich 
nachkommen  lässt,  nicht  zu  entsprechenden  Ersparnissen  gelangt 
oder  aber  trotz  der  materiellen  Erfolge  durch  den  Reiz  des  „neuen 
Vaterlandes"  festgehalten  wird,  kehrt  dem  Lande  für  ewig  den 
Rücken.  Als  sicher  verloren  sind  namentlich  jene  zu  betrachten, 
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die    nicht    in    der    Industrie    als    Lohnarbeiter    raschen    Erfolg 
suchen,    sondern    als    Bauern    angesiedelt  werden.  Je  grössere 
Arbeiterkolonien    einer    Nation    in    den  Einwanderungsländern 
entstehen,   desto  sicherer  bleibt  das  Gefühl  der  Anhänglichkeit 
an  das   „alte  Vaterland"   bestehen.    Hieraus  erklärt   sich   haupt- 
sächlich   die    grosse    Rückwanderung    der    Italiener,     die    jähr- 
lich   zu    40 — 50    v.  H.  in   ihre    Heimat   zurückkehren,    während 
diese    Zahl    in    Ungarn    nur  etwa  20  v.  H.  beträgt.  Doch  auch 
jenen,    die    mit    Ersparnissen    nach  Hause  kommen,  gelingt  es 
nicht  immer,  den  sich  beinahe  als  Bauernleidenschaft  betätigenden 
Landhunger    auf    die    Dauer    zu  befriedigen.  Den  grössten  Teil 
der    Rückwanderer    bilden    zwar    die    Zwerg-     und    Kleingrund- 
besitzer,   die    schon    ein  Stück  Land  an  die  alte  Heimat  fesselt, 
und    diesen    gelingt    es    auch    am  ehesten  ihren  kleinen  Besitz 
so    zu    ergänzen    (10 — 20    Joch),    dass    sie  daraus  ihre  Familie 
anständig    erhalten    können.  Sie  erstehen  aber  gewöhnlich  den 
verfügbaren    Boden    auch    viel  zu  teuer,  um  für  die  Dauer  zu 
reüssieren.    Da  sich  nämlich  diese  Leute  teilweise  infolge   ihres 
erbgesessenen  Besitzes,    teilweise  aus  Ehrgeiz,    sich  unter  ihren 
Landsleuten    hervorzutun,    gewöhnlich    nur    in    ihrer  Geburts- 
gegend ansiedeln  wollen,  und  eben  die   Auswanderungsgebiete 
zumeist    auch   jene    Territorien    sind,    wo    der    frei    verfügbare 
Boden  infolge  der  Vorherrschaft  des  gebundenen  Grossgrund- 
besitzes   sehr  beschränkt  ist,  werden  die  Bodenpreise  zu  uner- 
schwingbar    erscheinenden     Höhen    —   in    manchen     Gegenden 
Ungarns    bis    zu     5000    Kronen    das   Joch    —    hinaufgetrieben. 
Bei    diesen    Preisen  muss  der  Rückwanderer  natürlich  sehr  oft 
noch    vor    Beginn    der    Bewirtschaftung  des  Bodens  Schulden 
machen,    oder    es    verbleibt    ihm     eben     nicht     genug     verfüg- 
bares Betriebskapital  mehr,   um  einen   normalen   Ertrag  hervor- 
zubringen. Die  primitiven  landwirtschaftlichen  Kenntnisse  dieser 
Leute    haben    sich    natürlich     durch    die  industrielle  Arbeit  im 
Auslande    auch    nicht  gehoben,  ja  sie  wurden  durch  die  unge- 
wohnte   Arbeit    sehr    oft    in    ihrer    physischen     Kraft  so  sehr 
beeinträchtigt,    dass    sie     nicht    mehr    zur    schweren    landwirt- 
schaftlichen Arbeit  taugen.    Wenn  der  wirtschaftliche  Ruin  für 
manche    besitzende    Rückwanderer    infolge    dieser     Schwierig- 
keiten —    die    durch  die  Parzellierungsmachenschaften  privater 
Unternehmungen     noch     ergänzt    werden  —  unvermeidlich    ist, 
umso    wahrscheinlicher  ist  dies  für    die  noch  weniger  kapitals- 
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kräftigen  Proletarier,  die  sich  in  Amerika  in  Bergwerken  oder 
ungesunden  Industrien  zu  Tode  gerackert  haben  und  nun 
zu  Hause  die  Laufbahn  des  selbständigen  Grundbesitzers 
von  der  Pike  auf  beginnen  wollen.  Die  Folge  ist,  dass  ein 
grosser  Teil  der  Rückwanderer  wieder  an  den  Bettelstab 
gelangt  und  auf  Nimmei  Wiederkehr  zurückwandert.1  Ihr  ver- 
steigerter Besitz  wird  von  einem  neuen  Rückwanderer  erstan- 
den, wenn  nicht  vom  Gute  des  benachbarten  Grossgrund- 
besitzers oder  Grossbauern  aufgesogen.  Der  kulturell  so  segens- 
reich wirkende  mittlere  Grundbesitz  geht  in  Ungarn  nicht 
nur  durch  die  Lebensführung  seiner  Besitzer,  sondern  auch 
infolge  der  durch  den  amerikanischen  Geldstrom  künstlich  hin- 
aufgeschraubten Parzellierungspreise  immer  mehr  zurück. 

Die  Vernichtung  des  alten  Landadels  ist  nicht  nur  in  Ungarn, 
sondern  auch  in  Süditalien  —  wie  dies  die  im  Jahre  1906 
betraute  Enquete-Kommission  festgestellt  hat  —  zum  Teil  eine 
direkte  Folge  der  Auswanderung.  Nur  erscheint  es  in  Italien 
als  ein  weiteres  erschwerendes  Moment,  dass  nicht  nur  die  alte 
Mittelklasse,  sondern  auch  die  Rückwanderer  eine  Abneigung 
gegen  die  landwirtschaftliche  Beschäftigung  hegen,  keine  Kapita- 
lien investieren  und  mehr  zum  städtischen  Leben  neigen.  Die 
italienischen  Rückwanderer  wollen  nicht  selbst  Ackerbau  treiben, 
sondern  verpachten  das  viel  zu  teuer  erkaufte  Land  und  führen  am 
liebsten  als  müssige  Rentner  ein  Herrenleben. 

Wenn  infolge  einer  wirtschaftlichen  Depression  im  Ein- 
wanderungslande die  Rückwanderung  grössere  Dimensionen 
annimmt,  und  die  zurückgekehrten  mittellosen  Arbeiter  in  ihrer 
Notlage  schon  geneigt  wären,  selbst  als  Lohnarbeiter  im  Heimat- 
Jande  zu  bleiben,  können  sie  heute  noch  ebenso  wenig  dauernd 
beschäftigt  werden,  wie  früher.  So  konnte  z.  B.  in  Ungarn 
nach  offiziellen  Daten  im  Jahre  1908  den  auf  65.000  bezifferten 
amerikanischen  Rückwanderern,  trotz  patriotischen  Eifers  der 
Arbeitgeber,  nur  46.229  (4254  im  Bergbau,  17.488  in  der  Forst- 
wirtschaft, 13.392  bei  Erdarbeiten  und  6312  in  der  Land- 
wirtschaft)   Arbeitsstellen     angeboten     werden.     Da    aber    die 


1  Im  Jahre  1903  wurde  von  der  Gesellschaft  zum  Schutze  italienischer 
Einwanderer  in  New-York  festgestellt,  dass  40  v.  H.  der  in  New-York  gelan- 
deten Italiener  nicht  das  erste  Mal  in  den  Staaten  landeten.  (Adams-Sumner, 
Labor  Problems.  Newyork  1911.  p.  66.)  Von  den  slovakischen  Einwanderern 
waren  etwa  ein  Viertel  schon  in  Amerika. 
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Arbeiter  zumeist  in  der  Industrie  beschäftigt  gewesen  sind,  war 
die  Wirkung  dieser  ad  hoc  eingerichteten  staatlichen  Arbeits- 
vermittlungsaktion äusserst  gering. 

Und  doch  gibt  es  in  den  Auswanderungsländern,  so  in 
der  Landwirtschaft,  wie  in  der  Industrie,  vielfach  Arbeiter- 
mangel. Dieser  ist  teilweise  auf  das  Fehlen  einer  einheitlichen 
grosszügigen  Arbeitsvermittlung  zurückzuführen.  In  der  Industrie 
besteht  mehr  ein  relativer  Arbeitermangel,  nämlich  bezüglich 
der  gelernten  und  geübten  Arbeiter.  Diese  Arbeitsnot  lässt 
sich  auch  auf  die  Mängel  der  technischen  Erziehung  und  die 
ungünstigen  Arbeitsbedingungen  zurückführen.  Die  Haupt- 
sache der  Arbeitermangels  in  diesen  Ländern  ist  jedoch  der 
Umtand,  dass  bei  der  sehr  extensiv  betriebenen  Landwirt- 
schaft die  Arbeitssaison  überaus  kurz  ist,  so  dass  es  den  Inter- 
essen der  Arbeiter  nicht  entspricht,  im  den  den  Grundbesitzern 
bequemen  Umfange  gerade  für  diesen  Zeitpunkt  im  Lande  zu 
verbleiben. 

Die  Gefahr  des  Arbeitermangels  in  den  extensiv  wirtschaften- 
den Ländern  wird  durch  die  neuere  kontinentale  Auswanderung 
sehr  erhöht.  Bei  der  intensiven  Bebauung  des  deutschen  Grund- 
besitzes kann  der  ausländische  Saisonarbeiter  sicher  darauf 
rechnen,  dass  er  von  März  bis  November  fortwährend  und 
nebstbei  bei  etwas  höheren  Löhnen  (3  Kronen  Männertaglohn) 
Arbeit  findet.1  Bei  den  wenig  stabilen  Industrieverhältnissen 
der  Agrikulturstaaten  wirkt  die  Anziehungskraft  der  beständi- 
geren Arbeitsgelegenheit  in  den  Weststaaten  auch  auf  die 
industriellen  Arbeiter  anziehend,  obzwar  hier  mehr  die  Lohn- 
höhe und  besser  ausgebaute  sozialpolitische  Gesetzgebung  den 
Ausschlag  gibt. 

Die  europäische  Saisonauswanderung  —  die  namentlich 
für  Italien  auch  in  manchen  Industriezweigen  eine  grosse 
Bedeutung  hat  —  birgt  gegenüber  der  überseeischen  Aus- 
wanderung für  die  Auswanderungsländer  manche  Vorteile  in 
sich.  Diese  Auswanderer  kehren  jährlich,  mit  relativ  wenigen 
Ausnahmen,  in  ihre  Heimat  zurück,  sie  können  sich  also 
schwerer  entwöhnen.  Auch  ihre  Ersparnisse  sind  in  Anbetracht 


1  Auch  in  Ungarn  kann  festgestellt  werden,  dass  in  den  Gegenden,  wo 
der  Arbeitslohn  zwar  niedriger,  aber  die  Beschäftigungszeit  länger  ist,  die 
Auswanderung  geringer  ist,  als  in  Gegenden,  wo  diese  beiden  Faktoren  im 
verkehrten  Verhältnis  stehen. 
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der  geringen  Reisekosten,  wenn  auch  nicht  so  bedeutend  wie 
bei  der  überseeischen  Auswanderung,  doch  im  voraus  berechenbar 
und  zumeist  sicher  zu  erreichen.  Auch  verlassen  die  Land- 
arbeiter nicht  ihre  gewohnte  Beschäftigung,  ihre  Arbeitskraft 
bleibt  mehr  geschont,  und  da  sie  auch  ihre  landwirtschaftlichen 
Kenntnisse  bereichern,  kann  ihr  Aufsteigen  in  die  selbständige 
Klasse  der  Urproduzenten  leichter  und  sicherer  in  die  Wege 
geleitet  werden.  Die  Saisonauswanderung  bedeutet  hauptsäch- 
lich nur  für  die  Arbeitgeber,  namentlich  für  die  Grossgrund- 
besitzer die  Gefahr,  mit  den  Löhnen  und  Arbeitsbedingungen  der 
sehr  leicht  erreichbaren  Nachbarstaaten  die  Konkurrenz  aufnehmen 
zu  müssen,  da  die  Saisonarbeiter  von  ihnen  infolge  der  nämlichen 
Witterungsverhältnisse  zur  selben  Zeit  benötigt  werden,  in  der 
sie  sich  in  Auslande  befinden.  Dort  wo  die  Herrschaft  der 
Grundbesitzerklasse  noch  allmächtig  ist,  versucht  man  aber  gerade 
diese  Auswanderung  ganz  zu  unterdrücken  (Ungarn),  hingegen 
wird  sie  in  anderen  Staaten  (Italien,  Osterreich)  als  die  günstigste 
Form  der  Auswanderung  betrachtet.  Doch  auch  hier  gibt  es 
Stimmen,  die  den  obenerwähnten  Nachteil  der  Saisonaus- 
wanderung noch  abschwächen  möchten,  indem  sie  in 
solche  überseeische  Agrikulturstaaten  geleitet  wird,  wo  die 
Jahreszeiten  nicht  mit  unseren  zusammenfallen.  Eine  solche 
Saisonauswanderung,  die  wir  eine  komplementäre  nennen 
können,  findet  in  grossem  Massstabe  von  Italien  und  nun  auch  von 
der  Bukowina  nach  Argentinien  statt.  Diese  Auswanderung  hat 
aber  für  den  Arbeiter  den  Nachteil  der  langen  Seereisen,  der 
teueren  Überfahrt  und  der  trotz  des  verbesserten  staat- 
lichen Arbeiterschutzes  bestehenden  rechtlichen  und  auch 
wirtschaftlichen  Unsicherheit.  Ein  schlechtes  Ei  ntejahr  in  Argen- 
tinien kann  selbst  die  Existenz  der  Saisonarbeiter  in  Frage 
stellen  und  hat  unter  ihnen  schon  zu  wahren  Hungerrevolten 
geführt.  Sonst  aber  bietet  auch  diese  Auswanderung  den 
Arbeitern  zu  bedeutenden  Ersparnissen  Gelegenheit,  die  umso 
höher  anzuschlagen  ist,  da  sie  mit  der  Arbeit  in  der  überseeischen 
Länder  eigentlich  nur  die  winterliche  Saisonarbeitslosigkeit 
der  Heimat  ausfüllt.  Die  in  April-Mai  heimkehrenden  Land- 
arbeiter können  bis  Oktober-November  wieder  in  der  heimi- 
schen Landwirtschaft  tätig  sein.  Hier  hätten  wir  es  also  mit  dem 
denkbar  besten  Kompensationsverfahren  zweier  Weltteile  zur 
Abwehr  der  Saisonarbeitslosigkeit  zu  tun.    Nur  ist  eben  heute 
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die  Schiffahrt  noch  immer  nicht  genug  entwickelt,  dass  dieses 
Verfahren,  ohne  die  zeitweilige  Benachteiligung  der  Landwirt- 
schaft hier  und  dort  wirken  könnte. 

Trotz  der  relativen  Vorteile  der  temporären  und  der  Saison- 
auswanderung, des  Millionenregens,  der  ganze  Gegenden 
befruchtet  (Italien :  jährlich  500  Millionen  frs.  ;  Osterreich  : 
250—300  Millionen  frs.;  Ungarn:  150  Millionen  frs.),  Staaten 
vom  finanziellen  Ruin  rettet,  die  Bevölkerung  mit  technischen 
und  wirtschaftlichen  Kenntnissen  bereichert,  ist  es  für  die  Aus- 
wanderungsstaaten doch  erwünscht,  womöglich  den  ganzen 
Bevölkerungszuwachs  im  Lande  selbst  mit  ausreichender  und 
gut  entlohnter  Arbeitsgelegenheit  zu  versorgen.  Jede  Auswan- 
derung ruft  die  Gefahr  herauf,  wehrfähige  Bürger  für  immer  zu 
verlieren  und  bedeutet  die  Sicherheit,  die  besten  Arbeitskräfte 
an  fremde  Volkswirtschaften  auszuleihen.  Das  von  der  Natur 
nicht  gerade  am  reichsten  bedachte  Deutschland  bietet  ein 
klassisches  Beispiel  dafür,  wie  durch  eine  organische,  von  den 
grossen  Interessen  des  Volksganzen  staatlich  beeinflusste  Ent- 
wicklung der  Volkswirtschaft  aus  einem  Auswanderungsland 
eines  der  wichtigsten  Einwanderungsländer  werden  kann.  Von 
Frankreich,  wo  es  schon  lange  keine  nennenswerte  Auswande- 
rung  gibt,  können  wir  hier  absehen,  da  der  grosse  Grundbesitz 
neben  einer  gesunden  und  mächtigen  Bauernklasse  nie  eine 
grosse  Bedeutung  erlangt,  die  Industrie  sich  sicher  und  ruhig 
entwickelt  hat  und  so  das  Land  seinem  geringen  Bevölkerungs- 
zuwachs stets  genügend  Raum  bot.  Deutschland  jedoch  hatte 
noch  in  den  Jahren  1880  —  1892  nicht  weniger  als  100.000— 
200.000  Auswanderer  nur  nach  den  Vereinigten  Staaten,  während 
im  Jahre  1909  diese  Zahl  25.000  betrug  und  hingegen  zur 
Sommerszeit  schon  mindestens  eine  Millionen  ausländische 
Saisonarbeiter  im  Lande  tätig  waren.  Wodurch  wurde  diese 
Umwälzung  bewirkt?  Nebst  politischen  und  sozialen  Reformen 
durch  eine  volkswirtschaftliche  Entwicklung,  deren  grosse 
Richtlinien  zur  richtigen  Zeit  kein  geringerer  als  Bismarck  ver- 
kündet hat.  Er  wies  erstens  darauf  hin,  dass  die  gründliche 
Heilung  der  Auswanderung  nur  durch  eine  Agrarreform  möglich 
ist,  die  den  Landarbeiter  in  den  Stand  setzt,  einen  kleinen 
Besitz  zu  erwerben,  ohne  die  Grundbesitzer  zur  Veräusserung 
ihrer  Besitztümer  zu  zwingen  (Erbpacht).  Bei  einer  anderen 
Gelegenheit  wies  er  auf  die  auffallende  Erscheinung  hin,    dass 
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gerade  die  am  dichtesten  bevölkerten  Gebiete  Deutschlands, 
die  industrielle  Gegenden  genannt  werden  können,  von  der 
Auswanderung  verschont  bleiben,  hingegen  jene  Gegenden, 
wo  es  gar  keine  Industrie  gibt,  wie  die  baltischen  Provinzen 
und  das  ähnliche  Kulturverhältnisse  aufweisende  Posen  und 
Mecklenburg,  das  Hauptkontingent  der  Auswanderer  liefern. 
Man  gebe  ihnen  —  meinte  Bismarck  —  Industrie,  man  gebe  ihnen 
Export  und  man  gebe  ihnen  Schutzzoll  und  es  wird  mehr  keine 
Auswanderung  geben. 

In  Deutschland  wurde  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  der 
Bodenreform  und  der  Industrieförderung  Grossartiges  geleistet, 
sondern  es  wird  in  der  Landwirtschaft  auf  allen  Besitzgrössen 
eine  stets  intensivere  Bodenkultur  getrieben.  Die  zurückgebliebene 
sozialpolitische  Gesetzgebung  auf  dem  Lande,  verbunden  mit 
dem  steigenden  Kultur-  und  Klassenbewusstsein  der  Landbevöl- 
kerung, ist  es,  was  heute,  da  die  mächtige  nationale  Gross- 
industrie die  Massenauswanderung  etwa  seit  Mitte  der  Neun- 
zigerjahre schon  überflüssig  gemacht  hat,  die  Abwanderung  vom 
Lande,  namentlich  vom  Osten  nach  dem  Westen,  trotz  der 
sich  bessernden  Arbeitsbedingungen  in  der  Landwirtschaft,  in 
Deutschland  hervorruft  und  den  Grossgrundbesitz  zwingt,  fremde 
Lohnarbeiter  heranzuziehen. 

Auch  aus  dem  Vergleich  zwischen  Osterreich  und  Ungarn 
lässt  sich  das  Symptom  feststellen,  wie  mit  der  industriellen 
Entwicklung  die  überseeische  Auswanderung  abnimmt. 

Ungarn  hat  hinsichtlichderZahlder  überseeischen  Auswanderer 
Osterreich  trotz  seines  geringeren  natürlichen  Bevölkerungszu- 
wachses und  Volksdichtigkeit  schon  überflügelt,  hauptsäch- 
lich weil  Österreich  eine  viel  kräftigere  industrielle  Entwicklung 
aufweist  als  Ungarn.  Hierbei  muss  bemerkt  werden,  dass  Oster- 
reich noch  überhaupt  kein  Auswanderungsgesetz  hat  und  selbst 
den  schlimmsten  Auswüchsen  des  Agentenwesens  nicht  Ein- 
halt gebietet.1  Ungarn  hingegen  hat  die  strengsten  Auswan- 
derungsgesetze gebracht,  welche  die  Auswanderungsfreiheit 
selbst  bedeutend  einschränken. 

Staatliche    Industrieförderung    und    Bodenreform    lautet    also 


1  Vergl.  die  Verhandlungen  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  am  16.  bis 
30.  März  1912  abgehaltenen  Enquete  über  das  Auswanderungswesen  in  Öster- 
reich. (Der  Auswanderer.  Jahrg.  III.  Nr.  4-5). 
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der  Schlachtruf  im  Kampfe  gegen  Arbeitslosigkeit  und  Aus- 
wanderung in  den  Agrikulturstaaten.  Während  in  der  ersten 
Hinsicht  die  Staaten  vielfach  durch  Gesichtspunkte  der  inter- 
nationalen, ja  der  inneren  Politik  beengt  sind,  haben  sie  auf 
dem  Gebiete  der  Bodenreform  freies  Feld.  Der  Bodenhunger 
der  Landbevölkerung  muss,  da  die  private  Initiative  auf  diesem 
Gebiete  nicht  ausreicht,  womöglich  auf  Grund  einheitlicher 
staatlicher  Politik  befriedigt  werden.  In  Ungarn  z.  B.  wurde 
in  den  letzten  zwanzig  Jahren  etwa  1  Million  Joch  Grund- 
besitz parzelliert,  ohne  dass  der  Einfluss  dieser  Aktion  an  der 
Bilanz  der  Auswanderung  auffallend  in  Erscheinung  getreten 
wäre.  Laut  der  von  den  wirtschaftlichen  Fachberichterstattern 
dem  kgl.  ungarischen  Ackerbauministerium  gesandten  Berichte 
sind  nur  55  v.  H.  des  Gesamtgebietes  der  im  letzten  Jahrzehnt 
parzellierten  Güter  in  kleinere  als  100  Joch  umfassende  aufgeteilt 
worden,  und  auch  von  diesen  war  der  Durchschnitt  17  Joch 
gross.1  Da  die  Mehrzahl  der  Käufer  schon  früher  Grundbesitz 
hatte,  entstanden  hauptsächlich  nur  mittlere  Bauerngüter, 
während  die  zurückwandernden  Arbeiter  grösstenteils  mit  leeren 
Händen  ausgingen. 

Es  ist  dies  übrigens  nicht  allzu  sehr  zu  bedauern,  denn 
eine  Bauernfamilie,  die  8 — 10  Joch  Boden  in  der  überlieferten 
primitiven  Weise  bebaut,  verdient  bei  den  teueren  Produktions- 
verhältnissen und  der  grossen  Steuerlast  trotz  grössten  Fleisses 
weniger,  als  eine  ebenso  grosse  Arbeiterfamilie.  Der  kleine 
Grundbesitzer  bezahlt  eigentlich  eine  hohe  Versicherungs- 
prämie gegen  die  Arbeitslosigkeit,  die  den  Lohnarbeiter  bedroht. 
Wir  haben  weiter  auf  die  Gründe  hingewiesen,  weshalb  die 
Arbeiter  und  Zwergbauern,  die  durch  die  private  Parzellierungs- 
spekulation zu  Besitz  gelangen,  so  wenig  Bodenbeständigkeit 
aufweisen.  Auch  vom  allgemeinen  sozialen  Standpunkt  muss 
bemerkt  werden,  dass  die  Vermehrung  der  kleinen  Grund- 
besitze —  bei  der  Fortsetzung  ihrer  heutigen  extensiven 
Bewirtschaftung  —  eher  eine  Verminderung  als  eine  Ver- 
mehrung der  gesamten  Arbeitsgelegenheit  für  die  landwirt- 
schaftliche Bevölkerung  bedeutet.  Es  ist  daher  eine  ganz 
allgemeine    Auffassung    der    ungarischen    Gesellschaft,    dass  es 


1  Vergl.  Die  Publikation  des  Ackerbauministeriums:  (Drei  Jahre  in  Ungarns 
landwirtschaftlicher  Politik.  Budapest,   1906—1009). 
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einer  bewussten  staatlich  geleiteten  Agrarpolitik  bedarf,  um 
die  Auswanderung  einzuschränken,  die  vom  Ausland  heim- 
geschickten Millionen  wirtschaftlich  zu  verwerten  und  die 
erfolgreichen  Rückwanderer  endgültig  festzuhalten. 1  Für  die 
Mehrzahl  der  Rückwanderer  jedoch,  namentlich  für  die  einstigen 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  —  falls  sie  eben  nicht  mit  bedeu- 
tendem Kapital  nach  Hause  kommen  —  erscheint  es  zweck- 
mässiger, sie  allein  oder  kollektiv  mit  dem  vaterländischen 
Boden  in  der  Form  einer  langfristigen  Pacht  in  ein  festes 
Verhältnis  zu  bringen.  Hiezu  könnte  auch  der  gebundene 
Grossgrundbesitz  —  der  heute  seine  Güter  oft  an  General- 
pächter verpachtet,  die  dann  die  Güter  an  das  Volk  bei 
Wucherzinsen  weiterverpachten  —  bewogen  werden.  Diesen 
Rückwanderern  würde  das  nötige  Kapital  zu  Investitionen 
verbleiben  und  ihr  fleissigerer  Teil  könnte,  namentlich  bei 
entsprechender  Verbreitung  von  landwirtschaftlichen  Kennt- 
nissen, in  die  Lage  kommen,  selbständige  Unternehmer  zu 
werden.  Der  Ausbau  des  landwirtschaftlichen  Fachunterrichtes 
ist  eine  der  wichtigsten  Vorbedingungen  der  Verbesserung 
der  landwirtschaftlichen  Produktions-  und  damit  der  Arbeits- 
verhältnisse. 

Nur  jenen  Rückwanderern,  die  mit  entsprechenden  Erspar- 
nissen zurückkehren,  um  die  Bewirtschaftung  eines  Gutes  mit 
entsprechendem  Kapital  anzutreten,  wären  gleich  zu  Besitz  zu 
verhelfen.  Die  Leitung  der  Parzellierungen  und  der  inneren 
Kolonisation  hätte  jedoch  im  allgemeinen  der  Staat  in  die 
Hand  zu  nehmen,  da  dieser  berufen  und  auch  befähigt  ist, 
unparteiisch  zu  beurteilen,  welche  Rückwanderer  auf  Grund 
ihrer  Gesamtverhältnisse  geeignet  sind  als  selbständige  wirt- 
schaftliche Subjekte  ihr  Glück  zu  versuchen.  Die  ungarische 
Regierung  hat  im  Jahre  1909  einen  von  diesem  Geiste  geleiteten 
Gesetzentwurf  über  Bodenparzellierung  und  andere  boden- 
politische Massnahmen  dem  Parlament  vorgelegt.  Es  war  darin 
in  Aussicht  genommen,  die  Parzellierung  an  eine  staatliche 
Genehmigung  und  Kontrolle  zu  binden,  auf  den  Gütern  der 
toten  Hand  eine  Kolonisation  auf  Grund  eines  langfristigen 
Pachtsystems  einzuführen,  entsprechenden  Elementen  zu  Renten- 


1  Vergl.  „Die  Ergebnisse  der  besitzpolitischen  Enquete  der  Ungarischen 
Sozialwissenschaftlichen  Gesellschaft  1910 — 1911." 
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gütern  zu  verhelfen  u.  s.  w.  Zu  Zwecken  der  inneren  Koloni- 
sation sollten  während  12  Jahre  jährlich  10  Millionen  Kronen, 
also  insgesamt  120  Millionen  Kronen  in  das  Budget  eingestellt 
werden.  Leider  wurde  dieser  Plan  fallen  gelassen.  Anstatt 
dessen  wurde  unter  Mitwirkung  der  Regierung  eine  sogenannte 
altruistische  Bank  zur  Durchführung  von  Parzellierungen  gegründet. 

Die  Fragen  des  Immobilienkredits,  der  Erbfolge,  der  Par- 
zellenzusammenlegung, Bodenamelioration,  Aufforstungen  und 
einer  gerechten  Steuerreform  sind  ergänzende  Teile  der  gegen 
die  Auswanderung  ankämpfenden  demokratischen  Bodenreform.1 

II.  Für  die  süd-  und  osteuropäische  Auswanderung  besteht 
für  die  nächste  Zukunft  die  Hauptfrage  trotz  alledem  darin, 
wie  weit  es  dem  Grossgrundbesitz  selbst  gelingt,  dem  gesell- 
schaftlichen Interesse  entsprechend  mehr  zu  produzieren  und 
damit  dem  Volke  reichlichere  und  besser  entlohnte  Arbeits- 
gelegenheit  zu  bieten. 

Mit  der  Ausdehnung  der  Bodenkultur  auf  neue  Territorien 
(Kanada,  Argentinien)  und  dem  Fortschritt  der  Agrartechnik 
wird  nämlich  die  sich  seit  vielen  Jahrzehnten  zeigende  Tendenz 
sinkender  Getreidepreise  auf  dem  Weltmarkt  höchst  wahrschein- 
lich noch  weiter  erstarken.  Es  ist  also  möglich,  dass  sich 
bei  sinkenden  Getreidepreisen  das  Einkommen  der  alten 
Grundbesitzerklassen  schmälert,  hingegen  für  die  Arbeiter 
sich  die  Möglichkeit  bietet,  ihre  Arbeitskraft  in  der  heimat- 
lichen Industrie  oder  aber  in  fremden  Ländern  zu  höheren 
Preisen  zu  verwerten.  Nach  einer  Berechnung  wird  in  Deutsch- 
land mit  25  v.  H.  mehr  menschliche  Arbeit  auf  ein  gegebenes 
Stück  Land  verwendet  als  in  Ungarn.  Da  sich  jedoch  der 
Mehrertrag  einer  gewissen  Bodenfläche  in  Deutschland  um 
50-60  v.  H.  höher  stellt  als  in  Ungarn,  können  auf  der- 
selben Fläche  viel  mehr  Arbeiter  beschäftigt  und  ihnen 
trotzdem    ein    bedeutend    höheres   Lohneinkommen   zugesichert 


1  Die  obenerwähnte  italienische  Auswanderungskommission  hat  auch  ein 
grosszügiges  Reformprojekt  zur  besseren  Ausnützung  der  Kapitals-  und 
Arbeitskräfte  der  Rückwanderer  aufgestellt.  (Inquiesta  Parlamentare  sulla  con- 
dizione  dei  Contadini  nella  Provincie  Meridionale  et  nella  Sicilia.  Roma,  1911.) 
Zur  Beilegung  eines  Haupthindernisses  des  landwirtschaftlichen  Gewerbe- 
fleisses,  der  in  Süditalien  in  den  grossen  Sümpfen  und  kahlen  Bergen  besteht, 
wird  eine  amtlich  geleitete  Aufforstung  auf  Grund  einer  besonderen  Staats- 
anleihe empfohlen,  die    nur    für  Süditalien    300   Millionen  Lire   erfordern  soll. 
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werden  als  in  Ungarn.  Das  staatliche  Interesse  würde  es  also 
auch  in  Ungarn  und  in  den  übrigen  Agrikulturstaaten  mit 
extensiver  Landwirtschaft  und  grosser  Auswanderung  erfordern, 
dass  die  Produktion  in  möglichst  kurzer  Zeit  wenigstens  auf 
das  heutige  deutsche  Niveau  gehoben  werde.  Da  aber  in  diesen 
Staaten  der  natürliche  Bevölkerungszuwachs  infolge  der  Ab- 
nahme der  Geburtenziffer  und  der  hohen  Sterblichkeitsquoten 
immer  ungünstiger  wird,  könnte  der  Mehrbedarf  der  nach 
deutschem  Muster  verbesserten  Landwirtschaft  nur  dann  gedeckt 
werden,  falls  die  Auswanderung  bedeutend  beschränkt  würde. 
Dies  ist  jedoch  nur  dann  zu  erwarten,  wenn  (abgesehen  von 
den  übrigen  Lebensverhältnissen)  unsere  Arbeitslöhne  mit  der 
steigenden  Tendenz  der  Arbeitslöhne  auf  den  internationalen 
Arbeitsmarkt  Schritt  halten  würden,  wobei  die  Kosten  und 
Schwierigkeiten  der  Auslandreise  natürlich  abgerechnet  werden 
müssen.  Die  Frage  ist  nun,  ob  der  Grossgrundbesitz  geneigt, 
bezw.  in  der  Lage  ist,  diese  Löhne  zu  bewilligen.  Die  Geschichte 
der  Weststaaten  beweist,  dass  in  der  Grundbesitzerklasse  hierzu 
sehr  wenig  Neigung  vorhanden  ist.  Namentlich  wo  die  Pro- 
duktion die  Tendenz  hat,  sich  schneller  zu  steigern,  als  der 
innere  Konsum,  also  der  Schutzzoll  seine  volle  Wirkung  nicht 
ausüben  kann,  wird  das  Dilemma :  Mehrproduktion  mit  stei- 
gendem Arbeiterbedarf  und  hohen  Arbeitslöhnen  oder  aber 
Arbeitermangel  und  immer  intensivere  Bewirtschaftung,  für 
die  Grundbesitzerklasse  sehr  akut.  Sobald  die  Grundbesitzer  in 
die  Gefahr  kommen,  durch  die  Mehrproduktion  weniger  Ein- 
kommen zu  geniessen  als  früher  bei  geringeren  absoluten 
Erträgen,  gewinnen  drei  Tendenzen  die  Oberhand. 

1 .  Das  Bestreben,  so  die  Auswanderung  wie  die  Erhöhung  des 
Lohneinkommens  der  heimischen  Landarbeiter  mit  Gewalt 
zu  unterdrücken  oder  möglichst  zu  erschweren. 

2.  Da  diese  Bestrebungen  infolge  internationaler  Faktoren 
unbedingt  Schiffbruch  erleiden,  richtet  sich  das  Bestreben  dahin, 
die  heimischen  Arbeiter  womöglich  durch  die  Heranziehung 
von  solchen  Saisonarbeitern  zu  ersetzen,  die  auf  einer  noch 
niedrigeren  Kulturstufe  stehen  als  die  Landbevölkerung  des 
betreffenden  Volkes  und  daher  auch  geringere  Ansprüche 
stellen.  In  Deutschland  ist  es  dem  grossen  Grundbesitz  —  bei 
hohem  und  wirksamem  Schutzzoll  —  bisher  gelungen,  durch 
billigere  Wanderarbeiter    (Italiener,   Galizier,   Ruthenen,  Russen) 
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den  durch  die  stets  intensivere  Wirtschaftsweise  verursachten 
Mehrbedarf  an  Arbeitskräften  zu  decken.  Doch  abgesehen  von 
der  persönlichen  Minderwertigkeit  dieser  Arbeiter,  kann  sich 
die  deutsche  Landwirtschaft  auf  diese  Hilfsarbeiter  trotz  stei- 
gender Löhne  nicht  für  die  Zukunft  verlassen. 

Die  süd-  und  osteuropäischen  Länder  beginnen  nämlich  um 
die  Behaltung  ihrer  heimischen  Arbeitskraft  den  Kampf  aufzu- 
nehmen. Selbst  in  Russland  steigt  der  Arbeiterbedarf  in  den 
letzten  Jahren  infolge  der  Auflösung  des  „Mir"  und  der  Par- 
zellierung von  grossen  Gütern.  Auch  leitet  die  Auswanderung 
den  Bevölkerungsüberfluss  von  jährlich  einer  halben  Million 
Menschen  nach  Sibirien 1  und  die  immer  mehr  auch  nach 
Amerika  rechtlich  gestattete  Auswanderung  zum  Teil  in  andere 
Kanäle.  Am  Balkan  herrschen  zum  Teil  günstige  Grudbesitz- 
verhältnisse, zum  Teil  ist  die  Regierung  (Rumänien)  gezwungen 
diese  bedeutend  zu  verbessern.  Die  wenig  entwickelten  Verkehrs- 
mittel würden  die  kontinentale  Saisonauswanderung  sehr 
erschweren  und  verteuern,  während  der  Seeweg  manchen 
Völkern  (Griechen)  mehr  einen  Anreiz  zur  überseeischen  Aus- 
wanderung bietet.  Überdies  dürfte  auf  dem  Arbeitsmarkt  des 
Balkans  auch  Oesterreich  und  namentlich  Ungarn,  das  vom 
Balkan  schon  heute  Saisonarbeiter  bezieht  (Bulgaren,  Mace- 
donen)  als  Konkurrent  auftreten,  obgleich  diese  Arbeiter 
grösstenteils  zur  intensiven  Wirtschaftsweise  wenig  geeignet 
sind.  Der  deutsche  Grossgrundbesitz  steht  also  schon  vor 
einer  ernsten  Arbeiterkrise,  namentlich  wenn  in  der  nächsten 
Zukunft  die  Getreidepreise  auf  dem  Weltmarkt  wieder  zu 
sinken  beginnen.  Wie  weit  sich  auch  in  Ungarn  schon  der 
Mangel  von  billigen  Saisonarbeitern  fühlbar  macht,  geht  aus 
der  als  Kuriosum  erscheinenden  Tatsache  hervor,  dass  in  den 
Kreisen    der    landwirtschaftlichen    Arbeitgeber    —  die  auf  dem 


1  Während  sich  in  den  300  Jahren,  seit  Sibirien  Russland  gehört,  in  dem 
Lande  insgesamt  nur  4Vz  Millionen  Menschen  angesiedelt  haben,  sind 
dort  —  nach  der  nun  auch  in  deutscher  Übersetzung  vorliegenden  Denk- 
schrift Stolypins  und  Kriwoscheins  —  in  den  Jahren  1907 — 1909  mit  einem 
Male  lVs  Millionen  Menschen  eingewandert.  Diese  Denkschrift  tritt  auch 
betreffs  Sibiriens  für  die  Aufgabe  des  Prinzips  des  Staatseigentumes  auf 
Grund  und  Boden  und  für  die  Basierung  der  Siedelungspolitik  auf  das 
private  Grundeigentum  der  Besitzer  ein.  Diese  Reform  dürfte  der  national- 
russischen Ansiedelung  Russlands  einen  ungeheueren  Aufschwung  geben. 
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Balkan  und  in  Russland  auch  wenig  Aussicht  auf  Saisonarbeiter 
haben  —  selbst  der  Gedanke  schon  aufgetaucht  ist,  zur  Ernte- 
arbeit chinesische  Kulis  heranzuziehen,  um  der  Lohnsteigerung 
Einhalt  zu  gebieten. 

3.  Es  tritt  endlich  unter  den  Grundbesitzern  das  Bestreben 
auf,  den  Bedarf  an  menschlicher  Arbeitskraft,  also  die  viel 
menschliche  Arbeit  erfordernden  Kulturen  und  damit  den  Ertrag 
der  ganzen  Volkswirtschaft  zu  beschranken.  In  manchen  Län- 
dern ist  die  Stagnation  der  Landwirtschaft  hierauf  zurückzu- 
führen. Der  Grossgrundbesitz  kann  aber  genötigt  sein  selbst 
den  Anbau  einzuschränken,  um  die  volle  Wirkung  des  Schutz- 
zolles zu  geniessen.  So  hat  z.  B.  ein  bekannter  ungarischer 
Agrarier  in  einem  liberalen  Blatte  die  ungarischen  Landwirte 
allen  Ernstes  aufgefordert,  durch  freiwillige  Übereinkunft,  bezw. 
durch  Regierungsmassnahmen  dahin  zu  trachten,  dass  im  Lande 
mit  einer  Million  Katastraljoch  weniger  Weizen  und  in  diesem 
Verhältnis  weniger  Roggen  und  Mais  angebaut  werde  als  bisher. 
In  England  ist  es  in  Ermangelung  eines  Schutzzolles  unter  dem 
Drucke  der  billigen  Geteidepreise  und  hohen  Arbeitslöhne  tat- 
sächlich so  weit  gekommen,  dass  die  Grundbesitzer  den  Getreide- 
anbau aufgegeben  und  zur  extensivsten  Wirtschaftsweise  über- 
gegangen sind. 

Aus  alledem  folgt : 

1.  dass  es  technisch  möglich  ist,  in  den  Auswanderungs- 
ländern Europas  die  Mehrproduktion  und  damit  den  Arbeiter- 
bedarf der  Landwirtschaft  ausserordentlich  zu  heben  ; 

2.  dass  die  Mehrproduktion  nicht  nur  die  Vermehrung  der 
Arbeitsgelegenheit,  sondern  auch  Steigerung  der  Löhne  bedeutet ; 

3.  dass  in  der  nächsten  Zukunft  unter  den  benachbarten 
Agrikulturstaaten  Europas  ein  heftiger  Wettbewerb  um  die 
menschliche  Arbeitskraft  eintreten  wird,  deren  lohnsteigernde 
Wirkung  auch  durch  die  Fortdauer  der  überseeischen  Aus- 
wanderung gehoben  werden  dürfte ; 

4.  dass  je  mehr  die  südeuropäischen  Staaten  ihre  Bevöl- 
kerung zu  Hause  beschäftigen  werden  können,  desto  schwie- 
riger wird  sich  die  Lage  der  Volkswirtschaft  und  namentlich 
der  Landwirtschaft  in  den  entwickelten  Weststaaten  Europas 
gestalten.  Die  Bevölkerungsfrage  wird  eine  alles  überragende 
Bedeutung  erhalten. 

Man  kann  jedenfalls  folgende  Fragen  stellen: 
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1.  Wie  weit  wird  es  dem  Grossgrundbesitz  in  den  einzelnen 
wettstreitenden  Ländern  gelingen,  mit  den  steigenden  Löhnen 
ihr  Auskommen  zu  finden,  bezw.  wie  weit  muss  er  den  Pfad 
des  extensiven  Anbaues  und  damit  der  Auswucherung  des 
Bodens,  der  Verarmung  und  der  Entvölkerung  des  eigenen 
Landes  betreten  ? 

2.  Wie  weit  werden  die  einzelnen  Völker  der  mechanischen 
Beschränkung  ihres  Nationaleinkommens  und  ihrer  Arbeitsmög- 
lichkeit zusehen,  bezw.  wie  weit  werden  sie  durch  eine  demo- 
kratische Bodenreform  der  weiteren  Entwicklung  der  Volks- 
wirtschaft die  Bahn  ebnen?  (Bodenreform    in  Grossbritannien.) 

3.  Wissenschaftlich  unentschieden  ist  es  noch,  durch  welche 
Besitz-  und  Betriebsformen  die  technischen  und  kommerziellen 
Vorzüge  des  Grossgrundbesitzes  in  den  einzelnen  Ländern  so 
ersetzt  werden  können,  dass  die  Vorteile  der  Mehrproduktion 
dem  arbeitenden  Volke  ungeschmälert  verbleiben.  Unbestimmt 
ist  es  auch,  wie  weit  die  einzelnen  agrarischen  Völker  selbst 
bei  Selbständigkeit  ihrer  Existenz  bei  der  Landwirtschaft 
ausharren  und  nicht  zur  Industrie  und  zum  städtischen  Leben 
übergehen  werden.  (Italien.) 

Vom  Standpunkt  der  internationalen  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  ist  es  sicher  erwünscht,  dass  die  in  den  euro- 
päischen Auswanderungsstaaten  technisch  mögliche  Mehproduk- 
tion  und  die  hiemit  verbundene  Vermehrung  der  Arbeitsgele- 
genheit und  des  Arbeitseinkommens  in  jedem  Falle  eintrete,  da 
damit  auch  der  Entwicklung  der  Industrie  gedient  wird.  Durch 
die  Möglichkeit  der  Auswanderung  aber  wirkt  der  Fortschritt 
des  einen  Landes  verbesserend  auf  die  Arbeitslosigkeit  und 
die  Arbeitsverhältnisse  des  Nachbarstaates.  Die  Auswanderung 
ist  also  nicht  nur  ein  wichtiges  Abwehrmittel  gegen  die 
Arbeitslosigkeit  in  dem  betreffenden  Lande,  sondern  einer  der 
wichtigsten  Hebel  der  kulturellen  Entwicklung  der  gesamten 
Menschheit. 

III.  Da  die  Auswanderung  infolge  der  Mängel  der  Produk- 
tions- und  Absatzverhältnisse  der  Auswanderungsländer  selbst 
bei  Inangriffnahme  einer  oben  dargestellten  Reformpolitik 
nicht  so  schnell  verschwinden  wird,  entstand  die  Pflicht,  zu 
der  riesenhaft  wachsenden  Auswanderung  gesetzgeberisch 
Stellung  zu  nehmen.  Diese  Stellungnahme  war  umso  dringender, 
da  die  Auswanderung  nebst  wirtschaftlichen  Ursachen  auf  die 
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künstliche  Agitation  geschäftlich  interessierter  Faktoren  zurück- 
zuführen ist  und  private  Schutzgesellschaften  im  In-  und  Aus- 
lande zur  Erledigung  dieser  Riesenaufgabe  nicht  genügen. 

Die  Auswanderungsgesetzgebung *  der  letzten  zwanzig 
Jahre  ist  eine  Resultante  jener  vielfachen  Interessen,  die  sich 
an  die  Auswanderung  knüpfen  und  wirkt  auch  ihrerseits  — 
obzwar  in  sehr  kleinem  Masse  —  auf  die  Auswanderung 
zurück.  In  jenen  Ländern,  in  welchen  das  Klasseninteresse  einer 
mächtigen  Grundaristokratie  ausschlaggebend  ist,  trägt  diese 
Gesetzgebung  noch  heute  die  Tendenz,  die  Auswanderung 
möglichst  zu  erschweren  und  richtet  ihre  Spitze  hauptsächlich 
gegen  die  „Aufreizung"  zur  Auswanderung,  die  mit  drakoni- 
schen Freiheitsstrafen  bestraft  wird.  In  Ungarn  wurde  zur 
Verhinderung  der  „unberechtigten  Auswanderung"  das  Land 
mit  dem  Kordon  einer  besonderen  Grenzpolizei  umzingelt,  um 
jene,  die  keinen  Reisepass  aufweisen  können,  an  der  Auswan- 
derung zu  verhindern.  Leute,  die  all  ihr  Hab  und  Gut  zu 
Gelde  gemacht  haben,  werden  oft  auf  Grund  von  kleinlichen 
Formfehlern  in  ihre  Heimat  zurückbefördert,  und  sind  gezwun- 
gen, ihre  Arbeitskraft  zu  jedem  Preis  in  Inlande  zu  verwerten. 
Eine  zweite  Gruppe  von  Ländern,  in  welchen  schon  die  demo- 
kratische Verfassung  ein  solches  Vorgehen  ausschliesst,  und  wo 
man  des  italienischen  Sprichwortes  qui  sta  bene,  non  si  muove 
voll  eingedenk  ist,  wird  bei  voller  Wahrung  der  Auswan- 
derungsfreiheit hauptsächlich  darnach  getrachtet,  die  Aus- 
wanderung auf  möglichst  erfolgreiche  Wege  zu  leiten  und  die 
Auswanderer  zu  schützen.  Endlich  gibt  es  Länder,  die  im 
Interesse  ihrer  Kolonien  (heute  etwa  Deutschland,  die  Aus- 
wanderung nach  Südwest-Afrika)  und  ihres  inneren  sozialen 
Friedens,  oder  aber  zur  Erlangung  der  ihrer  imperialistischen 
Politik  dienenden  Geldmittel,  die  Auswanderung  positiv  unter- 
stützen. So  kennt  die  Armengesetzgebung  von  England 
(seit  1834),  von  Irland  und  von  Schottland  seit  längerer  Zeit 
die  finanzielle  Unterstützung  der  zur  Auswanderung  geneigten 
Armen.  Teilweise  infolge  der  wenig  freundlichen  Haltung  der 
Kolonien  gegenüber  diesen  Personen,  teilweise  infolge  der  gerin- 
gen  Unternehmungslust    dieser    chronisch    arbeitslosen    Armen 


1  Vergl.    Dr.    Franz    Ritter  von  Srbik :    Die   Auszuanderangsgesetzgebung. 
2.  Bd.  Wien,   1911. 

4 


50 

hatten  diese  Geldsubventionen  wenig-  Erfolg.  "In  Irland,  wo  sie 
am  häufigsten  zur  Anwendung  kam,  wurde  zwischen  1849-1903 
die  Auswanderung  von  insgesamt  44.696  Personen  mit  einem 
Kostenaufwand  von  161.315  Lire  unterstützt.  Die  letzten 
Kommissionen  für  Arbeitslosigkeit  in  England  hatten  noch 
weniger  Erfolg.  Im  Jahre  1904 — 1905  wurden  insgesamt  nur 
215  Personen,  im  Jahre  1905 — 1906  439  Personen  nach  Kanada 
befördert.  In  Italien  (50 — 70%  des  normalen  Tarifs),  Österreich 
und  Frankreich  geniessen  die  in  Gruppen  reisenden  Auswan- 
derer —  zum  Teil  auch  Durchwanderer  —  gewisse  Fahrkarten- 
begünstigungen auf  Eisenbahnen. 

Nebst  den  genannten  grossen  Interessen  beeinflusst  die 
Regelung  der  Auswanderung  auch  der  Umstand,  ob  sie  sich 
in  einer  Hauptrichtung  betätigt.  In  Osterreich  zum  Beispiel  ist 
die  Regelung  weniger  streng,  wenn  es  sich  um  die  europäische 
und  rigoroser,  wenn  es  sich  um  die  überseeische  Auswanderung 
handelt. 

Wir  wollen  uns  nicht  in  Details  der  verhältnismässig 
neuen  Auswanderungsgesetzgebung  verlieren  (Belgien  1876 
und  1890,  Schweiz  1880  und  1888,  Italien  1888  und  1901, 
Ungarn  1881,  1903  und  1907  Deutschland  1907),  sondern  ihre 
wichtigsten  gemeinsamen  Züge  von  unseren  Gesichtspunkten 
aus  zusammenfassen.  Wenn  wir  von  manchen  Einzelheiten,  die 
handelspolitische,  polizeiliche  oder  militärische  Zwecke  ver- 
folgen, absehen,  so  sind  alle  diese  Gesetze  eigentlich  soziale 
Fürsorgegesetze.  Diese  berühren  abgesehen  von  Italien  und  Un- 
garn, die  sich  auch  auf  die  überseeische  Saisonauswanderung 
beziehen,  die  Saisonauswanderer  nicht.  Sie  stehen  alle  auf  dem 
formellen  Standpunkt  der  Auswanderungsfreiheit.  Ihr  Zweck  ist 
einerseits  die  präventive  Aufklärung  und  Information  der  Aus- 
wanderer, andererseits  bezwecken  sie  einen  ausreichenden  Schutz 
der  Auswanderer  im  In-  und  Auslande,  dessen  diese  als  wirt- 
schaftlich Schwächere,  Unerfahrene  und  der  Sprache  Unkundige 
in  ausreichendem  Masse  bedürfen. 

Eine  Beschränkung  der  Auswanderung  findet  gewöhnlich 
nur  in  bezug  auf  die  Militärpflichtigen,  — -  mit  dem  wirt- 
schaftlichen Effekt,  die  Arbeiter  in  den  besten  Jahren  an  der 
Auswanderung  zu  hindern,  —  Minderjährigen,  Arbeitsun- 
fähigen, Mittellosen,  welchen  die  Fürsorge  für  zurückgelas- 
sene   Angehörige    obliegt,    in    die    Einwanderungsländer    nicht 


5! 

Zugelassenen,  endlich  für  die  Heimgesandten  statt.  Ein  Verbot 
der  Auswanderung  ohne  Unterschied  auf  die  Person,  bezw. 
die  Ermächtigung  der  Regierung  zur  Erlassung  solcher  Ver- 
bote besteht  nur  für  die  sogenannte  subventionierte  Auswan- 
derung. Man  versteht  unter  dieser  jene  Auswanderung,  die  vom 
Einwanderungsland  mit  Geldmitteln  (freie  Überfahrt)  u.  s.  w. 
unterstützt  wird,  da  sie  nicht  nur  einen  künstlichen  Reiz  zur 
Auswanderung  darstellt,  sondern  auch  mit  der  Gefahr  droht, 
die  Auswanderer  in  sehr  ungünstige  Verhältnisse  zu  versetzen. 
Diese  Verhältnisse  sind  es  eben,  die  solche  Länder  zur  Gewäh- 
rung von  Subventionen  zwingen.  So  wurde  die  Auswanderung 
nach  manchen  Staaten  Brasiliens  von  Deutschland,  Ungarn, 
Italien  und  Spanien  verboten.  Ganz  anders  ist  natürlich  die 
internationale  Arbeitslosen-  und  Reiseunterstützung  mancher  in 
internationaler  Reziprozität  stehenden  Gewerkschaften  zu  be- 
urteilen. 

Durch     das    Treiben    der    Agenten,    die    ihrerseits   wieder 
Werkzeuge  des  mächtigen    internationalen  Reederkapitals  sind, 
wurden    und    werden  noch  immer  Tausende  tüchtiger  Arbeits- 
kräfte in    Länder  gelockt,    in    welchen    sie    keine    Verwendung 
finden,  während  sie  in  der  Heimat  selbst  oder  aber  in  anderen 
Ländern    einer    grossen    Arbeiternachfrage    begegnen    würden. 
Der    Agent    wird    in    manchen    Ländern  für  die  auf  der  unter- 
sten   Stufe  der  Kultur  stehenden  Auswanderer  zu  einer  unent- 
behrlichen Person.    Der  Agent  ist  es,    der    den    biederen  Aus- 
wanderer über  die  Verhältnisse  der  Einwanderungsländer  auf- 
klärt,   ihm    bei    der    Beschaffung    der  Auswandererlegitimation 
und  der  Schiffskarte    behilflich     ist,     bei    dem    Verkauf    seines 
Grundstückes  oder  aber  beim  frühzeitigen  An!  auf  eines  solchen 
zur  Seite  steht,  Geld    leiht,    wenn    jener    keines    hat,    und   ihm 
manchmal    unmittelbar    Arbeit  vermittelt.    In  den  Ländern,  wo 
sich  die  Behörden  absolut  passiv  oder  selbst  feindlich  dem  arbeits- 
losen   Landarbeiter  gegenüber  verhalten,    der  auswandern  will, 
erfüllt  er  eine  notwendige  soziale  Funktion,  die  er  sich  natürlich 
mit  Wucherzinsen  bezahlen  lässt.     Es    geht    also    vom    sozialen 
Standpunkt  nicht  an,  diesen  sozial  nötigen  Funktionär  zu  unter- 
drücken, ohne  an  seine  Stelle    gemeinnützige  Einrichtungen  zu 
setzen.   Das  italienische  Auswanderungsgesetz   vom  Jahre    1901 
hat  z.  B.  an  die  Stelle  des  Auswanderungsagenten  den  Reeder 
bezw.    Schiffahrtsgesellschaft    und    ihre    Vertreter    gesetzt,    hat 
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aber  nicht  verhindern  können,  dass  die  Vertreter  der  Schiffahrts- 
gesellschaften —  nach  den  Angaben  von  Marchetti  —  mit 
etwa  8000  Subagenten  in  Verbindung  stehen.  Die  Tätigkeit 
dieser  Leute  konnte  auch  durch  die  kommunalen  Auswande- 
rungsausschüsse, die  durch  das  Auswanderungsgesetz  geschaf- 
fen wurden,  nicht  zurückgedrängt  werden. J  In  Ungarn  ist  die 
Unterdrückung  des  Agentenwesens  durch  die  Schaffung  des 
letzten  Gesetzes  (G.-A.  II  vom  Jahre  1905)  viel  besser  gelun- 
gen, indem  den  Hauptagenturen  der  konzessionierten  und 
hochkautionierten  Schiffahrtunternehmungen  unter  Freiheitsstrafe 
des  Geschäftsleiters  untersagt  wird,  mit  Agenten  welcher  Art 
immer  in  Verbindung  zu  treten  oder  jedwede  Reklame  aus- 
zuüben. Doch  wurde  bisher  der  behördliche  Informationsdienst 
für  die  Auswanderer,  der  an  die  Stelle  des  Agenten  treten 
müsste,  nur  rein  formell  ins  Gesetz  aufgenommen,  in  der  Praxis 
aber  nicht  ausgebaut.  So  sind  denn  die  Auswanderer  haupt- 
sächlich auf  die,  zwar  von  redlichen  Absichten  geleiteten, 
doch  nicht  immer  verlässlichen  Informationen  der  in  Amerika 
befindlichen  oder  von  dort  zurückkehrenden  Landsleute  ange- 
wiesen. 

Vom  Standpunkt  der  erfolgreichen  internationalen  Bekämp- 
fung der  Arbeitslosigkeit  erscheint  es  unumgänglich  notwendig, 
dass  in  den  Auswanderungsländern  nebst  der  einheitlichen  Re- 
gelung der  nationalen  Arbeitsvermittlung  ein  gemeinnütziger 
Informationsdienst  eingerichtet  werde,  welcher  nebst  den  allge- 
meinen Verhältnissen  (Einwanderungsgesetzgebung  u.  s.  w.)  der 
Einwanderungsländer,  regelmässig  darüber  Auskunft  gibt,  wie 
sich  das  Angebot  und  die  Nachfrage  zu  einander  stellen. 
Jährlich  werden  noch  immer  Tausende  von  unglücklichen  Aus- 
wanderern von  den  Einwanderungsländern  nur  deshalb  zurück- 
geschickt, weil  man  sie  daheim  über  die  legalen  Hindernisse 
der  Einwanderung  nicht  aufgeklärt  hat. 

Entsprechende  Einrichtungen  für  diesen  Zweck  haben  bis- 
her England,  Belgien,  die  Niederlande,  die  Schweiz,  das  Deutsche 
Reich  und  Italien  geschaffen. 

In  England  hat  das  „Emigrants  Information  Office"  seine 
Tätigkeit  am   11.  Oktober  1886  in  London  begonnen.  Dasselbe 


1  Vgl.    Livio     Marchetti,    Sistemi    de    Di/esa     Contro    la    Disoccupazione. 
Milane,  1908.  P.  235. 
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ist  im  wesentlichen  eine  vom  britischen  Kolonialamte  abgezweigte 
Amtsstelle.  Das  Bureau  schöpft  sein  Auskunftsmaterial  aus  den 
Blaubüchern  und  sonstigen  amtlichen  Publikationen  der  ver- 
schiedenen Kolonialregierungen,  aus  Zeitungen  der  Kolonien, 
aus  Auskünften  privater  Korrespondenten  in  den  Kolonien  und 
aus  Konsularberichten  aus  fremden  Ländern. 

In  Belgien  hat  das  Ministerium  des  Auswärtigen  im  Jahre 
1888  ein  staatliches  Auskunftsbureau  für  Auswanderer  (le  Ser- 
vice de  renseignements  concernant  l' emig  ratio  n)  errichtet,  es 
bestehen  ein  Zentralbureau  und  neun  Auskunftsbureaus  in  den 
einzelnen  Provinzen. 

In  den  Niederlanden  bestehen  zwar  keine  besonderen  Aus- 
kunftsbureaus für  Auswanderer,  doch  dienen  den  Zwecken  der 
Auskunfterteilung  die  in  einzelnen  Städten  auf  Grund  des 
niederländischen  Auswanderungsgesetzes  vom  1.  Juni  1861  (15. 
Juli   1869)  eingesetzten  Kommissionen. 

Auf  Grund  des  Auswanderungsgesetzes  vom  22.  März  1888 
wurdeinder Schweiz  ein  eigenes  Auswanderungsbureau  errichtet, 
das  unter  der  Aufsicht  des  eidgenössischen  Departements  des 
Auswärtigen  steht.  Dieses  Bureau  zerfällt  in  zwei  Abteilungen, 
von  welchen  die  eine  die  Aufsicht  über  die  Auswanderungs- 
agenten führt,  während  die  andere  die  Interessen  der  schwei- 
zerischen Auswanderer  im  Auslande  wahrzunehmen,  sowie  Aus- 
künfte an  die  Auswanderer  zu  erteilen  hat. 

Bis  zum  Jahre  1902  haben  sich  im  Deutschen  Reiche  nur 
etwa  15  humanitäre  Gesellschaften  mit  der  Auskunftertei- 
lung befasst.  Anfangs  1902  ist  die  Deutsche  Kolonialgesellschaft 
nach  eingehenden  Verhandlungen  mit  der  deutschen  Reichs- 
regierung an  die  Gründung  einer  eigenen  „Zentralauskunfts- 
stelle  für  Auswanderer"  in  Berlin  geschritten,  welche  Aus- 
Icunftsstelle  am    1.  April  1902  mit  ihrer  Tätigkeit   begonnen  hat. 

Am  besten  scheint  der  Informationsdienst  in  Italien  organi- 
siert zu  sein.  Das  italienische  Auswanderungsgesetz  vom  31.  Jänner 
1901  hat  die  Auskunfterteilung  dem  italienischen  Auswan- 
derungskommissariat anvertraut.  Dieses  Amt  erhält  seine  Nach- 
richten von  den  in  den  Einwanderungsländern  errichteten  zahl- 
reichen Schutzgesellschaften,  Arbeitsvermittlungsämtern,  sowie 
Auswanderungskommissären.  Die  Informationen  über  einzelne 
Einwanderungsländer  gelangen  teils  durch  besondere  Zirkulare, 
teils  durch  die  Bolletini  del T Emigrazione  zur  allgemeinen  Kenntnis. 
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Während  sich  das  Kommissariat  mit  der  überseeischen  Aus- 
wanderung beschäftigt,  ersetzen  die  amtliche  Auskunfterteilung 
auf  dem  Gebiete  der  Saisonauswanderung  einige  private  Schutz- 
gesellschaften, namentlich  die  von  Bischof  Bonomelli  gegründete 
l  Opera  de  assistenza  per  gli  operai  emigrati  in  Europa  a  nel  Le- 
vante, die  auf  die  Initiative  der  Societä  Umanitaria  errichtete 
Consorzio  per  la  tutela  dell Emigrazione  temporanea  in  Europa, 
sowie  mehrere  lokale  Auswanderungssekretariate  (Udine,  Belluno, 
Verona,  Palermo,  Mantova,  Parma  u.  s.  w.)  verschiedener  poli- 
tischer Couleur. 

Die  von  den  Konsulatsbehörden  erstatteten  wirtschaft- 
lichen Berichte  sind  in  manchen  Ländern  (Oesterreich-Ungarn) 
ungenügend,  da  diese  die  Erwerbs-  und  Marktverhältnisse  der  in 
Frage  kommenden  grossen  Gebiete  nicht  gehörig  im  Auge  be- 
halten können.  Die  heimatlichen  Behörden  sind  also  auch  nicht 
in  der  Lage,  die  Bevölkerung  zu  belehren,  welchen  Ländern  sie 
sich  zuwenden  und  welche  sie  lieber  meiden  sollen.  Nebst  der 
lokalen  Organisation  der  Arbeitsvermittlung  und  der  Auswan- 
dererinformation im  Inlande  wird  heute  schon  in  diesem  Belange 
das  Beispiel  Italiens  befolgt  werden  müssen,  das  nebst  nationalen 
Arbeitsvermittlungsstellen,  in  den  wichtigsten  Einwanderungs- 
ländern Auswandererinspektoren  angestellt  hat.  Die  Aufgabe 
dieser  neuen  Organe  ist,  über  die  Arbeits-  und  Einwanderungs- 
verhältnisse, über  die  approximative  Zahl  und  die  Art  der  be- 
nötigten Arbeitskräfte,  über  die  Höhe  der  Löhne  und  die  Rechts- 
verhältnisse kontinuierlich  an  das  zentrale  Auswanderungsamt 
des  betreffenden  Landes  zwecks  weiterer  Publikation  Bericht 
zu  erstatten. 

Die  Auswanderungsgesetze  haben  den  Zweck,  die  Auswan- 
derer vor  jeder  Ausbeutung  seitens  Agenten  und  Schiffahrtsgesell- 
schaften zu  schützen.  Es  werden  also  in  diesen  Gesetzen  die 
Bedingungen  festgestellt,  unter  welchen  die  Anwerbung  von 
Auswanderern  zugelassen  wird,  die  Kautionspflicht  der  Reeder, 
die  Kontrolle  der  Schiffspreise,  Inhalt  und  Form  des  Beför- 
derungsvertrages, Ausgabe  von  Reisekarten  u.  s.  w.  geregelt. 

Ebenso  bezwecken  diese  Gesetze  den  Schutz  von  Leben  und 
Gesundheit  der  Auswanderer  während  der  Reise  in  die  Häfen 
oder  in  das  Ausland  (Schlafstätten  an  den  Eisenbahnkreuzungs- 
punkten, Verpflegung  im  Hafen  und  während  der  Schiffahrt, 
Sicherheit  der    Schiffe    und  der  sanitäre  Dienst  auf  denselben). 
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Die  geographische  Lage  mancher  Länder  bringt  es  mit  sich, 
dass  der  grösste  Teil  seiner  Auswanderer  die  Seereise  nicht 
von  in-,  sondern  von  ausländischen  Häfen  unternimmt,  mithin 
schon  von  der  Grenze  an  des  staatlichen  Schutzes  entbehrt. 
Dieses  Schutzes  wird  der  Auswanderer  mancher  Länder  auf 
dem  Schiffe  noch  weniger  teilhaftig,  und  auch  bei  der  Aus- 
schiffung kann  er  auf  keine  seinen  speziellen  Bedürfnissen 
entsprechende  staatliche  Unterstützung  und  keinen  Schutz  gegen 
die  Ausbeutung  mehr  rechnen.  Der  Durchgangsstaat  hat  an 
den  Auswanderern  kein  Interesse  und  ist  heute  diesen  gegen- 
über überhaupt  zu  keinem  Freundschaftsdienst  verpflichtet. 
Der  Einwanderungsstaat  ist  seinerseits  zum  Schutz  des  Ein- 
wanderers nur  so  weit  geneigt,  als  er  an  dem  Einwanderer  ein 
Interesse  hat.  So  sind  denn  die  Auswanderer,  die  oft  auf  Grund 
von  trügerischen  Informationen  ein  bestimmtes  Land  aufgesucht 
haben,  grossen  Gefahren  ausgesetzt,  finden  keine  entsprechende 
Beschäftigung,  müssen  oft  ihre  Arbeitskraft  um  einen  Spottpreis 
hergeben,  oder  fallen  wucherischen  Agenten  in  die  Hände,  oder 
ihren  Landsleuten  zur  Last.  Der  Schutz  des  Auswanderers  im 
Durchgangs-  und  im  Einwanderungslande  obliegt  also,  im  Falle 
der  Einwanderungsstaat  die  Einwanderung  nicht  gehörig  be- 
schützt, nicht  nur  vom  nationalen,  sondern  auch  vom  sozialen 
Gesichtspunkte  aus  den  Auswanderungsstaaten.  Als  Organe 
dieses  Schutzes  haben  zwar  die  Konsuln  einzelner  Länder  sehr 
Verdienstliches  geleistet,  doch  können  die  oben  erwähnten  Aus- 
wandererinspektoren, bezw.  die  nach  dem  Beispiel  Italiens  von 
den  Auswanderungsländern  unterhaltenen  Patronate  und  Ar- 
beitsvermittlungsämter noch  viel  intensivere  Schutzdienste  leisten. 

In  jenen  Ländern  aber,  in  welchen  noch  die  möglichste 
Verhinderung  der  Auswanderung  der  leitende  Gesichtspunkt 
der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  ist,  wird  die  präventive 
Aufklärung  und  der  nachträgliche  Schutz  des  Auswanderers 
schon  deshalb  nicht  vollkommen  organisiert,  weil  dies  geeignet 
ist,  entweder  die  Auswanderung  zu  fördern  oder  aber  die 
nivellierenden  Tendenzen  des  Weltarbeitsmarktes  auf  die  Höhe 
der  Löhne  u.  s.  w.  im  Inlande  noch  fühlbarer  zu  machen.  In  jenen 
Ländern  jedoch,  wo  der  Staat,  trotz  der  sich  geltend  machenden 
einseitigen  Interessen,  in  der  Auswanderung  einen  nötigen  Be- 
helf gegen  die  chronische  Arbeitslosigkeit  erblickt,  oder  sonstige 
staatliche  oder  soziale  Interessen  mit  ihr  verknüpft,  werden  im 
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Interesse    der  -Auswanderer    die    oben    kennzeichneten    Einrich- 
tungen getroffen. 

Jene  Einwanderer  nämlich,  die  auf  Grund  entsprechender 
Kenntnis  der  Arbeits-  und  Einwanderungsbedingungen  in  einem 
fremden  Lande  ankommen  und  selbst  im  Einwanderungslande 
noch  des  Schutzes  und  der  Leitung  des  Auswanderungsstaates 
teilhaftig  sind,  werden  erstens  den  fremden  Arbeitsmarkt  weniger 
überfüllen  und  dann  ganz  andere  Lohnforderungen  stellen 
können,  als  diejenigen,  die  ohne  Aufklärung  und  Schutz  seitens 
ihrer  Heimatsländer  auswandern.  So  erlangen  die  Italiener 
infolge  ihres  gut  entwickelten  Auswanderungsschutzes  viel  bes- 
sere Arbeitsbedingungen  im  selben  Lande,  als  —  ceteris  paribus 
—  die  Österreicher  oder  Ungarn.  Sie  werden  also  auch  seitens  der 
einheimischen  Arbeiterschaft  mit  weniger  Widerwillen  empfan- 
gen. Der  Auswandererschutz  ist  somit  nicht  nur  ein  ergänzender 
Teil  der  modernen  Sozialpolitik,  sondern  auch  eine  wichtige 
Bedingung  zur  Milderung  der  Interessengegensätze  zwischen 
den  Ein-  und  Auswanderungsländern  und,  mit  der  Regelung 
des  internationalen  Arbeitsmarktes,  eine  der  Grundlagen  der 
internationalen  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit. 


4.  Die  Interessen  der  Einwanderungsländer. 

Die  Auswanderung-  kann  in  den  Ländern,  wo  sie  in  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  begründet  ist,  heute  weder  mehr 
durch  die  Auswanderungsgesetzgebung  verhindert,  noch  durch 
Subventionen  (England)  bedeutend  gehoben  werden  ;  sie  hängt 
hauptsächlich  von  der  wirtschaftlichen  Anziehungskraft  und  den 
einschlägigen  Gesetzen  der  Einwanderungsländer  ab. 

Der  Reiz  der  Einwanderungsländer  besteht  hauptsächlich 
in  ihrer  wirtschaftlichen  Prosperität,  welche  die  Möglichkeit  zu 
höherem  Erwerb  bietet.  Je  grösser  die  Spannung  in  diesem  Belange 
zwischen  den  bezüglichen  Ländern  ist,  desto  grösser  wird  —  ceteris 
paribus  —  die  Einwanderung  sein.  Die  Löhne,  welche  die  Süd-  und 
Osteuropäer  in  Amerika  verdienen,  sind  oft  fünfmal  so  hoch  wie 
in  ihrer  Heimat,  während  ihre  Lebenshaltung  nur  zwei,  dreimal 
so  viel  Kosten  verursacht.  Alle  wirtschaftlichen  Veränderungen 
im  Einwanderungslande  machen  sich  an  der  Zahl  der  Ein- 
wanderer sofort  fühlbar.  So  wirkt  jede  Krise  (1894 — 1907)  und 
Depression  in  Amerika  viel  auffallender  auf  die  Zahl  der  Aus- 
wanderer zurück,  als  welch  strenges  Auswanderungsgesetz 
immer.  Ein  weiteres  Anziehungsmittel  der  Einwanderungsländer 
besteht  in  den  guten  Nachrichten  seitens  der  schon  angesie- 
delten Verwandten  und  Freunde.  Nicht  weniger  als  40 — 55  v. 
H.  der  Einwanderer  kommen  heute  auf  Grund  von  Schiffs- 
karten in  die  Vereinigten  Staaten,  die  ihnen  von  Angehörigen 
gekauft  wurden.  Zu  Zeiten  von  Depressionen,  da  die  von 
Zufriedenheit  zeugenden  Briefe  und  Sendungen  ausbleiben,  geht 
die  Auswanderung  schon  infolge  dieses  Umstandes  zurück. 

Endlich  ist  auch  die  politische  und  religiöse  Freiheit  in 
einzelnen  Einwanderungsländern  für  gewisse  Völker  geradezu 
ausschlaggebend. 

Nicht  weniger  massgebend  ist  die  legislatorische  und 
administrative  Haltung  der  Einwanderungsländer  für  die  Aus- 
wanderung. Je  nach  der  Entwicklungsstufe  der  Einwande- 
rungsländer   weist    diese    Haltung    verschiedene    Etappen  auf. 
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Solange  eine  Kolonie  rein  ein  Ausbeutungsgebiet  für  das 
Mutterland  bildet,  schiebt  es  alle  gefährlichen  Elemente  der 
Gesellschaft :  Verbrecher,  Vagabunden,  Arme  dahin  ab.  So  war 
Australien  lange  Zeit  eine  Strafkolonie  von  England.  Sobald 
die  Kolonien  selbständig  werden,  fällt  die  unmittelbare  Depor- 
tation. Doch  solange  der  Bedarf  an  kräftigen  Einwanderern  gross 
ist,  wird  die  Einwanderung  ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  und 
Qualität  der  Einwanderer  mit  allen  Mitteln  gefördert.  In  diesem 
Stadium  befanden  sich  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika bis  etwa  1864  und  befinden  sich  heute  noch  Kanada, 
Argentinien,  Brasilien,  wo  die  Leute  noch  zum  Teil  unent- 
geltlich Boden  oder  freie  Überfahrt,  oder  wenigstens  freie  Eisen- 
bahnfahrt ins  Innere  des  Landes  erhalten.  Von  diesen  Ländern 
wird  noch  in  den  Auswanderungsstaaten  amtlich  Propaganda 
für  die  Auswanderung  getrieben.1 

Sobald  aber  der  Arbeitsmarkt  eine  gewisse  Sättigung 
erfährt  und  die  Einwanderung  die  gesicherten  Arbeitsstellen 
oder  den  hohen  Lebensstandard  der  einheimischen  Arbeiter 
gefährdet,  wird  vorerst  die  Unterstützung  der  Einwanderung 
fallen  gelassen  und  nachher  entsteht  eine  immer  strengere 
Auslesebewegung  den  Einwanderern  gegenüber.  Besonders  in 
Ländern,  wo  die  Arbeiter  die  politische  Macht  erlangen,  wie 
in  Australien,  werden  Bestrebungen  zur  vollständigen  Ab- 
schliessung  gegenüber  ganzen  Rassen  oder  gewissen  Arbeiter- 
kategorien zur  Geltung  gebracht. 

Auch  von  den  Gesichtspunkten  unserer  Vereinigung  aus 
hat  das  Einzuanderun^sproblem  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika die  grösste  Wichtigkeit.  Erstens,  weil  die  Vereinigten 
Staaten  die  grösste  Zahl  von  Einwanderern  und  interessierten 
Nationalitäten  und  Rassen  umfassen ;  zweitens  weil  ihre  neue 
exklusivische  Einwanderungspolitik  eine  typische  Etappe  in  der 
Entwicklung  der  Einwanderungsländer  darstellt,  die  schon  von 
manchen  Staaten  in  Europa  nachgeahmt  wird. 

Wir  haben  hervorgehoben,  dass  dieselbe  Veränderung  der 
europäischen  Auswanderung  ihren  Ausgangspunkten  und  ihrem 
Charakter  nach,  durch  welche  die  Bedeutung  der  Auswanderung 
vom  Gesichtspunkt  der  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  und  der 


Brasilien     musste     auf     allseitige     diplomatische     Vorstellungen     am 
30.  November  1910  sein  europäisches  Kommissariat  auflösen. 
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Abschwächung  des  Klassenkampfes  in  Europa  sehr  gehoben 
wurde,  in  den  Vereinigten  Staaten  diese  soziale  Gefahren  bedeu- 
tend gesteigert  hat.  Diese  Wendung  wird  durch  die  Tatsache 
charakterisiert,  dass  im  Jahre  1890  noch  zwei  Drittel  der  Ein- 
wanderer aus  Grossbritannien,  Irland,  Skandinavien  und 
Deutschland  kamen,  während  im  Jahre  1903  die  am  Anfang  der 
Achtzigerjahre  beginnende  Masseneinwanderung  aus  Süd-  und 
Osteuropa  schon  zwei  Drittel  der  Einwanderer  dem  Lande  zuge- 
führt hat.  Die  früheren  Einwanderer  waren  nicht  nur  in 
Abstammung,  Geschichte,  Gesetzen  und  Sitten  verwandt  mit 
dem  amerikanischen  Volke,  sondern  auch  wirtschaftlich  waren 
sie  erwünschte  Elemente.  Ihren  Kern  bildeten  die  Leute, 
die  eine  neue  selbständige  Existenz  vor  allem  als  Landwirte 
erstrebten,  obzwar  auch  viele  andere  Berufe,  namentlich  aber 
geschulte  Arbeitskräfte  unter  den  Auswanderern  vertreten  waren. 
Überdies  erforderte  es  damals  ein  grösseres  Mass  von  Energie, 
Mut  und  auch  Mittel,  um  sich  über  See  zu  wagen  als  heute, 
so  dass  die  Überfahrt  selbst  eine  weitere  Auslese  unter  den 
genannten  Elementen  getroffen  hat. 

Gegen  die  neuere  Einwanderung  hingegen  werden  kurz 
zusammengefasst  von  den  verschiedenen  Interessenkreisen  fol- 
gende Bedenken  laut:  1.  Die  grosse  Zahl  der  Einwanderer 
(jährlich  eine  halbe  Million  Bauern);  2.  ihre  unerwünschte  örtliche 
und  Berufsverteilung  in  den  Vereinigten  Staaten  ;  3.  ihr  niedri- 
ger Standard  of  life;  4.  die  Schwierigkeiten  der  Assimilation; 
5.  die  Vermehrung  von  Armut  und  Verbrechen  ;  6.  ihr  künst- 
lich hervorgerufener  Charakter  (Anwerbung  durch  Schiffahrts- 
gesellschaften) ;  7.  ihre  häufige  Gesetzwidrigkeit.  Das  wich- 
tigste Bedenken  gegen  die  neue  Einwanderung  ist  unstreitbar 
die  Gefahr,  dass  die  vollkommen  ungeregelte  Einwanderung 
von  grossen  Massen,  die  auf  einer  tiefen  Stufe  der  Kultur  und 
der  Lebensführung  stehen,  die  einheimischen  Arbeiter  mit 
immer  grösserer  Einschränkung  der  Arbeitsgelegenheit  bei 
gleichzeitiger  allgemeiner  Herabdrückung  der  Löhne  bedroht. 
Nicht  nur  bei  den  meisten  nichtgelernten  industriellen  Arbeiten 
(Bergbau),  sondern  auch  in  manchen  gelernten  Berufen 
(Schneider)  wurden  die  einheimischen  Arbeiter  ganz  verdrängt. 
Es  muss  auch  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  nicht  nur  die 
Einwanderer,  sondern  auch  deren  Kinder  das  Arbeitsangebot 
früher    oder    später,    und  zwar  oft  schon  in  gelernten  Berufen 
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vermehren.  Die  schon  durch  die  Zahl  und  Art  der  Ein- 
wanderer hervorgerufenen  Gefahren  werden  noch  durch  die 
Einseitigkeit  ihrer  Berufs-  und  örtlichen  Verteilung  gesteigert. 
Das  Interesse  der  Vereinigten  Staaten  würde  es  heute  erfor- 
dern, dass  sich  die  neuen  Einwanderer  nicht  in  den  gewal- 
tigen, mit  ungeschulter  Arbeitskraft  ziemlich  gesättigten  nord- 
östlichen Fabriksbezirken  und  Bergwerken  anstauen,  sondern 
dass  sie  sich  in  das  Innere  des  Landes  begeben,  um  sich  nament- 
lich als  landwirtschaftliche  Arbeiter  zu  betätigen.  Obgleich  in 
den  160  grössten  Städten  der  Union  im  Jahre  1900  nur  ein 
Viertel  (26  v.  H.)  der  gesamten  Bevölkerung  gewohnt  hat, 
war  die  Hälfte  (49  v.  H.)  der  Bewohner  im  Ausland  geboren. 
Die  neuen  Einwanderer  führt  eben  das  Bestreben,  so  schnell 
wie  möglich  mit  einem  kleinen  Vermögen  in  die  Heimat  zurück- 
zukehren, wozu  die  höheren  Löhne  der  Industrie  mehr  Gele- 
genheit bieten  als  die  Landwirtschaft.  Zum  Ankauf  einer  Farm, 
selbst  wenn  sie  das  nötige  Geld  hätten,  sind  sie  schon  deshalb 
nicht  geneigt,  weil  das  isolierte  Landleben  ihnen  viel  weniger 
gefällt,  als  das  Massenleben  in  den  Grosstädten  unter  Lands- 
leuten. Die  grosse  Antipathie  der  Amerikaner  gegen  die  perio- 
dische Saisoneinwanderung  ist  deshalb  psychologisch  leicht 
zu  verstehen.  Die  Saisonarbeiter  denken  nur  an  den  momen- 
tanen Verdienst,  sie  nehmen  jedes  Arbeitsangebot  an ;  da  sie 
kein  Interesse  an  der  ständigen  Verbesserung  der  Arbeitsver- 
hältnisse haben,  erlernen  sie  nicht  einmal  die  Landessprache  und 
können  sich  infolge  dieser  Umstände  weder  der  Lebenshaltung, 
noch  den  Sitten  der  einheimischen  Arbeiter  anpassen.  Ihrer 
Arbeitssaison  macht  eben  nicht  der  Winter,  wie  in  Europa, 
sondern  die  Krise  ein  Ende.  Gerade  dies  ist  aber  einer  der 
wichtigsten  Umstände,  weshalb  es  schwer  ist,  den  Einfluss  der 
Einwanderung  auf  den  Umfang  der  Arbeitslosigkeit  genau  fest- 
zustellen. Da  die  Einwanderung  zu  Depressionszeiten  bedeutend 
ab-,hingegen  die  Rückwanderungbedeutend  zunimmt, ist  es  haupt- 
sächlich der  wirtschaftliche  Niedergang,  der  die  Arbeitslosigkeit 
hervorruft.  Die  Möglichkeit  aber,  die  arbeitslosen  Proletariermassen 
Europas  bei  jeder  aufsteigenden  Konjunktur  als  industrielle  Reserve- 
armee zu  benützen,  bildet  jedenfalls  einen  Ansporn  zur  fieber- 
haften Überproduktion  und  verursacht  die  ihr  auf  den  Fersen 
folgenden  Depressionen  und  Massenarbeitslosigkeit.  Die  Behaup- 
tung des  Präsidenten  Walker  jedoch,  dass  sich  im  Falle  der  Verhin- 
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derung  der  Einwanderung  die  einheimische  Bevölkerung  so  stark 
vermehrt  hätte,  dass  sie  den  Bedarf  der  amerikanischen  Volks- 
wirtschaft voll  gedeckt  habe,  und  die  ergänzende  Behauptung, 
dass  die  Auswanderung  auch  Europa  kein  Heil  bringt,  weil  eben 
der  Bevölkerungszuwachs  entsprechend  wächst,1  lässt  sich  durch 
die  Tatsachen  nicht  beweisen. 

Unter  den  amerikanischen  Arbeitern  lassen  sich  folgende 
Strömungen  zur  Abwehr  gegen  die  durch  die  Einwanderung 
hervorgerufene  Arbeitslosigkeit  feststellen:  1.  Die  Gewerkschaften 
der  gelernten  Berufe  schliessen  sich  gegen  die  Einwanderer 
möglichst  ab.  Der  Einwanderer,  dem  es  trotzdem  gelingt,  sich 
in  einen  höheren  Beruf  hinaufzuschwingen,  wird  von  der 
Masse  seiner  gewöhnliche  Arbeiten  verrichtenden  Landsleute 
beinahe  schon  als  Renegat  betrachtet,  so  sicher  wird  er  natu- 
ralisiert. 2.  Wo  die  ungelernten  Einwanderer  ausschliesslich 
das  Feld  behaupten,  gründen  sie  selbständige  Organisationen, 
mit  welchen  sie  den  Arbeitsmarkt  regeln  und  ein  gewisses 
hohes  Niveau  der  Arbeitsbedingungen  sicherstellen  (Bergbau). 
3.  Die  heute  schon  häufigen  individuellen  Schwierigkeiten 
der  amerikanischen  Arbeiter,  Arbeit  zu  erlangen,  und  die 
massenhafte  Arbeitslosigkeit  zu  Zeiten  der  industriellen  Depressio- 
nen sind  mit  unter  den  wichtigsten  treibenden  Motiven,  von 
denen  aus  die  Ausschliessungsbestrebungen  der  neuen  Einwan- 
derungsgesetzgebung sich  erklären  lassen.  Sie  nahmen  bald  nach 
dem  massenhaften  Auftreten  der  Süd-  und  Osteuropäer  im  Jahre 
1882  ihren  Anfang.  Imjahre  1885  und  1887  wurden  die  contracted 
labor  law  gebracht.  Im  Jahre  1891  wurde  wieder  ein  allge- 
meines Einwanderungsgesetz  geschaffen,  das  auf  Grund  der 
mit  den  neuen  Einwanderern  gemachten  Erfahrungen  im  Jahre 
1903  und  1907  sehr  verschärft  wurde.  Im  letzteren  Jahre 
wurde  eine  grosse  Auswanderungskommission  vom  Kongress 
damit  betraut,  das  ganze  Einwanderungsproblem  zum  Gegen- 
stand eines  eingehenden  Studiums  zu  machen,  um  auf  dieser 
Grundlage  den  Bestrebungen  nach  einer  weiteren  Auslese  der 
Einwanderer  eine  positive  Grundlage  zu  schaffen. 

Das  erste  Leitmotiv  der  amerikanischen  Einwanderungs- 
gesetzgebung ist  der  Schutz  des  amerikanischen  Bürgers  gegen 
eine    übermässige    Überbürdung  durch  Erhaltung  von  Unselbst- 


1  Walker,  Discussions  in  Economics  and  Statistics.    Vol.  II.  p.  447  ff. 
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ständigen,  körperlich  Siechen,  Straffälligen,  sowie  gegen  phy- 
sische und  soziale  Krankheiten.  Bei  der  Feststellung,  ob  ein 
Einwanderer  ein  Armer  ist,  oder  der  öffentlichen  Wohltätig- 
keit zur  Last  fallen  könnte,  werden  seine  Beschäftigung,  seine 
Geschicklichkeit  in  derselben  (seine  körperliche  und  geistige 
Eignung  dazu),  die  Anzahl  der  Personen,  die  von  ihm  entweder 
in  den  Vereinigten  Staaten,  oder  im  Auslande  unterhalten  wer- 
den müssen,  die  Möglichkeit,  ob  er  dauernde  Arbeit  in  seiner 
Beschäftigung  erhalten  kann,  und  seine  Baarmittel  in  Betracht 
gezogen.  Gesetzlich  ist  keine  bestimmte  Summe  festgelegt 
worden,  welche  der  Einwanderer  mitbringen  muss;  in  den 
meisten  Fällen  ist  er  aber  nicht  sicher,  wenn  er  weniger  als 
25  Dollar  (125  K)  bei  sich  hat,  (ausser  der  Fahrkarte  zu  seinem 
Bestimmungsort);  besser  ist  es,  wenn  er  mehr  hat.  Er  muss 
unter  allen  Umständen  genug  haben,  um  sich  erhalten  zu  können, 
bis  er  Beschäftigung  gefunden  hat.  Vom  1.  Juni  1910  bis  30. 
Juni  1911  wurden  nicht  weniger  als  20.000  Personen  deportiert, 
darunter  zwei  Drittel  willkürlich  unter  der  Klausel,  dass  sie  der 
öffentlichen  Wohltätigkeit  zur  Last  fallen  könnten. 

Das  zweite  Leitmotiv  der  amerikanischen  Einwanderungs- 
gesetze ist  der  Schutz  des  amerikanischen  Arbeiters  gegen  einen 
ungleichen  Wettbewerb  mit  Arbeitern  niedriger  Kultur  und 
Lebensführung.  In  diesem  Belange  erheischt,  schon  mit  Rücksicht 
auf  die  zukünftige  Regelung  des  Arbeitsmarktes,  der  Ausschluss 
der  verdungenen  Arbeiter  unser  besonderes  Interesse. 

Der  Ausschluss  von  contracted  laborers,  selbst  wenn  sie 
Stammesgenossen  sind,  wurde  von  den  organisierten  Arbeitern 
gefordert,  um  die  Unternehmer  zu  hindern,  die  Streiks  durch 
Einführung  von  billigen  Streikbrechern  zu  Falle  zu  bringen. 
Die  trade  unions  konnten  den  europäischen  Arbeitsmarkt  nicht 
überwachen  und  auch  die  hiezu  verdungenen  Einwanderer 
wussten  nicht,  wozu  sie  dienen  werden.  So  wurde  dann  das 
spezielle  Gesetz  v.  J.  1885  gebracht.  Da  jedoch  die  neueren  Ein- 
wanderer, ohne  gerade  zu  diesem  Zwecke  hingelockt  zu  werden, 
leicht  zu  Streikbrecherdiensten  gegen  die  einheimischen  Arbeiter 
und  gegen  einander  gebraucht  werden,  wurde  der  contracted  labor 
clause  von  den  Gerichten  eine  immer  allgemeinere  Bedeutung 
gegeben.  Im  Gesetz  vom  Jahre  1903  wurde  sie  endlich  so 
generell  gefasst,  („any  offer,  solicitation,  promise  or  agreement, 
parole  or  special,  expressed    or  inclied,    made    previous  to    the 


63 

importation  of  such  alien  to  perform  labor  or  Service  of  any 
kind,  skilled  or  unskilled,  in  the  United  States"),  dass  unter 
diesem  Titel  beinahe  jeder  unerwünschte  Einwanderer  zurück- 
gewiesen werden  kann.  Ngbst  anderen  von  unserem  Gesichts- 
punkten aus  unwichtigen  Personen  wurden  jedoch  die  häus- 
lichen Dienstboten  und  die  gelernten  Arbeiter  von  dieser  Klausel 
für  den  Fall  ausgenommen,  wenn  derselben  Branche  angehörige 
Arbeiter  im  Lande  nicht  zu  finden  sind  (if  labor  of  like  kind 
unemployed  cannot  be  found  in  this  country). 

Zur  Durchführung  der  Einwanderungsgesetze  wurde  in  den 
Häfen  eine  sehr  straffe  sanitäre  und  administrative  Kontrolle 
eingeführt,  die  in  den  letzten  Jahren  immer  strenger  gehand- 
habt wird.  Trotzdem  ist  vorgesehen,  dass  wenn  eine  Person 
ungesetzlich  das  Land  betritt  oder  nach  der  Landung  aus 
Gründen,  die  vor  der  Landung  bestanden  haben,  der  Öffent- 
lichkeit zur  Last  fällt,  diese  noch  drei  Jahre  nach  der  Ausschiffung 
auf  Kosten  der  Schiffahrtsgesellschaft  oder  des  Einwanderungs- 
fonds zurückgesandt  werden  kann. 

Nebst  dieser  Einwanderungsgesetzgebung,  die  ihre  Spitze 
gegen  die  süd-  und  osteuropäischen  Einwanderer  richtet,  gibt  es 
noch  ein  Gesetz  (Chinese  Exclusion  Act  1882)  zur  vollkommenen 
Ausschliessung  der  asiatischen  Rasse.1 

Dieses  Gesetz  wurde  aber  nicht  —  wie  geplant  —  auch 
auf  die  Japaner  ausgedehnt.  Die  Japaner  sind  nämlich  im 
Westen  als  häusliche  Bedienstete  und  namentlich  als  Landarbeiter 
von  den  Farmern  sehr  gesucht.  Selbst  die  contracted  labor 
law  wird  also  ihnen  gegenüber  stillschweigend  fallen  gelassen, 
so  dass  sich  in  Japan  zahlreiche  Kuliexportgesellschaften  für 
die  Menschenausfuhr  nach  Amerika  gegründet  haben.  Der  Kuli 
ist  eben  der  einzige  fremde  Arbeiter,  der  selbst  mit  den  niedri- 
gen Arbeitslöhnen  der  amerikanischen  Landwirtschaft  zufrieden 
ist  und  deshalb  auch  in  Europa  von  den  Grossgrundbesitzern 
als  Ideal  des  landwirtschaftlichen  Arbeiter  betrachtet  wird. 

Bei  den  fortgesetzten  neueren  Bestrebungen  zur  Einschrän- 
kung der  Einwanderung  handelt  es  sich  im  Endresultat  darum, 
ob  es  möglich  ist,  die  Einwanderer  numerisch  und  qualitativ 
so  auszulesen,  dass  sie  sich  zu  dem  Lebenstandard    der  ameri- 


1  Nach  einem  Abkommen    mit    der    englischen    Regierung    dürfen     auch 
Inder  nicht  eingeführt  werden. 
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kanischen  Arbeiter  emporschwingen  können.  Denn  sonst 
müssten  die  einheimischen  Arbeiter  in  ihrer  gewohnten  Lebens- 
weise beeinträchtigt  werden. 

Die  im  Jahre  1907  beauftragte  ^Einwanderungskommission, 
die  ihre  auf  bestimmte  Forschungspunkte  bezüglichen  und  viele 
Millionen  erfordernden  Studien,  in  besonderen  Berichten  dem 
Kongress  vorlegen  soll,  hat  in  einem  Schlussberichte,  betitelt 
„Brief  Statement  of  the  Conclusions  and  Recommandations  of 
the  Immigrations  Commission"  (1910),  eine  Resume  aller  ihrer 
Arbeiten  verfasst,  aus  welchem  für  uns  besonders  die  Anträge, 
welche  auf  eine  Eindämmung  der  Einwanderung  hinzielen,  von 
Interesse  sind. 

Die  Anträge  der  Einwanderungskommission  lauten  wörtlich 
wie  folgt: 

Als  Ergebnis  der  Untersuchung  der  Kommission  gilt  einmütig  die  An- 
schauung, dass  bei  der  Gesetzgebung  der  Nachdruck  auf  die  folgenden 
Prinzipien  gelegt  werden  sollte : 

1 .  Wenn  auch  das  amerikanische  Volk,  wie  es  bereits  in  der  Vergangen- 
heit geschehen  ist,  die  Bedrückten  der  anderen  Länder  willkommen  heisst,  so 
sollte  doch  dafür  Sorge  getragen  werden,  dass  die  Einwanderung  sowohl 
nach  ihrer  Quantität,  als  auch  nach  ihrer  Qualität  eine  solche  sei,  dass  sie 
nicht  zu  grosse  Schwierigkeiten  dem  Prozesse  der  Assimilation  bereite. 

2.  Das  bestehende  Gesetz  und  die  weitere  Spezialgesetzgebung  empfehlen 
eine  Absonderung  der  physisch  und  moralisch  Untauglichen ;  das  künftige 
Gesetz,  welches  die  Zulassung  von  Ausländern  zu  regeln  hätte,  sollte  vor 
allem  auf  ökonomischen  und  geschäftlichen  Erwägungen  basiert  sein,  die  auf 
die  Prosperität  und  ökonomische  Wohlfahrt  unseres  Volkes  Rücksicht  nehmen. 

3.  Der  Masstab  für  eine  rationelle  und  gesunde  Entwicklung  eines 
Landes  ist  nicht  die  Ausdehnung  seines  Investionskapitales,  seiner  Produktion 
oder  der  Export,  beziehungsweise  Import,  falls  nicht  dem  Bürger,  welcher 
an  diese  Beschäftigungen  gebunden  ist,  eine  entsprechende  ökonomische 
Gelegenheit  zu  seiner  materiellen,  geistigen  und  moralischen  Entwicklung 
geboten  wird. 

4.  Die  Entwicklung  der  Geschäfte  soll  durch  Mittel  hervorgerufen  werden, 
welche  nicht  die  Lebensbedingungen  des  Arbeitnehmers  herabsetzen.  Eine 
langsame  Entwicklung  der  Industrie,  welche  eine  Anpassung  und  Assimilation 
des  neu  angekommenen  Arbeiters  zulässt,  ist  einer  rapiden  industriellen 
Expansion  vorzuziehen,  welche  die  Einwanderung  von  Elementen  mit  niedriger 
Kulturstufe  und  geringem  Können  nach  sich  zieht,  wodurch  die  amerikani- 
schen Löhne  und  Arbeitsbedingungen  gefährdet  werden. 

Die  Untersuchungen  der  Kommission  ergaben  einen  bedeutenden  Uber- 
fluss  an  ungelernten  Arbeitern  in  den  einzelnen  Industriezweigen  und  würden 
eine  Gesetzgebung  zur  Notwendigkeit  machen,  welche  für  die  Zukunft  die 
Zulassung   von  ungelernten  Arbeitern  einschränken  sollte. 
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Bezüglich  dieser  Einschränkung  wäre  es  —  nach  der  Meinung  der 
Kommission  —  wünschenswert,  dass 

a)  eine  genügend  grosse  Anzahl  ausgeschlossen  werde,  um  einen  sicht- 
baren Effekt  bei  dem  gegenwärtigen  Überfluss  an  ungelernten  Arbeitern  zu 
erzielen  ; 

b)  soweit  als  möglich  jene  Ausländer  ausgeschlossen  werden,  welche 
nicht  mit  der  Absicht  amerikanische  Bürger  zu  werden  oder  hier  einen  stän- 
digen Wohnsitz  zu  nehmen,  nach  diesem  Lande  kommen,  sondern  nur  um 
Ersparnisse  zu  erzielen  und  dann  in  ihre  Heimat  zurückzukehren.  Solche 
Leute  werden  gewöhnlich  nicht  von  ihren  Frauen  und  Kindern  begleitet ; 

c)  soweit  als  möglich  auch  jene  Ausländer  ausgeschlossen  werden, 
welche  mit  Rücksicht  auf  ihre  persönlichen  Eigenschaften,  oder  Gewohn- 
heiten sich  am  schwersten  assimilieren  oder  die  am  wenigsten  erwünschten 
Bürger  ergeben. 

Bei  der  Einschränkung  der  Einwanderung  sollten  die  folgenden  Prinzipien 
berücksichtigt  werden  : 

a)  die  Ausschliessung  jener  Personen,  welche  nicht  in  irgend  einer 
Sprache  lesen  oder  schreiben  können  ; 

b)  die  Beschränkung  in  der  Zahl  einer  jeden  innerhalb  eines  Jahres 
ankommenden  Rasse  nach  jenem  Durchschnitte,  welcher  sich  für  die  Rasse 
nach  einer  bestimmten  Periode  von  Jahren  ergibt ; 

c)  die  Ausschliessung  von  ungelernten  Arbeitern,  welche  nicht  in 
Begleitung  von  Frauen  oder  Familien  kommen  ; 

d)  die  Beschränkung  in  der  Zahl  der  Einwanderer,  die  jährlich  in  einem 
Hafen  eintreffen  ; 

e)  die  höhere  Festsetzung  des  Geldbetrages,  dessen  Besitz  in  den  Ein- 
schiffungshäfen gefordert   wird ; 

f)  die  Erhöhung  der  Kopftaxe ; 

g)  die  Kopftaxe  sollte  derart  bemessen  werden,  dass  ein  merklicher 
Unterschied  zugunsten    der    Einwanderer    mit  Familien  wahrzunehmen  wäre. 

Alle  diese  Prinzipien  sollten  auf  einmal  in  Wirksamkeit 
treten,  oder  es  sollten  andere  Einschränkungen  in  einem  grösseren 
oder  geringeren  Masse  festgestellt  werden.  Die  Mehrheit  der 
Kommission  bevorzugt  die  Lese-  und  Schreibeprobe  (literary 
text)  als  einzig  mögliches  Mittel  zur  Eindämmung  der  uner- 
wünschten Einwanderung. 

Die  Kommission  empfiehlt  in  ihrer  Gesamtheit  die  Ein- 
schränkung aus  ökonomischen,  moralischen  und  sozialen  Rück- 
sichten, führt  in  ihrem  Berichte  die  Gründe  für  derartige  Mass- 
regeln an  und  hebt  jene  Grundsätze  hervor,  auf  Grund  deren 
der  Kongress  zu  dem  erwünschten  Ergebnisse. gelangen  könnte, 
falls    dessen    Urteil    mit   jenem  der  Kommission    übereinstimmt. 

Diesem  bedeutsamen  Berichte  gegenüber  ist  zu  bemerken: 

1.  Ebenso  wie  die  Auswanderungsländer  an  eine  positive  Ein- 
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schränkung    der    Auswanderung    nur   auf  Grund    der  Kenntnis 
des    inneren    Arbeitsmarktes  herantreten    können,    erscheint    es 
auch  für  die  Einwanderungsländer  unmöglich,  ohne  eine  autori- 
tative Feststellung  des  quantitativen   und  qualitativen  Arbeiter- 
bedarfes   und    den    hiermit    verbundenen    Schutz    der    Einwan- 
derer   die   Einwanderung   rationell   zu   regeln.     Die    Vereinigten 
Staaten    haben    bisher    ohne    eine    Regelung    der    Arbeitsver- 
mittlung ihr  Auskommen   gefunden,    weil    sie    eben  im  grossen 
und  ganzen  auf  dem  Boden  der  Einwanderungsfreiheit  gestanden 
sind.  Sobald  aber  Amerika  nicht  nur  die  Zahl  der  Einwanderer 
mit  mehr  oder  minder  blind  wirkenden  Zinesuren  einschränken, 
sondern  die  nötige  Anzahl  von  genau  entsprechenden  gelernten 
und    ungelernten    Arbeitern    gewinnen    will,    muss    es    bestrebt 
sein,    erstens  den  inneren  Arbeitsmarkt    fortlaufend  in  Evidenz 
zu  halten,  zweitens  das  Interesse  der  Unternehmer  an  der  Ein- 
wanderung   der    billigsten    Arbeitskräfte    einzuschränken,    und 
drittens  durch  einen  ausreichenden  Schutz  und  mehr  zielbewusste 
Assimilation  der  Einwanderer  die  Anziehungskraft  des  Landes, 
namentlich  mit  Hinsicht  auf  die  ständige  Ansiedelung  zu  erhöhen. 
Auch  waren  die  älteren  Einwanderer  von  jeher  in  der  Luft  der 
Selbsthilfe    aufgewachsen    und    fanden    sich    auch    in    Amerika 
zurecht ;  die  neueren  Einwanderer  hingegen  bedürfen  der  staat- 
lichen Direktive  und  des  Schutzes.  Man  hat,  auch  mit  Hinweis 
auf  den  sehr  unvollkommenen  Versuch  mit  dem  im  Jahre   1907 
inNew-York  errichteten  Federal  Information  Office,  behauptet,  dass 
die    staatliche    Regelung    des    Arbeitsmarktes    dem    Geiste    des 
Amerikanismus  fremd  ist.    Mir  scheint  es  aber,    dass    auch    die 
Vereinigten  Staaten  angesichts  ihrer  neueren   Staatsnotwendig- 
keiten   und    Millionen    von    Bürgern    ganz    neuen  Schlages  das 
Prinzip  des  „laisser  faire"  aufgeben  werden  müssen.  Wir  haben 
dem  Schauspiel  einer  ähnlichen    grossen  Wandlung  des  Volks- 
geistes in  dem  Amerika    nahe    verwandten    England  auf  vielen 
Gebieten  der  Sozialpolitik  gerade  in  unseren  Tagen  beigewohnt. 
Die  Vereinigten    Staaten    könnten    der    Regelung    des    Arbeits- 
marktes   auf    die    Dauer  nur  dann  entbehren,  wenn  sie  —  wie 
etwa  Australien  —  durch  eine  prohibitive  Einwanderungsgesetz- 
gebung in  das  Stadium  der  wirtschaftlichen  Stagnation  gelangen 
wollten. 

Der  Bericht  der  amtlichen  Auswanderungskommission  ist  ein 
Beweis    für    unsere    obigen    Ausführungen.    Es    wird    in   diesem 
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Berichte  nicht  nur  eine  besondere  Staatengesetzgebung  zur  Rege- 
lung der  privaten  Arbeitsvermittlungsagenturen  gefordert,  son- 
dern es  wird  auch  für  eine  staatliche  Arbeitsvermittlungsaktion 
die  Lanze  eingelegt:  „Seitdem  das  Bestreben  vor  allem  dahin 
gerichtet  ist,  —  heisst  es  dort  —  den  sparsamen  Einwanderer  nach 
jenen  Gegenden  des  Landes  zu  lenken,  in  welchen  derselbe  zu 
seinem  besten  Vorteile  sich  einen  ständigen  Wohnsitz  erwerben 
kann  und  wo  derselbe  seine  Ersparnisse  in  Farmen  anzulegen 
oder  sich  in  landwirtschaftlichen  Bestrebungen  zu  betätigen  ver- 
mag, sollte  der  Informationsdienst  im  Einvernehmen  mit  jenen 
Staaten  organisiert  werden,  welche  Ansiedlungseinwanderer 
verlangen  ;  die  Informationen  hinsichtlich  der  Ansiedlungsmög- 
lichkeiten  sollten  zur  Kenntnis  der  Einwanderer  in  den  Industrie- 
zentren gebracht  werden,  die  dort  bereits  seit  geraumer  Zeit 
weilen  und  dieselben  sollten  veranlasst  werden,  ihre  Erspar- 
nisse in  diesem  Lande  anzulegen  und  ständige  landwirtschaftliche 
Ansiedler  zu  werden.  Ein  ähnlicher  Informationsdienst  sollte  sich 
auch  auf  alle  anderen  Arbeiter  erstrecken  und  die  Arbeitsge- 
legenheiten in  den  verschiedenen  Teilen  des  Landes,  sowie  die 
ökonomischen  Bedingungen  in  diesen  Gegenden  zum  Inhalte 
haben". 

In  wissenschaftlichen  Kreisen  Amerikas  wird  gegenüber  den 
phantastischen  Vorschlägen  bezüglich  des  neuen  Einwanderungs- 
gesetzes eine  noch  weiter  gehende  Einheitlichkeit  bezüglich  der 
staatlichen  Regelung  des  amerikanischen  Arbeitsmarktes  und  der 
Einwanderung  gefordert.  So  führt  Herr  Pratt  Fairchild1  in  einem 
der  angesehensten  soziologischen  Revuen  Amerikas  aus,  dass 
den  Vereinigten  Staaten  die  Pflicht  obliegt,  sich  in  der  Zukunft 
mehr  mit  dem  Los  des  Einwanderers  zu  beschäftigen.  Es  genügt 
nicht,  die  Einwanderer  einfach  hereinzulassen,  denn  damit  erreicht 
weder  dieser,  noch  Amerika  das  gewünschte  Ziel.  Der  Staat  muss 
lokale  Arbeitsvermittlungsämter  aufstellen,  um  den  Arbeitgebern 
die  Möglichkeit  zu  bieten,  ihren  Arbeiterbedarf  und  ihre  Arbeits- 
bedingungen anzumelden.  Sobald  das  Angebot  vom  Standpunkt 
der  üblichen  Minimallöhne  als  annehmbar  erscheint,  soll  es  in 
amtliche  Ausweise  gefasst  werden,  die  den  Vertretern  der  Aus- 
wanderungsstaaten zu  übersenden  wären.  Der  Auswanderer  hätte 


1  Henry  Pratt    Fairchild,    The    Restriction  of  Immigration.    The  American 
Journal  of  Sociology.  March  1912. 
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also  die  Möglichkeit,  den  Arbeitgeber  und  den  Ort,  wo  er  zu 
arbeiten  wünscht,  im  voraus  zu  wählen.  Da  der  Einwanderer 
nur  unter  Beobachtung  des  angemeldeten  Minimallohnes  ein- 
geführt werden  könnte,  würde  er  —  eine  Untersuchung  seitens 
einer  amerikanischen  Amtsperson  im  Geburtslande  vorausge- 
setzt —  mit  einem  in  voraus  abgeschlossenen  Kontrakt  das  Land 
betreten  können  und  würde  unter  Aufsicht  von  Einwanderungs- 
inspektoren an  seinen  Bestimmungsort  befördert  werden.  In 
erster  Linie  wäre  also  die  „contract  labor  clause"  zu  streichen, 
denn  der  Minimallohn  würde  verhindern,  dass  die  Kontrakt- 
arbeiter zu  Streikbrecherdiensten  gebraucht  werden.  Wenn  hin- 
gegen der  Arbeitgeber  nicht  geneigt  wäre  den  Minimallohn  zu 
bezahlen,  so  wäre  dies  ein  Zeichen,  dass  nach  Einwanderern 
kein  Nachfrage  mehr  vorhanden  ist,  und  die  Einwanderung  würde 
unterbleiben.  Nach  der  etwas  mechanischen  Auffassung  des 
amerikanischen  Soziologen,  wären  von  Jahr  zu  Jahr  auf  Grund 
obiger  Prinzipien  mit  jenen  Auswanderungsländern  Verträge 
abzuschliessen,  deren  volkswirtschaftlichen  und  Populations- 
interessen die  Auswanderung  gerade  damals  entspricht.  Die 
übrigen  Länder,  die  nicht  in  diese  Meistbegünstigungsklausel 
der  Einwanderung  einbezogen  würden,  müssten  im  betreffenden 
Jahr  unter  das  Verbot  gegen  die  Einwanderung  fallen. 

Obzwareine  harmonisch  einheitliche  internationale  Regelung 
der  Auswanderung  noch  als  eine  Frage  der  ferneren  Zukunft 
erscheint,  und  der  eben  ausgeführte  Plan  weder  das  Interesse  der 
Auswanderungsländer,  noch  die  bewusste  Auswahl  und  mög- 
lichste Naturalisation  ihrer  besten  Arbeitskräfte  sowie  die 
Konkurrenz  der  übrigen  Einwanderungsstaaten  überhaupt  berück- 
sichtigt, ist  der  Kern  dieser  Ausführungen  wahr.  Durch 
eine  rationelle  Regelung  des  Arbeitsmarktes  und  entsprechende 
internationale  Übereinkommen  würde  nicht  nur  die  amerika- 
nische Volkswirtschaft  gewinnen,  sondern  auch  das  Los  der 
Einwanderer  würde  sich  verbessern,  namentlich  die  Tragödie 
der  zurückgewiesenen  Einwanderer  würde  sich  viel  seltener 
ereignen. 

Die  anfangs  Mai  1912  im  nordamerikanischen  Senate  mit 
grosser  Mehrheit  angenommene  neue  Einzuanderungsbül  ver- 
schärft noch  immer  nach  rein  mechanischen  Prinzipien  die 
Einwanderung.  Nebst  der  Erhöhung  der  Kopftaxe  von  vier 
auf  fünf  Dollar,  geschieht    dies    namentlich    durch    die   äusserst 
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weitgehende  Forderung,  wonach  jeder  zugelassene  Einwanderer  in 
irgend  einer  Sprache  des  Lesens  und  Schreibens  kundig  sein 
muss.  Diese  einzige  Vorschrift  dürfte  mehr  als  die  Hälfte  der 
süd-  und  osteuropäischen  Einwanderer  von  Amerika  fernhalten, 
ohne  den  gewünschten  Zweck  zu  sichern. 

2.  Nebst  den  anarchischen  Zuständen  des  amerikanischen 
Arbeitsmarktes  ist  es  allgemein  bekannt,  dass  die  Versicherungs- 
pflicht der  amerikanischen  Arbeitgeber  ausländischen  Arbeitern 
gegenüber  in  den  meisten  amerikanischen  Staaten  in  den  Kinder- 
schuhen steckt,  namentlich  die  Haftpflicht  der  Unternehmer 
minimal  ist,  daher  auch  die  Schutzvorkehrungen  für  das  Leben 
und  Sicherheit  der  Arbeiter  in  Fabriksbetrieben  und  Bergwerken 
sehr  ungenügend  sind.  Sobald  die  Arbeiterversicherung  in  Ame- 
rika vollgültig  auf  die  fremden  Arbeiter  und  deren  Angehörige 
ausgedehnt  werden  sollte,  würde  das  Interesse  der  Arbeitgeber, 
je  billigere  Arbeiter  anzustellen,  schon  dadurch  geschwächt  wer- 
den, weil  diese  infolge  ihrer  niedrigeren  Intelligenz  und  Lebens- 
haltung, längerer  Arbeitszeit  u.  s.  w.  viel  mehr  Unfällen  und 
Krankheiten  ausgesetzt  sind,  als  die  höher  entlohnten,  intelli- 
genteren Arbeiter. 

Infolge  der  erhöhten  Haftpflicht  hätten  die  Unternehmer 
ein  Interesse  daran,  auch  den  jetzigen  mangelhaften  Arbeiter- 
schutz zu  verbessern.  Durch  die  Fortschritte  auf  sozialpoliti- 
schem Gebiete  würde  weiter  der  Reiz  Amerikas  für  gute  Ar- 
beiter, der  schon  durch  seine  höheren  Löhne  ohnehin  gegeben 
ist,  im  Wettbewerb  mit  den  anderen  Einwanderungsländern 
weiter  erhöht. 

3.  Auch  auf  dem  Gebiete  des  besonderen  Einwanderer- 
schutzes wird  Amerika  zu  Reformen  gezwungen  sein.  Schon  auf 
Ellis  Island  stossen  die  Einwanderer  auf  geradezu  skandalöse 
sanitäre  Zustände  und  eine  schlechte/parteiische  Behandlung.  Dies 
wurde  auch  von  dem  Kongressmitglied  William  Sulzer  im  Reprä- 
sentationshause am  12.  Mai  1911  zur  Sprache  gebracht.  Nach 
der  Ausschiffung  finden  die  Leute  keine  entsprechende  Unter- 
kunft und  verlässliche  Arbeitsvermittlung,  sondern  werden  von 
wucherischen  Agenturen  oder  von  ihren  schon  in  Arbeit  stehen- 
den Landsleuten  vermittels  der  bestechbaren  Arbeiterführer 
(bosses)  schlecht  und  recht  einer  Arbeit  zugeführt.  Während 
<lie  Auswanderer  in  ihren  Heimatländern  oft  ganz  auf  den 
Auswanderungsagenten  angewiesen  sind,    fallen    sie  in  Amerika 
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in  die  Hände  anderer  freundlicher  Landsleute,  der  heute  ganz 
unkontrollierten  kleinen  Bankiers,  die  sich  sehr  oft  auch  als 
öffentliche  Notare  einrichten  und  für  die  Einwanderer  Geld- 
sendungen, Rechtschutz,  Waareneinkauf,  Reisekarten  u.  s.  w. 
besorgen.  Hiebei  werden  die  Leute  nicht  nur  betrogen,  sondern 
laufen  Gefahr,  alle  ihre  Ersparnisse  zu  verlieren,  wie  dies  auch 
von  der  Einwanderungskommission  in  einem  besonderem  Bande 
über  die  Bankiers  festgestellt  wurde.  Die  Tendenz  der  Entwick- 
lung scheint  die  zu  sein,  dass  die  Einwanderungsländer,  sobald 
sie  an  der  Einwanderung  überhaupt  oder  an  einer  bestimmt 
gearteten  Einwanderung  Interesse  haben,  geneigter  werden  ihre 
sozialen  Pflichten  den  Einwanderern  gegenüber  durch  Schaffung 
besonderer  Fürsorgegesetze  und  Bestellung  beamteter  Organe 
zu  erfüllen.  Es  scheint  mir,  dass  auch  die  Vereinigten  Staaten 
sich  bald  veranlasst  sehen  werden,  diesen  Pfad  zu  betreten,  schon 
um  die  Zulassung  von  fremden  Schutzgesellschaften  und  Behörden 
(Auswanderungskommissären),  die  der  Naturalisation  der  Ein- 
wanderer hinderlich  sind,  verweigern  zu  können. 

In  den  überseeischen  Einwanderungsländern,  in  denen  noch 
ein  grosser  Menschenbedarf  vorhanden  ist,  sind  die  Exklusions- 
bestrebungen der  Amerikaner,  wenn  auch  in  geringerem  Masse, 
gegenüber  gewissen  unerwünschten  Elementen  auch  vorhanden. 
Namentlich  richtet  sich  auch  die  Antipathie  dieser  Länder  gegen 
die  temporäre  Einwanderung  und  es  wird  alles  aufgeboten,  die 
Einwanderer  ansässig  zu  machen.  Doch  drängt  diese  Länder 
der  bestehende  Arbeitermangel  in  der  Landwirtschaft  und 
bei  den  grossen  gemeinnötigen  Bauten,  den  inneren  Arbeits- 
markt zu  organisieren  und  die  Einwanderer  staatlich  zu  unter- 
stützen. 

So  hat  Kanada  seit  1897  auch  seine  „alien  labor  act"  (auch 
über  die  Kontraktarbeit),  die  verschiedene  Zulassungsbedingun- 
gen feststellt,  je  nachdem  die  Einwanderer  von  England,  vom 
übrigen  Europa  oder  von  den  Staaten  kommen.  Andererseits 
aber  hat  dieses  Land  den  Informationsdienst  und  Schutz  der 
Einwanderer  gut  organisiert.  Namentlich  werden  die  Kolonisten, 
die  sich  verpflichten  Bürger  zu  werden,  mit  offenen  Armen 
empfangen  und  mit  freiem  Land  und  Investitionskapital  unter- 
stützt. Aber  auch  für  andere  Leute  sorgt  die  Regierung  in 
weitestgehender  Weise.  In  den  Einwanderungsgebäuden  findet 
der  Ankömmling    für    die  ersten  Wochen   freie  Unterkunft  und 
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Verköstigung,  bis  er  eine  entsprechende  Beschäftigung  gefunden 
hat.  Der  Staat  unterhält  selbst  ein  weitverzweigtes  Arbeitsver- 
mittlungsbureau, durch  das  den  Leuten  leicht  passende  Arbeits- 
gelegenheit geboten  werden   kann. 

In  Argentinien  werden  die  Vorschriften,  die  zur  Abwehr 
schädlicher  oder  arbeitsunfähiger  Personen  dienen,  von  Jahr 
zu  Jahr  verschärft.  Auch  die  argentinische  Regierung  ist  keine 
Freundin  der  Saisoneinwanderung.  Sie  verweigert  den  Saison- 
arbeitern die  sonst  den  Einwanderern  gewährte  freie  Fahrt  nach 
dem  Innern  des  Landes,  ferner  die  kostenlose  Verpflegung  und 
Beherbergung  in  den  Einwandererheimen  (sonst  fünf  Tage)  und  soll 
sich  mit  der  Absicht  tragen,  neue  Einwanderungsvorschriften 
zu  erlassen,  um  einen  Irrtum  hinsichtlich  der  Art  der  Einwan- 
derung unmöglich  zu  machen.  Andererseits  plant  jedoch  die 
argentinische  Regierung  die  Reorganisation  des  mit  der  Ver- 
ordnung vom  14.  März  1907  bei  der  Einwanderungsbehörde  in 
Buenos  Aires  errichteten  staatlichen  Arbeitsamtes  und  hat  zu 
diesem  Zwecke  bereits  einen  besonderen  Gesetzentwurf  ausge- 
arbeitet. Das  neue  Arbeitsamt  soll  dem  Ministerium  des  Innern 
unterstehen  und  die  soziale  Gesetzgebung  durch  Sammlung, 
Zusammenstellung  und  Veröffentlichung  aller  auf  das  Ver- 
hältnis zwischen  Arbeit  und  Kapital  bezüglichen  statistischen 
Angaben,  durch  Organisation  eines  Inspektionsdienstes  und 
durch  Bestimmung  der  Massnahmen  zum  Zwecke  der  Arbeiter- 
fürsorge vorbereiten.  Das  Amt  soll  als  Vermittlungsstelle  den 
aus  dem  Lohnverhältnisse  entstandenen  Streitigkeiten  vorbeugen, 
beziehungsweise  dieselben  durch  Vergleich  beilegen. 

Australien,  Neu-Seeland,  endlich  Südafrika,  denen  haupt- 
sächlich nur  angelsächsische  Stammesgenossen  als  erwünschte 
Einwanderer  erscheinen,  unterhalten  selbst  in  London  eine 
Arbeitsvermittlungsantalt. 

Der  Einwandererschutz  wird  auch  von  jenen  europäischen 
Weststaaten  sehr  lau  betrieben,  deren  Volkswirtschaft  auf  die 
süd-  und  osteuropäischen  Saisonarbeiter  sehr  angewiesen  ist, 
namentlich  aber  ist  in  diesen  Ländern  gerade  gegen  die  endgültige 
Einwanderung  dieser  Arbeiter  eine  Abwehrbewegung  im  Zuge. 
In  Frankreich  hat  man  sich  schon  gelegentlich  einer  Krise  im 
Jahre  1903  mit  Gesetzentwürfen  beschäftigt,  die  einen  Legiti- 
mations-  und  Karenzzwang  für  ausländische  Hafenarbeiter  ent- 
hielten. Tatsächlich  ist  es  hierzu  erst  in  Deutschland  gekommen. 
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So  begnügt  man  sich  in  England  nicht  mehr  mit  dem  Fremden- 
gesetz v.  J.  1905,  sondern  es  wurde  im  Jahre  1911  im  Unter- 
hause eine  neue  Regierungsvorlage  eingebracht,  welche  eine 
schärfere  Kontrolle  von  zweifelhaften  Einwanderern  gleich  nach 
ihrem  Eintreffen  bezweckt. 

Am  1.  Februar  1908  ist  in  Preussen  eine  Verordnung  des 
preussischen  Ministers  des  Innern  vom  1.  Dezember  1907  in 
Kraft  getreten,  derzufolge  die  aus  Oesterreich-Ungarn,  Russland 
und  den  östlichen  Ländern  stammenden  ausländischen  Arbeiter, 
welche  im  Königreiche  Preussen  Arbeit  suchen,  verpflichtet  sind, 
sich  preussische  Ausweispapiere,  sogenannte  „Arbeiterlegitima- 
tionskarten" zu  beschaffen,  welche  denselben  durch  die  Grenz- 
ämter der  Deutschen  Feldarbeiterzentrale  gegen  Entrichtung 
einer  Ausfertigungsgebühr  von  2  Mark  an  der  Grenze  und  von 
5  Mark  an  einem  Arbeitsorte  im  Innern  des  Landes,  auf  Grund 
der  von  denselben  vorgewiesenen  heimischen  Ausweispapiere 
ausgestellt  werden. 

Diese  Institution  des  Legitimationskartenzwanges  ist  durch 
eine  weitere  Verordnung  des  preussischen  Ministers  des  Innern 
vom  30.  Dezember  1908  auf  alle  ausländischen  Arbeiter  aus- 
gedehnt worden  und  erstreckt  sich  infolge  Hinzutrittes  weiterer 
deutscher  Bundesstaaten  gegenwärtig  auf  alle  Staaten  mit  Aus- 
nahme von  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Elsass-Lothringen  und 
die  Hansastädte  Bremen  und  Hamburg. 

Ausländische  Arbeiter,  welche  ohne  im  Besitze  der  vorge- 
schriebenen Arbeiterlegitimationskarten  zu  sein,  in  den  vorge- 
nannten Bundesstaaten  des  Deutschen  Reiches  in  Arbeit  treten 
wollen  oder  bereits  tatsächlich  getreten  sind,  laufen  Gefahr, 
ausgewiesen  zu  werden.  Die  Legitimationskarten  haben  nur  für  das 
Kalenderjahr  Gültigkeit,  in  welchem  sie  ausgestellt  worden  sind. 
Ausländische  Arbeiter,  welche  nicht  dem  sogenannten  Karenz- 
zwange unterliegen  (die  polnischen  Saisonarbeiter  müssen  vom 
20.  Dezember  bis  zum  1.  Februar  des  folgenden  Jahres  ausserhalb 
der  Grenzen  des  preussischen  Staates  weilen),  erhalten  unent- 
geltlich neue  Legitimationskarten  gegen  Ausfolgung  der  alten. 
Nach  einer  weiteren  Verordnung  des  preussischen  Ministers 
des  Innern  vom  15.  April  1910  können  nunmehr  entgegen  den 
bisherigen  Bestimmungen  ausländische  Arbeiter  auch  nach  dem 
1.  Mai  eines  jeden  Jahres  in  Preussen  legitimiert  werden,  falls 
nicht  der  Verdacht  eines  Kontraktbruches  vorliegt. 
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Die  ausländischen  Arbeiter  werden  je  nach  ihrer  Nationa- 
lität mit  verschiedenfarbigen  Legitimationskarten  versehen.  Es 
wurde  auch  eine  Differenzierung  zwischen  landwirtschaftlichen 
und  industriellen  Arbeitern  durchgeführt. 

Alle  diese  Massregeln,  sowie  die  harte  Auswanderungs- 
praxis, welche  sich  gegen  mögliche  nationale  Aspirationen  ein- 
zelner ausländischer  Saisonarbeiter,  namentlich  der  Polen  richtet, 
treffen  in  Wirklichkeit  Hunderttausende  von  friedfertigen 
Saisonarbeitern.  Da  mit  dem  Legitimationsgeschäft  nicht 
amtliche  Organe,  sondern  eine  einseitige  Arbeitgeberorganisation, 
nämlich  die  an  der  Grenze  eingerichteten  Abfertigunsämter  der 
deutschen  Feldarbeiterzentrale  betraut  wurden,  ist  es  auch  vom 
sozialen  Standpunkt  als  ein  Mittel  zur  absoluten  Unterdrückung 
der  ausländischen  Arbeiter  seitens  der  Arbeitgeber  zu  ver- 
werfen. Als  besonders  ungerecht  muss  es  auch  betrachtet 
werden,  dass  die  für  die  Arbeiterlegitimation  zu  entrichtende 
Gebühr  von  2,  beziehungweise  5  Mark  von  den  armen  Saison- 
arbeitern bezahlt  werden  muss  und  auch  die  Kosten  der  Ab- 
schiebungspraxis den  Arbeitern  zur  Last  fallen. 

Die  Errichtung  der  Feldarbeiterzentrale  hat  für  die  Saison- 
arbeiter nur  den  Vorteil,  dass  diese  den  Bedarf  des  deutschen 
Arbeitsmarktes  im  grossen  und  ganzen  genau  feststellt,  die 
Arbeiter  an  sichere  Stellen  vermitteit  xmd  sie  so  vor  der  Arbeits- 
losigkeit im  Auslande  bewahrt.  Trotzdem  die  deutsche  Land- 
wirtschaft und  zum  Teil  die  Industrie,  die  etwa  40  v.  H.  der 
Saisonarbeiter  in  Anspruch  nimmt,  auf  die  Hilfe  der  fremden 
Arbeiter  unbedingt  angewiesen  ist,  wurde  bisher  zu  ihrem 
Schutze  sehr  wenig  getan.  Der  sprachenunkundige,  weltfremde 
Saisonarbeiter  bedarf  auch  in  den  europäischen  Einwande- 
rungsländern eines  intensiven  Schutzes.  Die  osteuropäischen 
Saisonarbeiter  werden  von  den  Vermittlungsagenten,  die  oft 
eine  Provision  bis  zu  10  Mark  erhalten,  in  Anbetracht  der  auf 
100  Mark  bezifferten  Ersparnis  eines  landwirtschaftlichen  Arbeiters 
—  während  einer  Saison  eine  sehr  hohe  Summe  —  oft  im  Stiche 
gelassen  oder  anderweitig  geprellt.  Während  der  Eisenbahn- 
fahrt werden  die  Arbeiter  in  sogenannte  Arbeiterzüge  hinein- 
gepfercht. Es  erscheint  notwendig,  an  Eisenbahnknotenpunkten 
und  Grenzstationen  grosse  Wartehallen  und  Schlafsäle  einzu- 
richten, damit  die  Massen  der  Arbeiter  nicht  vor  den  Bahn- 
höfen   lagern    müssen.     Wenn     die    Auswanderer    die    Grenze 
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überschritten  haben,  werden  sie  oft  zu  Sklaven  der  auslän- 
dischen Agenten.  Der  Legitimationskartenzwang  ist  nicht  nur 
entehrend  für  den  Einwanderer,  sondern  er  wird  oft  hiedurch 
als  freies  Ausbeutungsobjekt  dem  Arbeitgeber  ausgeliefert.  Dies 
wurde  nicht  nur  von  deutschen  Wissenschaftlern  anerkannt, 
sondern  auch  im  deutschen  Reichstag  eingehend  dargelegt.1 
In  der  Sitzung  vom  18.  Mai  1912  wurde  vom  arbeiterfreundlichen 
Zentrumsabgeordneten  Dr.  Spahn  und  mehreren  Genossen  eine 
Resolution  eingebracht,  der  Reichstag  wolle  beschliessen :  „den 
Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  einen  Gesetzentwurf  zur  Rege- 
lung der  Arbeitsverhältnisse  der  fremdländischen  Landarbeiter 
vorzulegen". 

In  Begründung  dieser  Resolution  ergriff  der  Abgeordnete 
Hebel  (Zentrum)  das  Wort.  Er  hielt  nicht  den  Schutz  gegen 
die  Agenten  als  die  wichtigste  Frage  des  Saisonarbeiterschutzes, 
sondern  den  Schutz  in  bezug  auf  das  Arbeitsverhältnis  selbst. 
Er  betonte,  dass  Vorschriften  erlassen  werden  müssen  in  bezug 
auf  Lohn,  Arbeitszeit  und  Verpflegung  der  Saisonarbeiter.  Es  sind 
Misstände  in  bezug  auf  Behandlung  und  Unterkunft  der  Ar- 
beiter vorhanden.  Der  Rechtsschutz  ist  in  Fällen  von  Ver- 
tragsstreitigkeiten sehr  mangelhaft.  Es  wird  daher  die  Errichtung 
von  unparteiischen  Vergleichsämtern  empfohlen,  bei  welchen 
die  Arbeiter  sprachenkundige  Vertreter  erhalten  sollen.  Die 
soziale  Versicherung  ist  auch  auf  die  Saisonarbeiter  gleichmässig 
anzuwenden.  Nicht  zu  unterschätzen  sind  desgleichen  die 
Gefahren  während  der  Heimreise,  wo  die  Arbeiter  beim  Geld- 
wechsel u.  s.  w.  geprellt  und  ausgebeutet  werden. 

In  mustergültiger  Weise  hat  den  Bedürfnissen  der  Saison- 
arbeiter schon  Dänemark  Genüge  geleistet,  das  für  seine  inten- 
sive landwirtschaftliche  Kultur  immer  mehr  osteuropäischer 
Saisonarbeiter  bedarf.  Im  Jahre  1911  wurden  10.320  aus- 
ländische Arbeiter,  darunter  8101,  d.  i.  ungefähr  vier  Fünftel 
österreichische  Polen  verwendet,  um  die  es  mit  dem  günstiger 
gelegenen  Deutschland  in  Wettbewerb  treten  muss.  Nebst  einer 
unparteiischen     Organisation     der    Arbeitsvermittlung    wurden 


1  Dr.  Anton  Knocke,  Ausländische  Wanderarbeiter  in  Deutschland. 
Leipzig  1911;  Ehrenberg-Gehrke,  Kontraktbuch  der  Landarbeiter  als  Massen- 
erscheinung. Berlin  1907;  Stojentin,  Landwirtschaftliche  Arbeitsämter.  Er- 
schienen in   „Landwirtschaft  und  Kleinbesitz".  Heft  2/3  u.  s.  w. 
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daher  zum  Schutze  der  Saisonarbeiter  besondere  Gesetze 
geschaffen.  Schon  das  Gesetz  vom  21.  August  1908  hat  bezweckt, 
die  rechtliche  Stellung-  der  ausländischen  Arbeiter  während 
ihres  Aufenthaltes  in  Dänemark  zu  schützen.  Obzwar  das 
Gesetz  diesem  Zweck  im  grossen  und  ganzen  entsprach,  wurde 
es  auf  Grund  der  gewonnenen  Erfahrungen  abgeändert  und 
mit  neuen  Schutzvorschriften  ausgestattet.  Das  Gesetz  vom 
1.  April  1912  findet  Anwendung,  wenn  ausländische  Arbeiter, 
ohne  als  Dienstboten  oder  ständige  Hausgenossen  aufgenommen 
zu  werden,  zur  Ausführung  einer  Arbeit  in  Dänemark  heran- 
gezogen werden,  ohne  sich  vorher  dort  durch  mindestens  zwei 
Jahre  ununterbrochen  aufgehalten  zu  haben,  und  die  betreffende 
Arbeit  sich  auf  Ackerbau,  Forstbetrieb,  Gartenbau,  Ziegeleien, 
Torfstechereien,  Rohrschneidereien,  Sand-,  Lehm-  und  Mergel- 
gruben, Steinbrüche  und  dgl.  Betriebe  bezieht.  Auch  ein 
Legitimationszwang  ist  vorgesehen,  doch  ist  es  hier  der  Arbeit- 
geber, der  verpflichtet  ist,  spätestens  innerhalb  vier  Tagen 
nach  Ankunft  der  Arbeiter  am  Bestimmungsorte  dieselben  bei 
der  Ortspolizeibehörde  schriftlich  anzumelden.  Diese  Anzeige 
hat  die  auf  die  Zahl  und  Person  der  Arbeiter,  auf  die  Ent- 
lohnung, die  Anwerbung,  Art  der  Unterkunft,  kontraktliche 
Dienstzeit  bezüglichen  Angaben  zu  enthalten.  Der  Arbeitgeber 
hat  die  Verpflichtung,  mit  den  ausländischen  Arbeitern  inner- 
halb acht  Tagen  nach  ihrer  Ankunft  einen  Arbeitsvertrag 
schriftlich  in  einer  vom  Minister  des  Innern  autorisierten  Form 
abzuschliessen.  Die  Arbeiter  können  entweder  persönlich  oder 
durch  gewählte  Vertrauensmänner  die  einzelnen  Bestimmungen 
des  Vertrages  genau  überprüfen.  Verträge,  die  nicht  in  dieser 
Form  abgeschlossen  wurden,  sind,  falls  sie  im  Ausland  abge- 
schlossen worden  sind,  dem  betreffenden  Arbeitgeber  gegen- 
über gültig,  doch  können  sie  dem  Arbeiter  gegenüber  nicht  geltend 
gemacht  werden.  Die  in  Dänemark  geschlossenen  Verträge  sind  nur 
gültig,  wenn  sie  in  der  autorisierten  Form  abgeschlossen  worden 
sind.  Der  Arbeitgeber  hat  jeden  Arbeiter  mit  einem  Abrechnungs- 
buch zu  versehen,  gegen  Krankheit  und  Unfall  auf  Grund  der 
bestehenden  Gesetzgebung  zu  versichern.  Das  Gesetz  enthält 
auch  sehr  strenge  Vorschriften  bezüglich  der  hygienischen  und 
sittlichen  Beherbergung  der  Saisonarbeiter;  es  sorgt  für  die 
ständige  amtliche  Kontrolle  der  Einhaltung  der  Gesetzes- 
bestimmungen     und      für      die     amtliche     unparteiische     Ver- 


76 

tretung  bei  Vertragsstreitigkeiten.  Der  bei  dieser  Gelegenheit 
erforderliche  sprachliche  Beistand  ist,  falls  die  Entscheidung 
gegen  den  Arbeitgeber  ausfällt,  von  diesem  zu  tragen,  andern- 
falls trägt  das  Arar  die  Kosten.  Die  Ausgaben  für  Reisen, 
Beförderung,  sprachliche  Unterstützung  u.s.w.  für  die  Aufsichts- 
organe   werden    durch    die    jährlichen    Finanzgesetze  bewilligt.1 

Dänemark  hat  also  schon  eingesehen,  dass  der  Staat  den' 
ausländischen  Arbeitern  gegenüber  auch  Pflichten  hat.  Hin- 
gegen hat  sich  der  preussische  Staatsminister  Dr.  Delbrück  noch 
ablehnend  gegen  die  oben  erwähnte  Resolution  Spahn  verhalten 
und  sich  nur  bereit  erklärt,  die  Beschwerden  den  Bundesstaaten 
bekanntzugeben  und  dem  Reichstag  das  notwendige  Material 
zu   unterbreiten. 

Diese  Haltung  der  deutschen  Regierung  wird  durch  den 
Interessengegensatz  verständlich,  der  selbst  die  Arbeitgeber 
von  politisch  verbündeten  Aus-  und  Einwanderungsländern 
entzweit.  Dieser  Gegensatz  ist  in  der  Spezialkonferenz,  welche 
die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  von  Deutschland, 
Osterreich  und  Ungarn  am  7.  und  8.  Oktober  1910  in  Buda- 
pest, in  betreff  der  internationalen  Organisation  des  Arbeits- 
marktes abgehalten  haben,  offensichtlich  zu  Tage  getreten.  In 
dieser  Beratung,  an  der  nebst  hohen  staatlichen  Funktionären 
der  genannten  Länder  die  wichtigsten  Arbeitgeber-Organisa- 
tionen vertreten  waren,  wurde  seitens  der  deutschen  Delegier- 
ten von  den  Vorschlägen  der  Referenten  nur  jenen  Leitsätzen 
zugestimmt,  durch  welche  eine  weitere  Stärkung  der  in  Anbe- 
tracht seinen  höherer  Löhne  an  und  für  sich  besseren  Stellung 
Deutschlands  als  Arbeiterimportstaates  gegenüber  Osterreich  und 
Ungarn  erwartet  werden  kann.  So  wurde  die  Errichtung  einer 
zentralen  Arbeitsausweisstelle  in  den  drei  Ländern,  gemein- 
schaftliche Bekämpfung  von  Kontraktbrüchen,  der  Schutz 
gegen  anlässlich  der  Auswanderung  sich  ergebenden  gesund- 
heitlichen Schäden,  ferner  wurden  Wohlfahrtseinrichtungen  für 
Arbeiter  im  Auslande,  z.  B.  Einrichtungen  für  Schutzimpfung 
gebilligt.  Es  wurde  auch  gegen  gewisse  nebensächliche  Wünsche : 
Schaffung  von  Auswanderungsbeiräten,  Einrichtungen  zur  bil- 
ligen und  sicheren  Heimsendung  von  Geld,  ferner  für  die  Be- 
nutzung des  Chequeverkehrs  zwischen  den  Postsparkassen  kein 


1  Vgl.  Soziale  Rundschau.  Wien,   1912.  Juli  Heft. 
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Einwand  erhoben.  Hingegen  wurde  die  namentlich  von  den 
Österreichern  geforderte  Unterdrückung  des  Agentenwesens, 
speziell  das  Verbot  der  gewerbsmässigen  Arbeitsvermittlung 
bei  der  Auswanderung  und  insbesondere  die  strafrechtliche 
Ahndung  der  Agenten,  die  Wirtsgeschäfte  betreiben,  ebenso 
der  unbefugten  Wanderagenten,  sowie  auch  der  Provisions- 
agenten von  Transportunternehmungen  oder  von  überseeischen 
Staaten,  die  für  Provision  pro  Kopf  arbeiten  (etwa  wie  im  unga- 
rischen Auswanderungsgesetze),  von  den  deutschen  Delegierten 
aufs  energischste  zurückgewiesen.  Sie  erklärten,  man  hätte  zwar 
nichts  dagegen,  wenn  dieses  Verbot  gegen  die  Aufreizung  zur 
Auswanderung  nach  überseeischen  Ländern  statuiert  würde  (!), 
aber  die  deutschen  Arbeitgeber  und  namentlich  die  deutsche 
Arbeiterzentrale  kann  die  Dienste  ihrer  im  Ausland  arbeitenden 
Agenten  nicht  entbehren.  Nur  die  Agenten  verstehen  es  genau, 
die  gewünschte  Menschenswaare  zu  liefern  und  die  ausländi- 
schen Arbeitsvermittlungsanstalten  könnten  sie  in  dieser  Funk- 
tion nicht  ersetzen.  Auch  eine  Erweiterung  des  Rechtsschutzes 
hielten  die  Vertreter  des  deutschen  Grosskapitals  und  Grossgrund- 
besitzes für  überflüssig  ;  die  gleichmässige  Behandlung  in  bezug 
auf  die  soziale  Versicherung  wurde  für  Deutschland  derzeit  als 
undurchführbar  erachtet,  endlich  wurde  auch  der  Einrichtung 
von  inneren  Grenzämtern  zur  Überwachung  der  Auswanderer 
und  der  Regelung  der  Auswanderung  nach  und  vom  Ausland 
nicht  zugestimmt. 

Es  wurden  durch  diese  mit  sehr  grossem  Eifer  geführten 
Verhandlungen  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  die 
Worte  des  gewesenen  ungarischen  Ministerpräsidenten  Dr.  Alex- 
ander Wekerle  erhärtet,  der  in  seiner  Eigenschaft  als  Vor- 
sitzender dieser  Konferenz  schon  in  seiner  Eröffnungsrede 
gesagt  hat:  „Ich  bin  der  Meinung,  dass  in  den  wirtschaftlichen 
Fragen  überhaupt  und  hauptsächlich  in  den  internationalen 
Beziehungen  der  Selbstlosigkeit  ein  sehr  bescheidener  Raum 
zukommt,  und  dass  das  eigene  Interesse  mass-  und  ausschlag- 
gebend ist." 


5.    Internationale   Regelung    der   Arbeiterwanderungen 
und  die  Aufgaben  unserer  Vereinigung. 

Wir  haben  die  Interessen  der  wichtigsten  Auswanderungs- 
und Einwanderungsländer  einer  Analyse  unterzogen,  und  zwi- 
schen diesen  grosse,  auf  lange  Zeit  unüberbrückbar  scheinende 
Gegensätze  festgestellt.  Es  erscheint  als  die  letzte  Aufgabe 
dieses  Berichtes,  nun  jenen  Entwicklungsmöglichkeiten  nachzu- 
spüren, die  zu  einer,  wenn  auch  partiellen,  doch  allmählich 
fortschreitenden  internationalen  Regelung  der  Massenwande- 
rungen vom  Standpunkt  der  Internationalen  Vereinigung  zur 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  geeignet  erscheinen.  Obzwar 
es  gerade  in  bezug  auf  dieses,  von  tausend  Faktoren  abhän- 
gende Problem  nicht  angezeigt  erscheint,  sich  in  Prophezeiungen 
einzulassen,  scheint  mir  diese  Entwicklung  sich  in  folgenden 
Phasen  gestalten  zu  wollen : 

1.  Der  grösste  Interessengegensatz  besteht  unstreitig  zwi- 
schen den  europäischen  Auswanderungs-  und  den  überseeischen 
Einwanderungsländern.  Während  die  ersteren  —  soweit  für 
sie  die  Auswanderung  ein  notwendiges  Übel  ist  —  nur 
aus  der  temporären  Auswanderung  Vorteile  ziehen  können, 
müssten  die  letzteren  nebst  dem  möglichst  grössten  Nutzen 
auch  die  Behebung  der  Ubelstände,  welche  die  neuere  Einwande- 
rung für  ihre  höherstehenden  Arbeiter  mit  sich  bringt,  nur 
von  der  definitiven  Einwanderung  erwarten.  Selbst  wenn  die 
Interessen  des  Proletariates  heute  in  allen  Staaten  der  Welt 
politisch  alleinherrschend  wären,  könnten  —  wie  dies  auch  die 
im  nachstehenden  angeführten  Verhandlungen  des  Internatio- 
nalen Sozialisten-Kongresses  zu  Stuttgart  beweisen  —  die  be- 
stehenden Gegensätze,  eben  weil  sie  durch  historisch  entwickelte 
Kulturunterschiede  bedingt  sind,  nicht  von  heute  auf  morgen 
weggefegt  werden.  Da  die  Auswanderung  ein  allgemein  aner- 
kanntes Freiheitsrecht  und  ein  allgemeines  Verbot  der  Aus- 
wanderung schon  technisch  schwer  durchzuführen  ist,  hin- 
gegen von  der  Einwanderung,   beziehungsweise  der  technischen 
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Durchführbarkeit  der  Einwanderungsverbote  —  namentlich  in 
den  überseeischen  Staaten  —  gerade  das  Gegenteil  gilt,  dürfte 
in  der  nächsten  Zukunft  der  Interessenstandpunkt  dieser  Länder 
für  die  Gestaltung  der  internationalen  Wanderungen  mass- 
gebend werden.  Die  Einwanderungsländer  werden  wahrschein- 
lich unter  dem  Drucke  ihrer  heimischen  Arbeiterschaft  und  der 
Befürchtung  der  Degeneration  ihrer  herrschenden  Rasse  künftig 
immer  mehr  bestrebt  sein,  die  Einwanderung  den  tatsächlichen 
Bedürfnissen  ihrer  Volkswirtschaft  anzupassen  und  namentlich 
jene  Einwanderer  heranzuziehen,  von  welchen  —  bei  ent- 
sprechenden Einrichtungen  für  ihren  Schutz  und  für  ihre 
Naturalisation  —  vorauszusetzen  ist,  dass  sie  sich  ständig 
ansiedeln  werden.  Die  Auswanderungsländer  werden  also  vor 
der  Gefahr  stehen,  ihre  Auswanderer  in  Länder  ziehen  zu  lassen, 
von  wo  sie  nimmer  wiederkehren.  Sie  werden  daher,  wie  heute 
etwa  gegenüber  der  Auswanderung  nach  Kanada  zu  gunsten 
der  Auswanderung  in  die  Staaten,  alles  aufbieten,  den  Strom 
der  Auswanderung  in  Länder  zu  lenken,  wo  die  Arbeiter  auch 
als  Saisonarbeiter  oder  ausschliesslich  als  solche  gern  gesehen 
werden,  wo  sie  nicht  vereinzelt,  sondern  in  Massen  beisammen 
bleiben  können  und  schon  infolge  dieses  Umstandes  ihr  Volks- 
tum eher  bewahren. 

2.  Die  Länder,  die  der  Saisonarbeiter  bedürfen,  dürften  also 
in  der  Zukunft  seitens  der  Auswanderungsstaaten  ein  viel 
grösseres  Entgegenkommen  erwarten,  als  die  überseeischen 
Länder,  selbst  als  jene  unter  den  letzteren,  die  sich  scheinbar 
(Argentinien)  auch  mit  Saisonarbeitern  begnügen,  in  Wahrheit 
jedoch  alles  aufbieten  müssen,  die  Einwanderer  definitiv  anzu- 
siedeln. Die  europäischen  Einwanderungstaaten  (Deutschland 
mit  '  über  einer  Million  Saisonarbeiter ;  Frankreich  mit  etwa 
40.000  Saisonarbeitern1  nur  aus  Galizien;  Holland,  Dänemark, 
Schweden,    Norwegen    zusammen    mit    etwa    80.000    Galiziern) 


1  Im  Gegensatz  zu  dieser  österreichischen  Schätzung  setzt  die  amtliche 
Enquete  des  französischen  Arbeitsamtes  über  die  Einwanderung  und  Unter- 
bringung polnischer  Feldarbeiter  in  Frankreich  (S.  Bulletin  de  /'  Office  du 
Travail.  Novembre  et  Decembre  1911)  die  Zahl  der  in  Frankreich  angeworbenen 
polnischen  Arbeiter  von  1908  bis  1910  nur  auf  ungefähr  10.000  (hievon 
1200  Frauen  und  Mädchen  und  250  Familien).  Von  diesen  Arbeitern  — 
bemerkt  der  erwähnte  Bericht  —  sind  derzeit  ungefähr  5000  in  Frankreich 
beschäftigt,  und  zwar  zum  grössten  Teile  als  Jahresarbeiter. 
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dürften  also  vorerst  nur  so  weit  freiwillig  Einrichtungen  zur 
Regelung  des  Arbeitsmarktes  und  zum  Schutz  der  Einwanderer 
treffen,  soweit  sie  hiezu  durch  das  Interesse  der  einheimischen 
Arbeitgeber  und  die  Gefährdung  des  Lebensstandards  ihrer 
gewerkschaftlich  und  politisch  organisierten  Arbeiterschaft  ge- 
drängt werden.  Eine  Änderung  dieser  Haltung  dürfte  aber  bald 
eintreten,  falls  sie,  wie  heute  schon  Dänemark,  befürchten  müssten, 
dass  ihr  Arbeiterimport  durch  die  Konkurrenz  der  anderen 
Einwanderungsländer  oder  durch  die  einseitigen  Massnahmen  der 
Auswanderungsländer  gefährdet  wird.  Diese  Wendung  dürfte 
aber  nicht  allzu  fern  sein.  Durch  die  fortschreitende  Entwicklung 
des  Kapitalismus,  welche  auch  durch  die  Möglichkeit  des  Zuzugs 
fremder  billiger  Arbeitskräfte  gefördert  wird,  wird  der  Arbeiter- 
bedarf der  westlichen  Kulturstaaten  von  Jahr  zu  Jahr  steigen. 
Doch  auch  die  überseeischen  Länder  werden  durch  ihr  bewusstes 
Ausleseverfahren  und  Einwandererschutz  (Minimallohn  u.  s.  w.) 
erreichen,  dass  ihr  Arbeitsmarkt  für  die  zugelassenen  Arbeiter 
erster  Güte  noch  erwünschter  erscheine.  Die  überseeische  Aus- 
wanderung dürfte  also  trotz  der  unfreundlichen  Haltung  der 
betreffenden  Regierungen  ihren  weiteren  Fortgang  nehmen. 
Durch  das  Eindringen  des  Kapitalismus  endlich  in  Landwirt- 
schaft, Bergbau  und  Industrie,  sowie  durch  die  Auswanderung 
selbst  wird  der  Arbeitermangel  auch  im  süd-  und  östlichen  Europa 
steigen  und  die  Löhne  werden  teilweise  automatisch,  teilweise 
durch  die  organisierte  Selbsthilfe  der  Arbeiter  ein  Niveau 
erreichen,  das  viele  Arbeiter  im  Lande  festhalten  wird.  Der 
Arbeitermangel  dürfte  jedoch  —  wie  erwähnt  —  diese  Aus- 
wanderungsstaaten bald  auch  zu  systematischen  Massnahmen 
zwingen,  um  ihre  Arbeitskraft  in  möglichst  grossem  Masse  im 
Lande  zu  behalten. 

3.  Diese  Massnahmen  dürften  vorerst  aus  Retorsionsmass- 
regeln  und  administrativen  Verfügungen  bestehen,  mit  den 
steigenden  Kulturansprüchen  und  der  politischen  Einsicht  der 
arbeitenden  Klassen  aber  auch  zu  organischen  Reformen  der 
Volkswirtschaft  führen,  die  der  Bevölkerung  in  ihrem  Vater- 
lande selbst  ein  Betätigungsfeld  bieten  soll. 

Die  repressiven  Massnahmen  der  Auswanderungsländer 
dürften  etwa  in  der  strafrechtlichen  Unterdrückung  des  Agen- 
tenwesens bestehen,  namentlich  jene  Länder  betreffend,  die 
den  Einwanderern  gegenüber  gar  keine  Zuvorkommenheit  zeigen. 
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Andererseits  dürfte  die  Organisation  des  heimischen  Arbeits- 
marktes in  allen  Auswanderungsländern  bald  nicht  nur  eine 
volkswirtschaftliche,  sondern  eine  wahre  Staatsnotwendigkeit 
werden.  In  Ungarn  wurde  schon  im  Jahre  1898  eine  land- 
wirtschaftliche Arbeitsvermittlung  seitens  des  Ackerbaumi- 
nisteriums organisiert,  die  demnächst  eben  mit  Rücksicht  auf 
die  Auswanderung  neuorganisiert  werden  soll.  In  Osterreich  hat 
Galizien  und  die  Bukowina  schon  seit  einigen  Jahren  Landes- 
vermittlungsämter und  am  1.  Mai  1911  begann  auch  das  von 
der  K.  k.  Landwirtschaftlichen  Gesellschaft  in  Wien  errichtete 
Landwirtschaftliche  Arbeitsamt  seine  Tätigkeit.  Dieses  Amt  hat 
die  Aufgabe :  „dem  immer  drückenderen  Mangel  an  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Arbeitskräften,  namentlich  aber  an  Saison- 
oder Wanderarbeitern  für  die  Zukunft  durch  Zentralisation  des 
Vermittlungsdienstes,  durch  Regelung  des  landwirtschaftlichen 
Arbeitsmarktes  und  durch  entsprechende  Einflussnahme  auf  die 
Aus-  und  Abwanderung  zu  steuern". 

Die  Wirkung  dieser  Massregel  auf  Deutschland  geht  daraus 
hervor,  dass  die  Deutsche  Arbeiterzentrale  auf  die  Nachricht 
der  Gründung  dieses  Amtes  hin  mit  der  russischen  Regierung 
Verhandlungen  zu  dem  Zwecke  angeknüpft  hat,  um  für  den 
aus  Österreich  zu  befürchtenden  Ausfall  von  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern  rechtzeitig  Ersatz  schaffen  zu  können.  Zu  diesem 
Behufe  ist  auch  die  Gründung  von  drei  Arbeitsvermittlungs- 
anstalten im  westlichen  Russland  in  Aussicht  genommen 
worden.  Wie  schwierig  sich  schon  die  Lage  des  deut- 
schen Arbeitsmarktes  gestaltet,  geht  eben  aus  den  Berichten 
dieser  Zentrale  hervor.  Es  wird  in  dem  letzten  Bericht  (April- 
Mai  1912)  dieser  Zentrale  einbekannt,  „dass  bei  den  Wander- 
arbeitern in  Russland  die  Bemühungen,  die  fehlenden  Arbeiter 
heranzuschaffen,  allenthalben  so  gut  wie  erfolglos  waren". 
„Neuerdings  macht  sich  in  den  slavischen  Ländern  eine  lebhafte 
Agitation  für  die  Auswanderung  nach  Kanada  bemerkbar,  weil 
dort  Löhne  von  3  bis  4  Rubel  in  Aussicht  gestellt  werden." 
Es  heisst  weiter :  „Das  Angebot  der  galizischen  Arbeiter  Hess 
weiter  nach.  Zeigte  sich  Galizien  überhaupt  schon  erschöpft 
durch  die  starke  Inanspruchnahme  seitens  Deutschlands,  Frank- 
reichs, Böhmens  und  der  skandinavischen  Länder,  so  kam  noch 
erschwerend  hinzu,  dass  das  eigene  Land  durch  die  bevor- 
stehenden Erntearbeiten,  sowie    durch    Kanal-  und    Erdarbeiten 
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die  wenigen  noch  verfügbaren  Arbeitskräfte  selbst  dringend 
nötig  hatte.  In  Ungarn  wurde  bereits  mit  der  Ernte  begonnen, 
und  daher  erfolgte  von  dieser  Seite  gar  kein  Angebot.  Bei  den 
italienischen  Arbeitern  war  die  Rückwanderung  stärker  als  die 
Zuwanderung.  Kamen  z.  B.  über  die  Übergangsstelle  Konstanz 
noch  nicht  200  Zuwanderer,  so  stellte  sich  die  Zahl  der  Abwan- 
derer  auf  500  bis  600.  Ahnlich  lag  es  bei  der  Übergangsstelle 
Chiasso.  Der  Zuzug  der  holländischen  Arbeiter  war  massig, 
obwohl  nach  Zechenarbeitern  sehr  gefragt  wurde,  doch  haben 
die  Holländer  eine  starke  Abneigung  gegen  jede  Grubenarbeit. 
Beobachtet  wurde  im  Berichtsmonat  eine  Werbetätigkeit  fran- 
zösischer Agenten  im  Ruhrkohlenrevier,  die  namentlich  polnische 
Arbeiter  unter  grossen  Versprechungen  für  die  französischen 
Gruben  zu  gewinnen  suchten.  Bei  den  dänischen  Arbeitern 
ruhte  Angebot  und  Nachfrage."  1 

Die  Lage  der  europäischen  Weststaaten  wird  sich  aber  erst 
dann  recht  peinlich  gestalten,  wenn  die  heutigen  wichtigsten 
Arbeiterexportstaaten  durch  wirtschaftliche  und  politische  Re- 
,  formen  (oder  eventuell  Revolutionen)  den  Pfad  der  grossen  inneren 
Neugestaltungen,  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Bodenbesitzes, 
betreten  werden.  Während  das  seit  Jahrhunderten  bestehende 
Elend  des  Landvolkes  zu  stumpfem  Atavismus  führte  oder 
unsinnige  Massenrevolten  erzeugt  hat,  bildet  gerade  die  Saison- 
auswanderung eine  wahre  Schule  der  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Erziehung  für  die  Landbevölkerung.  Da  mit  der  stei- 
genden Kultur  in  diesen  Ländern  der  natürliche  Bevölkerungs- 
zuwachs, trotz  der  Verbesserung  der  Sterblichkeitsrate,  schon 
heute  zu  sinken  beginnt,  dürfte  es  manchem  dieser  Länder  — 
wie  im  vergangenen  Jahrhundert  Deutschland  —  gelingen,  der 
Massenauswanderung  Halt  zu  gebieten.  Am  günstigsten  dürfte 
sich  dann  der  Arbeitsmarkt  jener  Länder  gestalten,  in  welchen 
nebst  einer  massigen  Entwicklung  der  Industrie,  die  Landwirt- 
schaft auf  das  unmittelbare  Interesse  der  wirklichen  Dorfbauern 
aufgebaut  ist.  Die  grossen  industriellen  Staaten  der  Welt 
würden  gezwungen  sein,  entweder  ein  viel  langsameres  Tempo 
bei  der  Entwicklung  ihrer  Industrie  einzuschlagen  —  etwa  wie 
Frankreich  und  vielleicht  auch  schon  England  —  oder  aber  zur 
Verrichtung  der  gröbsten  industriellen  Arbeit  statt  des  erschöpften 


1  Soziale  Praxis  und  Archiv  für  Volkswohlfahrt.   Band  XXXI.   S.   400  ff. 
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Arbeitsmarktes  Süd-  und  Osteuropas  auf  einer  tieferen  Stufe  der 
Kultur  stehende  Elemente  heranziehen.  Der  Kapitalismus  wird  es 
kaum  unversucht  lassen,  jene  heute  noch  unverrückbar  scheinen- 
den Schranken,  die  in  dem  Schlachtruf  des  maintenance  of  a  withe 
America,  of  a  withe  Australia  zum  Ausdruck  kommen,  niederzu- 
reissen  und  zu  seiner  weiteren  Expansion  selbst  im  alten  Europa 
asiatische  oder  auch  afrikanische  Arbeitskräfte  heranzuziehen.  In 
Deutschland  wurde  der  Beginn  mit  der  Anwendung  von  Kulis 
seitens  der  grossen  Schiffahrtsgesellschaften  schon  gemacht.  Die 
sozialen  Auswüchse  der  Einführung  dieser  Arbeiter  dürften  noch 
durch  eine  entsprechende  soziale  Gesetzgebung  sehr  beschränkt 
werden.  Wurden  doch  für  die  Chinesen,  die  in  den  Bergwerken 
mancher  holländischer  Kolonien  ausschliesslich  beschäftigt  wer- 
den, auf  Grund  einer  sozialistischen  Agitation  schon  der  Zehn- 
stundentag, entsprechende  Wohnungsverhältnisse  und  andere 
hygienische  Massregeln  eingeführt.  Bei  der  massenhaften  Ein- 
führung von  farbigen  Arbeitern  in  die  alte  Kulturwelt  besteht 
jedoch  die  Gefahr,  dass  sich  die  schwerwiegende  soziale  Frage, 
die  in  den  internationalen  Wanderungen  steckt,  zur  grössten 
Frage  der  Zukunft,  zum  Problem  des  Herrschaftskampfes  zwischen 
der  weissen  und  der  farbigen,  namentlich  aber  der  gelben  Rasse 
erweitern  könnte. 

Nachdem  wir  diesen  Blick  in  die  Zukunft  geworfen  haben, 
untersuchen  wir  nun,  auf  welchem  Wege  das  Bestreben  vieler  Mil- 
lionen Menschen  —  jährlich  gehen  heute  über  2  Millionen 
Menschen  über  die  Grenze  zu  ständigeren  Erwerbszwecken  — 
durch  Wanderungen  ihr  Los  zu  verbessern  und  namentlich  gegen 
chronische  oder  periodische  Arbeitslosigkeit  anzukämpfen,  mög- 
lichst erleichtert  und  durch  einheitliche,  staatliche  Gesetz- 
gebung, oder  eventuelle  spezielle  internationale  Verträge  in 
zivilisierte  Bahnen  geleitet  werden  könnte.  Die  diesbezüglichen 
Bemühungen  sind  neueren  Datums  und  unsere  Vereinigung 
könnte  sich  hier,  sobald  sie  sich  entschliessen  sollte,  dieses  Gebiet 
kontinuierlich  zu  bearbeiten,  mancher  wertvoller  Vorarbeiten 
anderer  internationaler  Organisationen  bedienen. 

Nebst  den  erwähnten  Arbeiten  des  Internationalen  Statisti- 
schen Instituts  betreffend  die  internationale  Ein-  und  Auswan- 
derungsstatistik, hat  sich  zuerst  das  Institut  für  Internationales 
Recht  auf  zwei  Kongressen  eingehend  mit  der  Wanderungsfrage 
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beschäftigt.  Auf  Antrag  des  Professors  Ludovico  Olivi  hat  der 
Krongress  dieses  Instituts  zu  Venedig  (1896)  eine  Kommission 
zur  Festellung  jener  allgemeinen  Grundsätze  entsendet,  welche 
die  innerstaatliche  Gesetzgebung  in  der  Frage  der  internationalen 
Wanderungen  anzunehmen  hätte  und  die  dann  beliebig  ausgestal- 
tet werden  könnten.  Der  von  dieser  Kommission  auf  Grund  der 
Vorschläge  Olivis  und  des  Professors  Heimburger  festgestellte 
und  von  dem  in  folgenden  Jahre  in  Kopenhagen  abgehaltenen 
Kongress  des  Instituts  angenommene  Vorschlag  besteht  aus  zwei 
Teilen:  1.  Vom  Institut  für  internationales  Recht  empfohlene 
Grundsätze  eines  internationalen  Vertrags;  2.  Wünsche  mit  Bezug 
auf  die  Auswanderungsfrage.1 

Das  Internationale  Kolonialinstitut  beschäftigte  sich  auf  seinem 
am  27.  April  1905  in  Rom  tagenden  Kongresse  auf  Grund  des 
eingehenden  Berichtes  Luigi  Bodios  mit  der  internationalen  Wan- 
derungsstatistik und  den  Aus-  und  Einwanderungsgesetzen,  ohne 
zu  positiven  Resolutionen  zu  gelangen.2 

Nebst  diesen  wissenschaftlichen  Instituten  haben  sich  auch 
mehrere  internationale  Organisationen  von  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitern mit  unserer  Frage  eingehend  beschäftigt. 

So  wurde  schon  gelegentlich  der  auf  Initiative  des  Königs 
von  Italien  erfolgten  Gründung  des  Internationalen  Landwirt- 
schaftlichen Instituts  als  eine  besondere  Aufgabe  desselben  die 
Regelung  des  internationalen  landwirtschaftlichen  Arbeitsmarktes 
ins  Auge  gefasst.  Der  aus  diesem  Anlasse  herausgegebene 
Studienband  enthält  den  ausgezeichneten  Aufsatz  Boscos  über 
die  Arbeitsvermittlung  für  Auswanderer.3 

Auf  der  Tagesordnung  des  im  Jahre  1907  von  18.  bis 
24.  August  in  Stuttgart  abgehaltenen  Internationalen  Sozialisten- 
kongresses stand  auch  die  Ein-  und  Auswanderung.  Bei  dem 
interessanten  Gedankenaustausch   kam  trotz    des    gemeinsamen 


1  Vergl.  Annuaire  de  l Institut  de  droit  international.  Bd.  XVI.  53 — 67  und 
242—279.  Bd.  XX.  306—312.  Olivi,  L'emigration  au  point  de  vue  juridique 
international  et  les  deliberations  de  l Institut  de  droit  international  (Revue  de 
droit  inter.  Bd.  XXX.   S.  413.) 

2  Vergl.  Compte  reudu  de  la  session  de  /' Institut  Colonial  International,  le 
25-27  Avril  1905.  Bruxelles  1905.  Diskussion  S.  245—263.  Bericht  S.  555—585. 

3  L'Initiativa  Del  Re  d'Italia.  L '.  Instituto  internazionale  d ' agricoltura. 
Studi  e  Documenti.  Roma  1905.  Augusto  Bosco,  L '  emigrazione  e  l'organizzazione 
dei  mercati  de  lavoro,  p.  603—732. 
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sozialistischen  Glaubenbekenntnisses  der  Gegensatz  zwischen  den 
Arbeitern  der  Ein-  und  jenen  der  Auswanderungsländer  klar  zum 
Ausdruck.  Während  die  Vertreter  von  Amerika,  Deutschland, 
Süd-Afrika  und  namentlich  Australiens  für  die  mehr  oder  min- 
der strenge  Einschränkung  der  Einwanderung  eintraten,  um 
die  Erfolge  des  organisierten  Kampfes  der  einheimischen  Ar- 
beiterschaft gegen  die  Konkurrenz  von  Einwanderern,  nament- 
lich aber  jenen  der  gelben  Rasse  zu  schützen,  erklärten  sich  die  Ver- 
treter der  Auswanderungsländer  mit  Berufung  auf  die  inter- 
nationale Solidarität  des  Proletariats  für  die  vollkommene  Freiheit 
der  Aus-  und  Einwanderung,  sowie  für  die  Organisation  und 
den  gesetzlichen  Schutz  (Minimallohn  und  Maximalarbeitszeit)  der 
Einwanderer,  um  die  Gefahren  ihrer  Konkurrenz  auszumerzen. 
Die  in  diesem  Sinne  gefasste  Resolution  des  Kongresses  beweist, 
dass  der  Kongress  damit  mehr  das  Prinzip  der  Klasseneinheit 
betonen,  als  praktische  Zwecke  erreichen  wollte.1 

Wie  oben  erwähnt,  haben  sich  auch  die  Mitteleuropäischen 
W irtschaftsvereine  mit  der  Regelung  des  internationalen  Arbeits- 
marktes beschäftigt.2  Da  auf  der  am  17.  und  18.  Mai  1909  in 
Berlin  abgehaltenen  Konferenz  zwischen  den  Elaboraten  der 
Referenten  sich  grosse  Gegensätze  erwiesen,  wurde  auf  Antrag 
des  Professors  Dr.  Mischler  eine  Kommission  eingesetzt.  Der 
übereinstimmende  Entwurf  derselben  wurde  der  Spezialkonferenz 
betreffs  Organisation  des  Arbeitsmarktes  in  Budapest  (7.  und 
8.  Oktober  1910)  unterbreitet,  doch  kam  dieser  infolge  des 
Widerstandes  des  deutschen  Delegierten  nur  zum  Teil  zur 
Annahme. 

Vom  katholisch-sozialen  Standpunkt  hat  sich  der  deutsche 
Caritasverband  mit  der  Wanderungsfrage  befasst.  Am  10.  Okto- 
ber 1909  wurde  auf  dem  14.  allgemeinen  Caritastage  zu 
Erfurt  die  Konferenz  für  Auswandererwesen  als  ständige  Ein- 
richtung des  Caritasverbandes  begründet,  mit  dem  Zwecke,  die 
Probleme  der  gesamten  Auswanderungsfrage  nach  und  nach  ein- 
gehend zu  studieren.  Die  erste  Auswanderungskonferenz  hat  sich 


1  Internationaler  Sozialistenkongress  zu  Stuttgart,  vom  18.  bis  24.  August 
1907.  Berlin,  1910  S.  57.  und   113. 

2  Verhandlungen  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  in  Berlin  (\1. 
und  18.  Mai  1909).  Berlin  1909.  Puttkammer  und  Mühlbrecht.  Verhandlungen 
der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  in  Budapest   1910.  Budapest  1910. 
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mit  dieser  Frage  im  allgemeinen  beschäftigt;  die  zweite  Konferenz 
am  24.  Januar  1910  zu  Berlin  hat  den  Anteil  der  katholischen 
Völker  an  der  überseeischen  Auswanderung  behandelt;  das  Thema 
der  dritten  Konferenz  endlich  (Dresden  25.  September  1911) 
lautete:  „Die  soziale  und  charitativ  religiöse  Fürsorge  für  die 
ausländischen  Saisonarbeiter  in  Deutschland".1 

Die  Saisonarbeiterfrage  kam  auch  auf  der  VI.  Arbeits- 
nachweiskonferenz in  Breslau  vom  26.  bis  29.  Oktober  1910 
von  deutschsozialem  Gesichtspunkt  zu  eingehender  Verhand- 
lung, worüber  eine  besondere  Verbandstagsschrift  —  welche 
auch  eine  gute  Literaturübersicht  über  die  ausländischen 
Arbeiten  enthält  —  sowie  ein  stenographischer  Bericht  der  Ver- 
handlungen vorliegt.2 

Endlich  wäre  noch  in  diesem  Zusammenhange  des  Vor- 
schlages eines  der  besten  Kenner  der  Auswanderungsfrage, 
des  Dr.  Leopold  Caro  (Krakau)  Erwähnung  zu  tun,  der  in 
seinem  Werke :  „Auswanderung  und  Auswanderungspolitik  in 
Osterreich,"  mit  Hinweis  auf  das  Riesenmaterial,  das  durch 
eine  internationale  Regelung  der  Auswanderungsfrage  zu  bewäl- 
tigen wäre,  die  Idee  aufwirft,  ein  ständiges  internationales 
Institut  für  Auswanderungswesen  zu  gründen.  Da  es  sich  hier 
in  erster  Linie  nicht  um  juridische,  sondern  viel  mehr  um 
sozialpolitische  Aufgaben  handelt,  wäre  —  nach  Ansicht  dieses 
Autors  —  das  bestehende  Institut  für  internationales  Recht 
nicht  dazu  geeignet,  diese  Aufgabe  zu  lösen.  Das  von  Caro 
proponierte  Institut  „würde  nicht  bloss  die  Aufgabe  haben, 
den  Abschluss  internationaler  Verträge  in  unserer  Frage  vor- 
zubreiten,  sowie  die  Aufnahme  von  gemeinschaftlichen  oder 
mindestens  von  denselben  Grundsätzen  beseelten  Bestimmungen 
in  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  anzuregen, 
sondern  auch  die  Auskunfterteilung  durch  wissenschaftliche 
Bearbeitung  der  Konsular-  und  anderer  Berichte  verschiedener 


1  1.  Heft :  Das  Auswandererproblem.  Freiburg  1910.  2.  Heft :  Der  Anteil 
der  katholischen  Völker  Europas  an  dei  überseeischen  Auswanderung.  Freiburg 
1911.  3.  Heft:  Die  Einwanderung  und  das  katholische  Deutschtum  in  Brasilien, 
Freiburg  1912.  4.  Heft :  Die  dritte  Konferenz  für  Auswandererwesen  in  Dresden, 
über  die  ausländischen  Saisonarbeiter  in  Deutschland.  Freiburg  1912. 

2  Verbandstagsschrift  zum  VI.  Arbeitsnachweiskongress  des  Verbandes  deut- 
scher Arbeitsnachweise  in  Breslau  7910.  (Sondernummer  der  Zeitschrift  „Der 
Arbeitsmarkt"  von  20.   Oktober  1910)  Berlin.  Reimer. 
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Staaten  über  die  Lage  der  Auswanderung  in  den  einzelnen 
Ländern,  über  die  in  denselben  bestehende  Immigrations-, 
Kolonisations-,  Eigentums-  und  Arbeitergesetzgebung,  Lohnhöhe, 
Lebensunterhalt,  Fauna  und  Flora  u.  s.  w.  auf  ein  höheres 
Niveau  zu  bringen  und  auf  diese  Weise  nicht  bloss  dem  prakti- 
schen Bedürfnis  der  Auswanderer,  sondern  auch  der  Völker- 
und  Volkswirtschaftskunde,  sowie  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft zu  dienen."  ' 

So  erwünscht  vom  sachlichen  Standpunkt  die  Gründung 
einer  solchen  ständigen  Institution  zu  scheinen  mag,  ist  es  eben 
in  Anbetracht  der  grossen  Gegensätze  zwischen  den  Aus-  und 
Einwanderungsländern  höchst  unwahrscheinlich,  dass  in  mensch- 
lich absehbarer  Zeit  ein  solches  internationales  Institut  offiziell 
geschaffen  werden  könnte.  Es  würde  schon  einen  grossen 
Schritt  auf  diesem  Gebiete  bedeuten,  wenn  vorerst  die  einzelnen 
Aus-,  bezw.  Einwanderungsstaaten  nebst  Schutzgesetzen  Aus-, 
beziehungsweise  Einwanderungsämter  schaffen  würden,  die  bei 
Beobachtung  der  besonderen  Interessen  ihrer  Staaten,  auch  als 
Organe  einer  internationalen  Beeinflussung  des  Wanderungs- 
wesens dienen  könnten. 

Zur  theoretischen  und  praktischen  Vorbereitung  der  natio- 
nalen und  internationalen  Regelung  der  Wanderungen  bedarf 
es  aber  heute  schon  einer  anerkannten  wissenschaftlichen 
internationalen  Organisation.  Wie  schon  im  ersten  Teil  dieses 
Berichtes  angedeutet,  scheint  mir  die  Internationale  Vereinigung 
zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  zu  diesem  Zwecke  geeignet 
zu  sein.  Ihr  internationaler  und  prägnant  sozialpolitischer 
Charakter,  das  von  ihren  Statuten  abgesteckte  weite  Ziel,  das  alle 
die  Linderung  der  Arbeitslosigkeit  bezweckenden  Aktionen 
umfasst,  machen  die  Gründung  einer  neuen  internationalen 
Vereinigung  für  das  Studium  des  Wanderungswesens  über- 
flüssig. Andererseits  könnte  unsere  Vereinigung  durch  diese 
unumgängliche  Erweiterung  ihres  ständigen  Arbeitsgebietes 
an  Bedeutung  und  Prestige  auch  ausserordentlich  gewinnen. 
Unterstützt  von  allen  interressierten  Staaten,  namentlich  auch 
von  den  neuen  Ländern,  die  unserer  Vereinigung  sonst  kaum 
Aufmerksamkeit  entgegenbringen  würden,  und  ergänzt  von  den 


1  Leopold  Caro,   Auswanderungs-   und  Einwanderungspolitik  in   Österreich. 
Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialpol.  Bd.   131.  Leipzig,  1911.  S.  241. 
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Fachautoritäten  der  Aus-  und  Einwanderungsfrage,  die  sich  für 
unsere  Vereinigung  wahrscheinlich  gewinnen  Hessen,  könnte 
diese  die  schwierigen  Probleme  der  gesamten  Wanderungsfrage 
nach  und  nach  teoretisch  und  praktisch  behandeln,  und  dann 
teilweise  in  ihrem  Plenum,  teilweise  durch  ihre  nationalen 
Sektionen  auf  die  Ausgestaltung  des  Auswanderer-,  beziehungs- 
weise Einwandererschutzes  und  der  internationalen  Regelung 
der  Wanderungen  einen  bedeutenden  Einfluss  gewinnen.  Dies 
würde  nicht  ausschliessen,  ja  es  wäre  notwendig,  dass  unsere 
Vereinigung  bei  der  Behandlung  der  einzelnen  Probleme  Hand 
in  Hand  gehe  mit  jenen  internationalen  Vereinigungen,  die  sich 
mit  dem  betreffenden  Spezialgebiet  schon  beschäftigt  haben,  oder 
aber  berufen  sind,  dasselbe  zu  fördern.  Aber  unstreitig  bedarf 
es  einer  ständigen  internationalen  Zentrale,  die  sich  in  der 
Zukunft  kontinuierlich  mit  der  systematischen  und  einheitlichen 
Förderung  dieses  wichtigsten  Gebietes  der  internationalen  Sozial- 
politik beschäftigen  würde. 

Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieses  Berichtes  sein,  sich  mit 
den  praktischen  Aussichten  der  einzelner  Probleme  eingehend 
zu  beschäftigen  und  die  auf  dieselben  bezüglichen  und  oben 
angeführten  Vorarbeiten,  von  denen  auch  unsere  Vereinigung 
Verwendung  zu  machen  hätte,  kritisch  zu  würdigen.  Die 
nächsten  Aufgaben  unserer  Vereinigung  scheinen  mir  auch  vom 
Gesichtspunkt  der  praktischen  Erfolge  folgende  zu  sein: 

■i  I.  Ausgestaltung  der  internationalen  Statistik  der  Aus-  und 
Einwanderung,  in  Verbindung  mit  dem  Internationalen  Statisti- 
schen Institut  und  als  Ergänzung  der  schon  in  Angriff  genom- 
menen Statistik  der  Arbeitslosigkeit 

II.  Einheitlicher  nationaler  Ausweis  des  Arbeitsmarktes  und 
fortlaufende  internationale  Zusammenfassung,  beziehungsweise 
Austausch  dieser  Ausweise. 

III.  Ausgestaltung  und  Zusammenfassung  der  nationalen 
Arbeitsvermittlung  zu  Zwecken  der  unter  II.  genannten  statisti- 
schen Aufgaben,  namentlich  aber  als  Grundlage  einer  rationellen 
Regelung  der  Aus-,  beziehungsweise  der  Einwanderung.  In 
diesem  Zusammenhange  wäre  auch  die  zweckmässigste  Orga- 
nisation   des  Informationsdienstes  für  Auswanderer  zu  erörtern. 

IV.  Feststellung  der  sozialpolitischen  Prinzipien  der  Aus- 
wanderungs-,    beziehungsweise    Einwanderungsgesetze,    in    Ver- 
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bindung  mit  dem  Institut  für  internationales  Recht.  Die  natio- 
nalen Sektionen  hätten  die  Aufgabe,  auf  die  Verwirklichung 
dieser  Prinzipien  zu  dringen. 

V.  Die  nationalen  Sektionen  der  Auswanderungsländer 
hätten  die  Aufgabe,  sich  mit  den  Ursachen  der  Auswanderung 
eines  Landes  und  den  organischen  Reformen  zur  Einschränkung 
derselben  eingehend  zu  beschäftigen. 

VI.  Folgende  internationale  Abkommen  wären  vorzubereiten: 

1.  Ein  Abkommen  bezüglich  der  möglichst  schnellen 
Notifikation  aller  auf  die  Aus-,  beziehungsweise  Einwanderung 
bezüglichen  Gesetze  und  Vorschriften.  Berücksichtigung  der- 
selben, namentlich  seitens  der  Auswanderungsländer  zur  Ver- 
hinderung der  Zurückweisung  der  Auswanderer.  Hiebei  wären 
auch  die  Pflichten  der  Durchwanderungsländer,  welche  die 
eigentliche  Beförderung  besorgen,  zu  statuieren,  sowie  die  Frage 
der  Ausweisungspapiere  zu  ordnen  und  der  internationale 
Menschenschmuggel  zu  verhindern. 

2.  Ein  Abkommen  bezüglich  des  gemeinsamen  gesundheit- 
lichen Schutzes  der  Auswanderer  vor  der  Einschiffung,  auf  den 
Schiffen  und  in  den  Landungshäfen.  (Artzliche  Untersuchung 
vor  der  Abreise,  Auswanderertransport  auf  dem  Lande,  Neu- 
regelung des  Personentransports  auf  Schiffen,  namentlich  in 
bezug  auf  die  Sicherheit  der  Schiffe  und  auf  das  Mindestmass 
von  Licht,  Luft  und  Verpflegung.) 

3.  Ein  Abkommen  bezüglich  der  gemeinsamen  Organisation 
des  Rechtsschutzes  für  Auswanderer. 

4.  Vereinfachung  und  Verbilligung  der  Geldsendungen  und 
des  Geldwechsels. 

5.  Ein  Abkommen  bezüglich  des  Zusammenarbeitens  von 
gemeinnützigen  Arbeitsvermittlungsämtern  bei  Ausschliessung 
von  Agenten.  Hiebei  wäre  auch  zu  untersuchen,  unter  welchen 
Bedingungen  Arbeitsvermittlungsämter  auch  Kontraktarbeiter 
liefern  könnten.  (Minimallohn  u.  s.  W.) 

6.  Gegenseitigkeitsabkommen  bezüglich  der  Sozialversiche- 
rung, eventuell  auch  der  gleichmässigen  Arbeitsvermittlung  und 
der  gleichmässigen  Verwendung  von  ausländischen  Arbeitern 
bei  öffentlichen  Arbeiten.  Diese  Fragen  (3.  4.  5.  6.)  könnten  etwa 
in  Verbindung  mit  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetz- 
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liehen  Arbeitsehutz  und   dem  Internationale  Komite    für  Sozial- 
versicherung- vorbereitet  werden. 

Dies  scheint  so  ziemlich  das  Gebiet  zu  sein,  auf  dem 
eine  allgemeine  oder  wenigstens  partielle  internationale  Ver- 
ständigung in  der  nächsten  Zukunft  erzielt  werden  kann. 
Andere  Gebiete,  z.  B.  die  Einwanderungs-  bezw.  Auswanderungs- 
verbote, die  Naturalisationsfrage,  das  Agentenwesen,  namentlich 
aber  die  Interessen  des  mächtigen  Schiffahrtskapitals  (dessen 
vom  Gesichtspunkte  der  natürlichen  Entwicklung  der  über- 
seeischen Einwanderung  notwendige  Lahmlegung  nur  durch 
eine  Verstaatlichung  des  Schiffahrtsdienstes,  nach  dem  Muster 
des  Eisenbahndienstes,  zu  erreichen  wäre)  u.  s.  w.  dürften  so  ziem- 
lich einseitige  Machtfragen  der  einzelnen  Nationen  bleiben,  und 
könnten  höchstens  zu  den  Meistbegünstigungsverträgen  der 
Zollpolitik  ähnlichen  Verträgen  Raum  lassen. 

Die  angeführten  Probleme,  von  denen  ich  in  diesem  einleiten- 
den Berichte  nur  einen  Überblick  biete,  welche  ich  aber  nicht 
gleich  zur  Beschlussfassung  der  Sitzung  des  internationalen 
Komitees  in  Zürich  vorlegen  möchte,  bieten  für  unsere  Vereinigung 
ein  riesiges  Arbeitsgebiet.  Die  Interessengegensätze  zwischen  den 
einzelnen  Ländern  würden  auch  auf  dem  neutralen  Boden  unserer 
wissenschaftlichen  Körperschaft  aneinanderprallen,  doch  auf 
der  gemeinsamen  Grundlage  des  Suchens  nach  der  Wahrheit  und 
des  gleichen  Ideals  der  allgemeinen  menschlichen  Wohlfahrt  und 
Fortschritts  könnte  doch  in  vielen  Fragen  die  Lösung  gefunden 
werden.  Dann  wäre  es  an  der  Zeit,  durch  die  Vermittlung  einer 
Regierung,  die  an  der  Regelung  des  betreffenden  Problems  ein 
besonderes  Interesse  hat,  —  so  wie  es  der  Internationalen  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  durch  die  Vermittlung  der 
schweizerischen  Bundesregierung  schon  in  mehreren  Fällen  ge- 
lungen ist  —  eine  Staatenkonferenz  einzuberufen,  die  auf  Grund 
unserer  Vorarbeiten  die  Verbesserung  des  Menschenaustausches 
in  Angriff  nehmen  würde.  Ein  Symptom  für  diese  durch  die 
Macht  der  Umstände  notwendige  Entwicklung  ist  in  einer 
Botschaft  des  Präsidenten  Roosewelt  zu  erblicken«  Es  wurde  in 
dieser  Staatsschrift  der  übrigens  auch  im  amerikanischen  Ein- 
wanderungsgesetz von  Jahre  1907  enthaltene  Wunsch  aus- 
gesprochen, eine  internationale  Konferenz  zur  Beratung  der 
Einwanderungsfrage  einzuberufen,  die  das  Mitwirken  der  Aus- 
wanderungsländer zur  Durchführung  der  amerikanischen  Gesetze 
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bezweckt  hätte.  Eine  solche  Konferenz  hätte  natürlich  nicht  den 
Zweck  zu  erfüllen,  einseitigen  Machtinteressen  zu  dienen,  sondern 
müsste  von  der  Idee  des  Auswandererschutzes  geleitet  sein. 
Der  Schutz  des  Auswanderers,  des  unglücklichsten  Arbeitslosen, 
ist  die  nächste  Aufgabe,  wo  der  heutige  anarchische  Zustand  auf 
dem  Gebiete  des  modernen  Menschenaustausches  durch  inter- 
nationales Zusammenwirken  einer  höheren  Ordnung  Platz  machen 
muss.  Hoffentlich  wird  sich  die  Internationale  Vereinigung  zur 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  der  ihr  durch  ihre  hohen  Ziele 
und  die  historische  Entwicklung  zugewiesenen  Aufgabe  nicht 
entziehen  und  auf  diesem  Gebiete  die  ihren  Kräften  angemes- 
senen Vorarbeiten   leisten. 


Budapest,  den  1.  August  1912. 


Verlas  Ton  Orustay  Fischer  in  Jena.. 

Entwurf  für  ein  neues  ungarisches  Gewerbe-  und  Arbeiterschutz- 

.        Von  Josef  Sztcrenvi,  VVirkl.  Geh.  Rat,  Exzellenz  und  Kgl.  ungar.  Staats- 
gesetZ.    Sekretär.     1908.  Preis:  7  Mark. 

Kritisches  und  Positives  zur  Frage  der  Arbeitslosenfürsorge,    von 

Dr.  Fanny  Imle.     1907.  Preis:  1  Mark  20  Pf. 

Die  Tarifverträge  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  in 

Deutschland.     Von   Dr.  Fanny  Imle.     1907.  Preis :*2  Mark. 

Praktische  Maßregeln  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.   Eine 

kurze    Darstellung    der    bisher    angewandten    Mittel    und    Reform  vorschlage    für 
Deutschland.     Von  Hans  v.  Meverinck,  Kgl.  preuß.  Major  a.  D.    1896.  (127    S.) 

Preis:  2  Mark  50  Pf. 

Das  Problem  der  Arbeiterpensionskassen  und  seine  rechtlichen  und 

__.j.i«.   v«MMA<...AMnAn       Von    Dr.    phil.    Walter    Lanorte,    Versichern ngs- 
SOZialen  Konsequenzen.     Bachverständiger.    1910.  Preis:  2  Mark  50  Pf. 


Streikpolitik  und  Organisation  der  gemeinnützigen  paritätischen 

Von    Dr.    Stephan    Fritz    Nciiinann, 
Friedenau- Berlin.  1906.  Preis:  2  Mark. 


Arbeitsnachweise  in  Deutschland.    ^on  Dr  ^han  F,itz  N('mn;,"n' 


■> «_-^t    o»Ä„-Ä  ..j  A„ci,n«i.Miiin       Eine     sozialrechtliche     Studie.       Von 

Boykott,  Sperre  und  Aussperrung.    Prof    Dr.   jur.   et  Phii.  Maschke, 

Privatdozent.     1911.  Preis:  ü  Mark. 

Gewerbe-  und  Kanim  ergericht,  Nr.  10  vom  1.  Juli  1911: 

Zum  ersten  Male  wird  in  dieser  außerordentlich  gründlichen  und  tiefen  Arbeit 
der  Versuch  unternommen,  eine  systematische  Darstellung  der  genannten  drei 
Zwangsmittel  des  gewerblichen  Lohnkampfes  zu  geben.  ...  Er  untersucht  zunächst 
das  diesen  Erscheinungen  zugrunde  liegende  Problem  der  Rechtswidrigkeit  des 
Willenszwanges  in  sehr  eingehenden  juristischen  Darlegungen,  behandelt  dann 
Boykott,  Sperre  und  Aussperrung  an  der  Hand  des  bekannt  gewordenen  bezw.  zu 
rechtlicher  Beurteilung  durch  die  Gerichte  gelangten  Materials  erschöpfend  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Zwangsmittel,  danach  in  ihrer  Eigenschaft  als  Repressionsmittel 
und  schließt  mit  einem  Abschnitt  über  die  Durchführung  von  Boykott,  Sperre  und 
Aussperrung,  indem  hauptsächlich  die  Grenzen  derselben  gezeigt  werden.  .  .  .  Der 
Leitgedanke  drs  ganzen  Werkes  ist  im  Vorwort  treffend  gekennzeichnet  :  ,, Mögen 
aber  spätere  Untersuchungen  auch  noch  in  so  vielen  Details  zu  einer  Korrektur 
der  aufgestellten  Richtlinien  führen,  das  gefährlichste  wäre  jedenfalls,  auf  deren 
Aufstellung  überhaupt  zu  verzichten  und  die  Abgrenzung  des  Erlaubten  und 
Unerlaubten  lediglich  in  der  Anwendung  allgemeiner  Billigkeitserwägungen  auf  die 
konkrete  Gestellung  des  einzelnen  Falls  zu  suchen".      Dr.  von  Bröcker,  Berlin. 

Theorie  und  Praxis  des  Generalstreiks  in  der  modernen  Arbeiter- 
bewegung.   Von  Dr.   Klsbeth  Ceorgl.     1903.  Preis:  3  Mark  50  Pf. 


Per  moderne  französische  Syndikalismus. 


Von  Dr.  Anton  Acht.  (Ab- 
handlungen des  staatswissen- 
schaftlichen Seminars  zu  Jena.  Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Pierstorff. 
Band  IX,  Heft  3.)     1911.  Preis:  4  Mark  80  Pf. 

Das  Unterstützungswesen  bei  den  freien  deutschen  Gewerkschaften. 

Von   Dr.  Gustav  BrüggerliolT.     1907.  Preis:  3  Mark  50  Pf. 

Die  „freien«  Gewerkschaften  seit  1890.  f^SS^SlSTr^ft 

hältnis  zur  sozialdemokratischen  Partei.    Von  Dr.  Otto  Heilborn,  Gerichtsassessor. 

1907.     Preis:  4  Mark. 

Die  freien  Gewerkschaften  in  Deutschland.  SStaJSiH  im.  Von 

Dr.  Paul  Hirschfeld.    1908.  Preis:  14  Mark,  geb.  15  Mark. 


Verlag  von  (xiistav  Fischer  in  Jena. 


Gewerblicher  Konstitutionalismus.  ?0^ekt^erittsscthaarjt,1viecrhter„ägUdih8r„" 

zialen  Bedeutung.    Von  Dr.  Karl  Mamroih.     1911.  Preis:  4  Mark. 

Inhalt:  Einleitung.  Wesen  des  gewerblichen  Konstitutionalismus.  —  Erster 
Abschnitt.  Begriffsbestimmung  und  Einteilung  der  Arbeitstarifverträge.  —  Zweiter 
Abschnitt.  Die  Entwicklung  der  Arbeitstarifverträge.  —  Dritter  Abschnitt.  Der 
Inhalt  der  Arbeitstarifverträge.  —  Vierter  Abschnitt.  Gewerkvereine  und  Unter- 
nehmerverbände als  Vorbedingung  der  Arbeitstarifverträge.  —  Fünfter  Abschnitt. 
Die  Anwendbarkeit  der  Arbeitstarifverträge  auf  die  gewerblichen  Betriebsformen. 
—  Sechster  Abschnitt.  Vorteile  und  Nachteile  der  Arbeitstarifverträge.  —  Schluß- 
Ausblick,  insbesondere  auf  die  zukünftige  rechtliche  Gestaltung  der  Arbeitstarif- 
verträge im  Deutschen  Reiche.   —  Anmerkungen. 

Die  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klassen  L^ÄÄ 

Deutschland,  Belgien  und  Vereinigte  Staaten  von  Amerika).    Von 
Dr.  Carl  von  Tyszka.    1912.  Preis:  2  Mark  20  Pf. 

Inhalt  1.  Zur  Einführung.  —  2.  Das  Lohneinkommen.  —  3.  Die  Reallöhne 
und  ihre  Komponenten.  —  4.  Wohnuugsmieten  und  Wohnstandard  überhaupt.  — 
5.  Schutzzoll  und  Freihandel.  —  6.  Die  Lebensmittelpreise.  —  7.  Budgets  englischer 
und  deutscher  Arbeiterfamilien;  französischer  Arbeiterfamilien;  belgischer  Arbeiter- 
familien; amerikanischer  Arbeiterfamilien.  —  8.  Schluß:  Bilanz  der  Lebenshaltung 
typischer  Arbeiterfamilien  in  den  fünf  untersuchten  Ländern. 

Die  großen  umfassenden  Untersuchungen  des  englischen  Handelsamtes  vom 
Jahre  1908  bis  1911  über  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  den  bedeutendsten 
Industriestaaten  haben  mit  reichen  Mitteln,  mit  großer  Sachkenntnis  nnd  tiefer 
Gründlichkeit  den  Versuch  unternommen,  die  wirtschaftliche  Lage  und  die  Lebens- 
haltung der  arbeitenden  Klassen  in  fünf  Kulturländern  festzustellen.  Eine  kritische 
Zusammenstellung  dieser  Ergebnisse  in  deutscher  Sprache  bietet  obige  Schrift,  die 
ein  höchst  interessantes  Licht  auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  genannten 
Länder  wirft.  Ueber  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit,  Wohnungsstandard  und  Lebens- 
mittelpreise finden  sich  hier  sehr  bemerkenswerte  Aufschlüsse,  die  für  Politiker 
Sozialpolitiker  und  Volkswirte  von  großer  Bedeutung  sind. 


Die  soziale  Präge  und  der  Sozialismus.  a*t  S^taÄrSS"9 

Von  Dr.  med.  et  phil.  Franz  Oppeuheimer,  Privatdozent  der  Staatswissenschaften 
an  der  Universität  Berlin.    1912.    (VIII,  188  8.    8°.)  Preis:  1  Mark  20  Pf. 

Inhalt:  I.  Teil;  Die  soziale  Frage.  1.  Soziale  frage  und  Monopol.  2.  Wesen 
und  Entstehung  des  Kapitalismus.  3.  Robinson,  der  Kapitalist.  4.  Innere  Koloni- 
sation. —  II  Teil:  Der  Sozialismus.  5.  Liberaler  Sozialismus  und  Marxismus.  6.  Die 
Marx'sche  Lehre  von  Wert  und  Mehrwert.  7.  Die  wissenschaftlichen  Grundlagen 
des  Marxismus  und  Revisionismus.  8.  Kautsky  als  Agrartheoretiker.  9.  Kautskys 
Zukunftsstaat. 

Berliner  Tageblatt: 

.  .  .  Jetzt  beschreitet  Oppenheimer  den  einzigen  Weg,  der  ihm  übrig  bleibt. 
Er  gibt  seine  wissenschaftliche  Lebensarbeit,  in  einer  kleinen  leichtverständ- 
lichen Schrift  zusammengefaßt,  so  billig  heraus,  daß  sie  an  die  Masse  kommen 
kann.  Und  seine  Frage  ist  nun,  ob  man  auch  den  politischen  Broschürenschreiber, 
der  sich  an  die  Volksmassf  seihst  wendet,  ebenso  totschweigen  kann  wie  den  Gelehrten. 
Jetzt  wird  am  wenigsten  der  Marxismus  ausweichen  können  und  sein  llauptvertreter, 
Karl  Kautsky,  wird  durch  ein  kräftiges  Vorwort  gleich  zum  Kampfe  aufgefordert  .  .  . 

Oppenheimers  Gedankengänge  sind  im  tiefsten  Sinne  liberal  und  individualistisch, 
weil  die  Erhaltung  der  freien  Konkurrenz  einer  der  wichtigsten  Programmpunkte  ist 
Unternehmer,  Arbeiter  und  Bauernschaft  erhalten  hier  auf  Jahrzehnte  hinaus  eine 
Marschroute  gewiesen,  die  sie  gemeinsam  zurücklegen  müssen  und  können. 
Wirtschaftlich  gewinnen  die  Arbeiter  höhere  Löhne,  die  Landarbeiter  die  selbständige 
Bauernschaft,  die  Industrie  neue  Absatzgebiete  für  mindestens  fünfzehn  Millionen 
Menschen.  Oppenheimer  zeigt  die  größte  soziale  Reform,  die  möglich 
ist,  größer  als  alle  Arbeiterversicherung  zusammen.  Wenn,  wie  zu  erwarten,  der 
britische  Liberalismus  in  dieser  Richtung  vorausgeht,  wird  der  deutsche 
Liberalismus  hoffentlich  bald  seine  Schicksalsstunde  begreifen. 


Frommannacne  Buchdrucker«!  (Hermann  Potale)  In  Jena 
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